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Amtliche Bekanntmachung 

 

Hauptsatzung 

des Amtes Mittelholstein 

(Kreis Rendsburg-Eckernförde) 

 

Auf Grund des § 24a der Amtsordnung für Schleswig-Holstein (AO) vom 28. Februar 2003 

(GVOBl. Schl.-H. 2003 S. 112) in der zuletzt geänderten Fassung vom 04. März 2022 (GVOBl. 

Schl.-Holst. S. 154) in Verbindung mit § 4 Abs. 1 Satz 1 und 2 der Gemeindeordnung für Schles-

wig-Holstein (GO) vom 28. Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. 2003, S. 57) in der zuletzt geänderten 

Fassung vom 04. März 2022 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 153) wird nach Beschluss des Amtsaus-

schusses des Amtes Mittelholstein vom 10.11.2022 und mit Genehmigung des Landrats des Krei-

ses Rendsburg-Eckernförde folgende Hauptsatzung für das Amt Mittelholstein erlassen: 

 

§ 1 

Amtssitz, Wappen, Flagge, Siegel 

 

(1) Die Verwaltung des Amtes hat ihren Amtssitz in Hohenwestedt. 

(2) Das Wappen des Amtes Mittelholstein zeigt in Blau ein goldener Kranz mit 10 nach außen ge-

wendeten dreiblättrigen Kleeblättern. 

(3) Die Amtsflagge zeigt auf blauem Flaggentuch die Figur des Amtswappens in flaggengerechter 

Tinktur. 

(4) Das Dienstsiegel des Amtes zeigt das Amtswappen mit der Umschrift "Amt Mittelholstein – 

Kreis Rendsburg-Eckernförde". 

(5) Die Verwendung des Amtswappens durch Dritte bedarf der Genehmigung der Amtsdirektorin 

oder des Amtsdirektors. 

 

§ 2 

Amtsausschuss 

 

Jedes Mitglied des Amtsausschusses hat eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter. Die Stell-

vertretenden vertreten die Mitglieder des Amtsausschusses im Verhinderungsfall. 

 

§ 3 

Amtsvorsteherin, Amtsvorsteher 

 

(1) Die Amtsvorsteherin oder der Amtsvorsteher führt den Vorsitz im Amtsausschuss. 

(2) Die Amtsvorsteherin oder der Amtsvorsteher vertritt die Belange des Amtsausschusses gegen-

über der Amtsdirektorin oder dem Amtsdirektor als verwaltungsleitendem Organ des Amtes.  

(3) Die Amtsvorsteherin oder der Amtsvorsteher wird im Falle ihrer oder seiner Verhinderung von 

ihrer oder seiner ersten Stellvertretung, ist auch diese verhindert, von ihrer oder seiner zweiten 

Stellvertretung vertreten. Die Stellvertretenden können nicht gleichzeitig Stellvertretung der Amts-
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direktorin oder des Amtsdirektors sein.  

(4) Scheidet die Amtsvorsteherin oder der Amtsvorsteher oder eine seiner Stellvertretungen vor 

Ende der Wahlzeit aus, so ist die Ersatzwahl innerhalb von 3 Monaten nach dem Ausscheiden 

durchzuführen.  

 

§ 4 

Amtsdirektorin, Amtsdirektor 

 

(1) Die Amtsdirektorin oder der Amtsdirektor leitet die Verwaltung des Amtes in eigener Zuständigkeit 

nach den Zielen und Grundsätzen des Amtsausschusses und im Rahmen der von ihm bereitgestell-

ten Mittel. Sie oder er ist für die sachliche und wirtschaftliche Erledigung der Aufgaben, die Organisa-

tion und den Geschäftsgang der Verwaltung sowie für die Geschäfte der laufenden Verwaltung ver-

antwortlich. 

(2) Die Amtsdirektorin oder der Amtsdirektor berät die ehrenamtlichen Bürgermeisterinnen und 

Bürgermeister der amtsangehörigen Gemeinden. Ziel der Beratung ist es, die rechtmäßige, 

zweckmäßige und wirtschaftliche Wahrnehmung der Verwaltung sowie das Wohl der Einwohnerin-

nen und Einwohner sicherzustellen. Zu der Beratung gehören insbesondere Fragen der Anwen-

dung des § 43 GO. Über die Form (mündlich bzw. schriftlich), Zeitpunkt und Ort der Beratung (in 

der Gemeinde, in der Amtsverwaltung oder an einem anderen Ort) entscheidet die Amtsdirektorin 

oder der Amtsdirektor nach pflichtgemäßem Ermessen und möglichst in Abstimmung mit den eh-

renamtlichen Bürgermeisterinnen und Bürgermeistern. In geeigneten Fällen kann die Amtsdirekto-

rin oder der Amtsdirektor auch eine Mitarbeiterin oder einen Mitarbeiter des Amtes mit der Bera-

tung beauftragen.  

(3) Die Amtsdirektorin oder der Amtsdirektor wird für die Dauer von sechs Jahren gewählt.  

(4) Der Amtsausschuss wählt für die Dauer der allgemeinen Wahlzeit der Gemeindevertretungen 

zwei Stellvertretungen der Amtsdirektorin oder des Amtsdirektors. 

 

§ 5 

Vertretung des Amtes bei öffentlichen Anlässen (Repräsentation) 

 

Bei öffentlichen Anlässen wird das Amt durch die Amtsvorsteherin oder den Amtsvorsteher und 

durch die Amtsdirektorin oder den Amtsdirektor vertreten, die ihr Auftreten für das Amt im Einzelfall 

miteinander abstimmen.  

 

§ 6 

Gleichstellungsbeauftragte 

 

(1) Die Gleichstellungsbeauftragte ist hauptamtlich tätig. Ihr können anderweitige dienstliche oder 

arbeitsrechtliche Verpflichtungen übertragen werden, soweit dies ihren Arbeitsauftrag als Gleich-

stellungsbeauftragte nicht beeinträchtigt. 

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte trägt zur Verwirklichung der Gleichberechtigung von Frauen und 

Männern im Amt Mittelholstein bei. Sie ist dabei insbesondere in folgenden Aufgabenbereichen 

tätig: 

• Einbringung frauenspezifischer Belange in die Arbeit des Amtsausschusses, der Gemein-

devertretungen der amtsangehörigen Gemeinden, z.B. auch bei der Aufstellung eines Be-



1054 
 

bauungsplanes und der Verwaltung,  

• Prüfung von Verwaltungsvorlagen auf ihre Auswirkungen für Frauen,  

• Mitarbeit an Initiativen zur Verbesserung der Situation von Frauen im Amt,  

• Anbieten von Sprechstunden und Beratung für Hilfe suchende Frauen,  

• Zusammenarbeit mit gesellschaftlichen Gruppen, Institutionen, Betrieben und Behörden, 

um frauenspezifische Belange wahrzunehmen. 

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte ist in Ausübung ihrer Tätigkeit an fachliche Weisungen der 

Amtsdirektorin oder des Amtsdirektors nicht gebunden; sie unterliegt aber der allgemeinen Dienst-

aufsicht der Amtsdirektorin oder des Amtsdirektors. 

(4) Die Amtsdirektorin oder der Amtsdirektor hat die Gleichstellungsbeauftragte im Rahmen ihres 

Aufgabenbereiches an allen Vorhaben so frühzeitig zu beteiligen, dass deren Initiativen, Anregun-

gen, Vorschläge, Bedenken oder sonstige Stellungnahmen berücksichtigt werden können. Dazu 

sind ihr die zur Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen Unterlagen zur Kenntnis zu geben sowie 

erbetene Auskünfte zu erteilen. 

(5) Die Gleichstellungsbeauftragte kann in ihrem Aufgabenbereich eigene Öffentlichkeitsarbeit be-

treiben. Dabei ist sie an Weisungen nicht gebunden. Sie kann an den Sitzungen des Amtsaus-

schusses und der Ausschüsse teilnehmen. Dies gilt auch für nicht öffentliche Sitzungen. Zeit, Ort 

und Tagesordnung der Sitzungen sind ihr rechtzeitig bekannt zu geben. In Angelegenheiten ihres 

Aufgabenbereichs ist ihr auf Wunsch das Wort zu erteilen. 

 

§ 7 

Verwaltung 

 

Das Amt Mittelholstein unterhält an seinem Amtssitz eine eigene Verwaltung. 

 

§ 8 

Ständige Ausschüsse 

 

(1) Die folgenden ständigen Ausschüsse nach § 10a AO werden gebildet: 

 a)  Hauptausschuss 

 Zusammensetzung: 

 12 Mitglieder des Amtsausschusses und die Amtsdirektorin oder der Amtsdirektor ohne 

Stimmrecht 

 Aufgabengebiet: 

Gesetzlich übertragene Aufgaben (§ 15d AO i.V.m. § 45 b GO) und Aufgaben nach § 11 

Abs. 2 dieser Hauptsatzung, Finanzwesen, Vorbereitung des Haushaltsplans. 

Dem Hauptausschuss werden ferner alle übertragbaren Entscheidungen zugewiesen, die 

nicht bereits nach § 11 Abs. 1 dieser Hauptsatzung der Amtsdirektorin oder dem Amtsdirek-

tor übertragen worden sind. Die §§ 45a und 45c GO gelten entsprechend. 

 b)  Rechnungsprüfungsausschuss 

 Zusammensetzung: 

 5 Mitglieder des Amtsausschusses  

 Aufgabengebiet: 
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Prüfungswesen im Sinne des § 18 AO in Verbindung mit dem 1. Abschnitt des 6. Teils der 

GO „Haushaltswirtschaft“ 

(2) Zur Stellvertretung der Ausschussmitglieder wird ein Pool von jeweils 4 Personen gewählt, die 

die Ausschussmitglieder in der Reihenfolge, in der sie gewählt sind, vertreten. Die Stellvertreten-

den vertreten die Ausschussmitglieder im Verhinderungsfall. 

(3) Den Ausschüssen wird die Entscheidung über die Befangenheit ihrer Mitglieder und der nach 

§ 10a Abs. 4 AO an den Ausschusssitzungen teilnehmenden Personen übertragen. 

 

§ 9 

Sitzungen in Fällen höherer Gewalt 

 

(1) Bei Naturkatastrophen, aus Gründen des Infektionsschutzes oder vergleichbaren außer-

gewöhnlichen Notsituationen, die eine Teilnahme der Mitglieder des Amtsausschusses an Sitzun-

gen des Amtsausschusses erschweren oder verhindern, können die notwendigen Sitzungen des 

Amtsausschusses ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder im Sitzungsraum als Videokonfe-

renz durchgeführt werden. Dabei werden geeignete technische Hilfsmittel eingesetzt, durch die die 

Sitzung einschließlich der Beratungen und Beschlussfassungen zeitgleich in Bild und Ton an alle 

Personen mit Teilnahmerechten übertragen werden. Die Entscheidung hierüber trifft die Vorsitzen-

de oder der Vorsitzende des Amtsausschusses in Abstimmung mit der Amtsdirektorin oder dem 

Amtsdirektor. 

(2) Sitzungen der Ausschüsse und der Beiräte können im Sinne des Absatzes 1 durchgeführt wer-

den.  

(3) In einer Sitzung nach Abs. 1 und 2 findet eine Wahl im Falle eines Widerspruchs nach § 24a 

AO in Verbindung mit § 40 Abs. 2 GO durch geheime briefliche Abstimmung statt.  

(4) Das Amt entwickelt ein Verfahren, wie Einwohnerinnen und Einwohner im Fall der Durchfüh-

rungen von Sitzungen im Sinne des Absatzes 1 Fragen zu Beratungsgegenständen oder anderen 

Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft stellen und Vorschläge und Anregungen unterbreiten 

können. Das Verfahren wird mit der Tagesordnung zur Sitzung im Sinne des Absatzes 1 bekannt-

gemacht.  

(5) Die Öffentlichkeit im Sinne des § 10 Abs. 4 Satz 1 AO wird durch eine zeitgleiche Übertragung 

von Bild und Ton in einem öffentlich zugänglichen Raum und durch eine Echtzeitübertragung oder 

eine vergleichbare Einbindung über Internet hergestellt. 

 

§ 10 

Verarbeitung personenbezogener Daten 

 

(1) Das Amt Mittelholstein ist für sich selbst und für die amtsangehörigen Gemeinden für die Zah-

lung von Entschädigungen und um Gratulationen auszusprechen berechtigt, Namen, Anschrift, 

Funktion, Kontoverbindung, Fraktionszugehörigkeit, Tätigkeitsdauer und Geburtsdatum der Mit-

glieder des Amtsausschusses und der amtsangehörigen Gemeindevertretungen sowie der sonsti-

gen Ausschussmitglieder bei den Betroffenen gemäß §§ 13, 26 LDSG zu erheben und in einer 

Überweisungs- sowie einer Mitgliederdatei zu speichern. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend für die Erhebung von Namen, Anschriften, Funktionen und Tätig-

keitsdauer von ehrenamtlich Tätigen bei den Betroffenen gemäß §§ 13, 26 LDSG und Speicherung 

in einer Überweisungs- sowie einer Mitgliederdatei. 
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§ 11 

Wertgrenze bei Erwerb von und Verfügung über Amtsvermögen 

 

(1) Der Amtsdirektorin oder dem Amtsdirektor wird die Befugnis übertragen, bis zu folgenden 

Wertgrenzen Vermögensgegenstände zu erwerben und über Amtsvermögen zu verfügen:  

 1.  Stundungen bis zu einem Betrag von 20.000,00 €,  

 2. Niederschlagung von Ansprüchen, soweit ein Betrag von 5.000,00 € nicht überschritten 

wird.  

 3. Verzicht auf Ansprüche der Gemeinde, soweit ein Betrag von 1.000,00 € nicht überschritten 

wird.  

4. den Erwerb von Vermögensgegenständen, soweit der Wert des Vermögensgegen-

standes einen Betrag von 6.000,00 € nicht übersteigt,  

5. den Abschluss von Leasingverträgen, soweit die monatliche Leasingrate 1.000,00 € 

nicht übersteigt,  

6. der Veräußerung und Belastung von Amtsvermögen, soweit der Wert des Vermö-

gensgegenstandes oder die Belastung einen Wert von 6.000,00 € nicht übersteigt, 

7. die Annahme und Vermittlung von Schenkungen, Spenden und Erbschaften bis zu 

einem Wert von 6.000,00 €, 

8. Die Anmietung und Anpachtung von Grundstücken und Gebäuden, soweit der monat-

liche Mietzins 1.000,00 € nicht übersteigt, 

9. die Vergabe von Aufträgen im Rahmen der zur Verfügung gestellten Haushaltsmittel 

und der gesetzlichen Vergabebestimmungen bis zu einem Wert von 25.000,00 €,  

10. die Vergabe von Architekten- und Ingenieurleistungen bis zu einem Wert von 

6.000,00 €,  

11. die Ernennung, Versetzung, Abordnung, Versetzung in den Ruhestand, Entlassung 

von Beamten und die Einstellung, Höhergruppierung Übertragung anderer Aufgaben, 

Entlassung von Beschäftigen sowie beamten- und tarifrechtliche Entscheidungen, mit 

denen die Arbeitsbedingungen von diesen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wesent-

lich verändert werden (Umsetzung, Beurlaubung ohne Dienstbezüge) mit Ausnahme 

der ihm unmittelbar unterstellten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern. 

(2) Dem Hauptausschuss obliegen die ihm gesetzlich übertragenen Aufgaben. Er entscheidet fer-

ner über 

1. die Übernahme von Bürgschaften, den Abschluss von Gewährverträgen und die Be-

stellung von Sicherheiten für Dritte sowie Rechtsgeschäfte, die dem wirtschaftlich 

gleichkommen bis zu einem Betrag von 9.000,00 €,  

2. den Erwerb von Vermögensgegenständen, ab einem Betrag von 6.000,00 € bis zu 

einem Betrag von 9.000,00 €, 

3. den Abschluss von Leasingverträgen, ab einer monatlichen Leasingrate von 1.000,00 € 

bis 1.500,00 €,  

4. der Veräußerung und Belastung von Amtsvermögen, ab einem Wert von 6.000,00 € 

bis zu einem Wert von 9.000,00 €,  

5. die Annahme und Vermittlung von Schenkungen, Spenden und Erbschaften ab einem 

Wert von 6.000,00 € bis zu einem Wert von 9.000,00 €,   

6. Die Anmietung und Anpachtung von Grundstücken und Gebäuden, ab einem monat-
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lichen  Mietzins von 1.000,00 € bis zu einem monatlichen Mietzins von 1.500,00 €,  

7. die Vergabe von Architekten- und Ingenieurleistungen ab einem Wert von 6.000,00 € 

bis zu einem Wert von 9.000,00 €,  

8. den Tausch oder die Belastung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten 

ab einem Wert von 6.000,00 € bis zu einem Wert von 9.000,00 €, 

9. die Ernennung, Versetzung, Abordnung, Versetzung in den Ruhestand, Entlassung 

von Beamten und die Einstellung, Höhergruppierung Übertragung anderer Aufgaben, 

Entlassung von Beschäftigen sowie beamten- und tarifrechtliche Entscheidungen, mit 

denen die Arbeitsbedingungen von diesen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern wesent-

lich verändert werden (Umsetzung, Beurlaubung ohne Dienstbezüge) für die der 

Amtsdirektorin oder dem Amtsdirektor unmittelbar unterstellten Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeitern.  

 

§ 12 

Verträge mit Mitgliedern des Amtsausschusses 

oder der Amtsdirektorin oder dem Amtsdirektor 

 

Verträge des Amtes mit Mitgliedern des Amtsausschusses oder deren Stellvertretungen, der 

Amtsdirektorin oder dem Amtsdirektor und juristischen Personen, an denen Mitglieder des Amts-

ausschusses oder deren Stellvertretungen oder die Amtsdirektorin oder der Amtsdirektor beteiligt 

sind, sind ohne Genehmigung des Amtsausschusses rechtsverbindlich, wenn die Auftragsvergabe 

unter Anwendung des für die jeweilige Auftragsart geltenden Vergaberechts erfolgt ist und der Auf-

tragswert den Betrag von 12.000,00 €, bei wiederkehrenden Leistungen einen Betrag von 1.000,00 

€ im Monat nicht übersteigt. Erfolgt die Auftragsvergabe unter den Voraussetzungen des Satzes 1 

im Wege der freihändigen Vergabe/Verhandlungsvergabe ist der Vertrag ohne Beteiligung des 

Amtsausschusses rechtsverbindlich, wenn der Auftragswert den Betrag von 6.000,00 €, bei wie-

derkehrenden Leistungen einen Betrag in Höhe von 500,00 € im Monat, nicht übersteigt.   

 

§ 13 

Verpflichtungserklärungen 

 

Verpflichtungserklärungen, zu Geschäften, deren Wert 6.000,00 €, bei wiederkehrenden Leistun-

gen monatlich 500,00 €, nicht übersteigt, sind rechtsverbindlich, auch wenn sie nicht den Formvor-

schriften des § 24 a AO i.V.m. § 56 Abs. 2 und 3 GO entsprechen. Satz 1 gilt entsprechend für 

Ernennungsurkunden von Beamtinnen und Beamten bis einschließlich Besoldungsgruppe A 8, für 

Arbeitsverträge bis einschließlich Entgeltgruppe 8.  

 

§ 14 

Veröffentlichungen 

 

(1) Satzungen und Verordnungen des Amtes werden durch Abdruck im amtlichen Bekanntma-

chungsblatt des Amtes Mittelholstein veröffentlicht. Es trägt die Bezeichnung „Amtsblatt des Amtes 

Mittelholstein“, erscheint dienstags und freitags wenn Veröffentlichungen vorliegen, und ist kosten-

los bei der Amtsverwaltung in Hohenwestedt, Am Markt 15 oder in den Verwaltungsstellen in 

Aukrug, Bargfelder Straße 10 und in Hanerau-Hademarschen, Kaiserstraße 11, erhältlich. 

Fällt der Erscheinungstag auf einen Feiertag, so erscheint das Bekanntmachungsblatt am davor 

liegenden Werktag. 
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Für den Fall, dass eine zusätzliche Ausgabe erscheint, wird auf das Erscheinen und den amtlichen 

Teil in der „Schleswig-Holsteinischen Landeszeitung“ und dem „Holsteinischen Courier“ hingewie-

sen. 

(2) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Plänen und Verzeichnissen ist in der Form 

des Absatzes 1 hinzuweisen.  

(3) Andere gesetzlich vorgeschriebene öffentliche Bekanntmachungen erfolgen ebenfalls in der 

Form des Absatzes 1, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist. 

 

§ 15 

Inkrafttreten 

 

Die Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Haupt-

satzung des Amtes Mittelholstein vom 15.07.2021 außer Kraft. 

 

Die Genehmigung nach § 24a der Amtsordnung in Verbindung mit § 4 Abs. 1 der Gemeindeord-

nung wurde durch Verfügung des Landrats des Kreises Rendsburg-Eckernförde vom 06.12.2022 

erteilt. 

 

 

Hohenwestedt, 13.12.2022 

 

 

gez.   (L.S.) 

 

Stefan Landt  

(Amtsdirektor) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung über die Erhebung von Gebühren 

für die Beseitigung von Abwasser 

aus Grundstückskläranlagen  

der Gemeinde Osterstedt 

(Abwassergebührensatzung Kleinkläranlagen –  

AGS Kleinkläranlagen) 

 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Febru-

ar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 57) in der zuletzt geänderten Fassung vom 04. März 2022 

(GVOBl. Schl.-Holst., S. 153), des § 44 Abs. 3 des Landeswassergesetzes Schleswig-Holstein 

(LWG) vom 13. November 2019 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 425) in der zuletzt geänderten Fassung 

vom 03. Mai 2022 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 562), der §§ 1 Abs. 1, 2, 6 Abs. 1 und 4 und des § 18 

Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Ja-

nuar 2005 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 27) in der zuletzt geänderten Fassung vom 04. Mai 2022 

(GVOBl. Schl.-Holst., S. 564) sowie der §§ 1 Abs.1 sowie 2 Satz 1 des Gesetzes zur Ausführung 

des Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwAG) vom 13. November 2019 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 

425) und § 11 der Satzung über die Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen der 

Gemeinde Osterstedt (Abwasseranlagensatzung Kleinkläranlagen – AAS Kleinkläranlagen) wird 

nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der Gemeinde Osterstedt vom 30.11.2022 fol-

gende Satzung erlassen: 

 

§ 1 

Allgemeines 

 

Die Gemeinde betreibt nach Maßgabe der „Abwasseranlagensatzung Kleinkläranlagen“ die Besei-

tigung des in ihrem Gebiet anfallenden Abwassers aus Grundstückskläranlagen (Kleinkläranlagen 

und abflusslose Gruben) als öffentliche Einrichtung. Für die Inanspruchnahme dieser Einrichtung 

erhebt die Gemeinde Benutzungsgebühren nach Maßgabe dieser Satzung. Sie sind zur Deckung 

der Kosten der Abwasserbeseitigung bestimmt. 

 

§2 

Entleerung der Grundstückskläranlagen 

 

1) Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben werden von der Gemeinde oder ihren Beauftragten 

regelmäßig nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik, insbesondere der Bauartzulas-

sung und der landesrechtlich eingeführten DIN 4261, entleert oder entschlammt. Eine Entleerung 

oder Entschlammung – auch von Teilmengen – durch den Grundstückseigentümer bzw. den Nut-

zungsberechtigten oder durch einen von ihm beauftragten Dritten ist nicht zulässig. 

(2) Die Voraussetzungen für eine Bedarfsabfuhr von Kleinkläranlagen sind, dass  

a) die Kleinkläranlage mit einer biologischen Nachbehandlung für das Abwasser ausgerüstet ist, 

b) die Kleinkläranlage den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht, 
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c) für die Kleinkläranlage ein Wartungsvertrag abgeschlossen wurde, der bei bauartzugelassenen 

Anlagen die Anforderungen der Bauartzulassung oder bei nicht bauartzugelassenen Anlagen die 

Randbedingungen der landesrechtlich eingeführten DIN 4261 erfüllt und  

d) der Fachkundige für die Wartung oder der Grundstückseigentümer bzw. der Nutzungsberechtig-

te des Grundstücks den Wartungsbericht jährlich mit den Angaben zu der Schlammhöhenbestim-

mung in den einzelnen Kammern innerhalb von 14 Tagen nach deren Ermittlung der Gemeinde 

vorlegt. 

(3) Technisch ungelüftete Kleinkläranlagen werden mindestens alle zwei Jahre vollständig entleert 

bzw. entschlammt (Regelabfuhr).  

(4) Kleinkläranlagen nach Absatz 1, für die die Voraussetzungen nach Absatz 1 c) und d) nicht 

erfüllt werden, werden im Zuge der zweijährigen Regelabfuhr nach Absatz 3 berücksichtigt.  

(5) Nicht nachgerüstete Altanlagen (Mehrkammerabsetz- und auslaufgruben), die nicht den Vorga-

ben der DIN 4261 Teil 1 vom Februar 1991 entsprechen, sind nach Bedarf, mindestens jedoch 

jährlich, zu entleeren bzw. zu entschlammen (Regelabfuhr).  

(6) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf entleert. Die Betreiber der Sammelgruben sind 

verpflichtet, den Füllstand der Sammelgruben regelmäßig zu überprüfen und der Gemeinde die 

Notwendigkeit einer Leerung rechtzeitig, mindestens jedoch 10 Tage vor der erforderlichen Durch-

führung, anzuzeigen. Die Entleerung hat mindestens einmal in einem Zeitraum von 5 Jahren zu 

erfolgen.  

(7) Bei der Entschlammung von Mehrkammerauslaufgruben ist es verfahrenstechnisch nicht mög-

lich nur den reinen Schwimm- und Bodenschlamm abzusaugen. Es kann vorkommen, dass bei der 

Entschlammung neben dem angefallenen Schlamm auch die komplette Flüssigphase, bis auf 30 

cm Impfschlammschicht in der ersten Kammer, entnommen wird. Dies ist fachlich und rechtlich 

nicht zu beanstanden.  

(8) Wird ein Grundstück entweder an die zentrale Abwasserbeseitigung angeschlossen oder von 

einer abflusslosen Sammelgrube auf eine Kleinkläranlage umgerüstet oder es erhält eine neue 

Vorklärung, ist die nicht mehr benötigte dezentrale Grundstücksentwässerungsanlage vollständig 

zu entleeren, zu reinigen und vom Grundstückseigentümer entweder vollständig zurückzubauen 

oder zu verfüllen. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, rechtzeitig – mindestens einen Mo-

nat vorher – bei der Gemeinde die Notwendigkeit der Endabfuhr und Reinigung anzuzeigen.  

(9) Bei vorübergehender Einschränkung, Unterbrechung oder Verspätung beim Abfahren des 

Schlamms aus den Kleinkläranlagen und des Abwassers aus den abflusslosen Gruben infolge von 

Betriebsstörungen, Streik oder betriebsnotwendigen Arbeiten sowie in Fällen höherer Gewalt be-

steht kein Anspruch auf Schadensersatz. Ist die Beseitigung aus einem der vorgenannten Gründe 

unterblieben, so wird diese unverzüglich nachgeholt. 

 

§ 3 

Gebührenpflichtige 

 

(1) Gebührenpflichtig ist die Eigentümerin oder der Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- 

oder Teileigentum der Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 

belastet, ist die oder der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. Die Woh-

nungs- und Teileigentümer einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldnerinnen oder Ge-

samtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Gebühren. Miteigentüme-

rinnen oder Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte sind Ge-

samtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner.  



1061 
 

 

(2) Beim Wechsel der oder des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf 

den Übergang folgenden Monats auf die neue oder den neuen Pflichtigen über. Wenn die oder der 

bisherige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel (§ 7) versäumt, so haftet sie oder er 

für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, 

neben der oder dem neuen Pflichtigen. 

 

§ 4 

Gebühren- bzw. Abgabenhöhe und Bemessungsgrundlage 

 

(1) Die Benutzungsgebühr wird als Grundgebühr und Zusatzgebühr erhoben.  

(2) Die Grundgebühr wird nach der Menge des aus der Grundstückskläranlage abgefahrenen Ab-

wassers/Schlamms berechnet, die jeweils auf volle und halbe m³ gerundet wird, diese beträgt:  

a) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahrzeug, 

den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung im Zuge der 

Regelentleerung 56,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

b) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahrzeug, 

den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung bei der Be-

darfsentleerung 87,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

c) Für die Entleerung einer abflusslosen Sammelgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den 

Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 77,00 € pro m³ Ab-

wasser/Schlamm.  

d) Für die Notentleerung bzw. -entschlammung der Kleinkläranlage oder abflusslosen Sammelgru-

be durch das Entsorgungsfahrzeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungs-

gemäßer Entsorgung innerhalb von 24 Stunden nach Auftragserteilung 126,00 € pro m³ Abwas-

ser/Schlamm.  

(3) Als Zusatzgebühr wird ein Schlauchlängenzuschlag von 30,00 € berechnet, soweit für die Ab-

fuhr eine Schlauchlänge von mehr als 50 m erforderlich ist.  

(4) im Falle eines erfolglosen Entleerungsversuchs aufgrund fehlenden Zugangs zum Grundstück 

oder zu der Abwasseranlage wird ein Betrag von 38,00 € berechnet.  

(5) Neben den vorgenannten Grund- und Zusatzgebühren wird eine Verwaltungsgebühren von 

35,00 € je Abfuhr berechnet. 

 

§ 5 

Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald die Entschlammung der Kleinkläranlagen bzw. Entleerung 

der abflusslosen Sammelgruben durchgeführt worden ist. 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die Grundstückskläranlage außer 

Betrieb genommen und dies der Gemeinde schriftlich mitgeteilt wird. 
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§ 6 

Heranziehung und Fälligkeit der Gebühr 

 

Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid über 

andere Abgaben verbunden werden kann. Die zu zahlende Gebühr wird einen Monat nach Be-

kanntgabe des Bescheides fällig. 

 

§ 7 

Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 

 

(1) Die Gebührenpflichtigen haben der Gemeinde alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen, die für 

die Berechnung, die Erhebung und der Erstattung von Gebühren nach dieser Satzung erforderlich 

sind. 

(2) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräuße-

rer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(3) Beauftragten der Gemeinde ist auf Verlangen der ungehinderte Zugang zu allen Grundstücken 

zu gewähren, um Bemessungsgrundlagen für die Gebührenerhebung festzustellen oder zu über-

prüfen. Die Gebührenpflichtigen haben dies zu ermöglichen. 

 

§ 8 

Datenverarbeitung 

 

(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 

Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und 

grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrecht nach §§ 24 

bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde bekanntgeworden sind, sowie aus dem Grund-

buchamt, dem Einwohnermeldeamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des 

Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke 

der Hausnummernvergabe erhoben und gespeichert worden sind. Die Gemeinde darf sich dieser 

Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Gebüh-

renerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten.  

(2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und von 

nach Abs. 1 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für die Gebühren-

erhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der 

Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 

 

§ 9 

Ordnungswidrigkeiten 

 

Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes handelt, wer entgegen 

des § 7 dieser Satzung die für die Gebührenberechnung erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder 

nicht duldet, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrund-

lagen festzustellen oder zu überprüfen. 
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§ 10 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am 01.01.2023 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 

Gebühren für die Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen der Gemeinde Os-

terstedt vom 03.03.2022 außer Kraft. 

 

 

Osterstedt, den 05.12.2022 

 

 

gez.   (L.S.) 

 

Johannes-Wilhelm Wittmaack 

(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 

 

Satzung über die Aufhebung der Satzung 

der Gemeinde Osterstedt über Stundung,  

Niederschlagung und Erlass von Ansprüchen 

 

Aufgrund des § 4 Absatz 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 

28.02.2003 (GVOBl. Schl-Holst. S. 57), in der zuletzt geänderten Fassung vom 04.03.2022 

(GVOBl Schl.-Holst. S. 153) wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der Gemeinde 

Osterstedt vom 30.11.2022 diese Satzung erlassen.  

 

§ 1 

 

Die Satzung der Gemeinde Osterstedt über Stundung, Niederschlagung und Erlass von Ansprü-

chen vom 21.06.2012 wird mit Ablauf des 31.12.2022 aufgehoben.  

 

§ 2 

 

Diese Satzung tritt am Tag nach der Bekanntmachung in Kraft.  

 

 

Osterstedt, den 06.12.2022  

 

 

gez.   (L.S.) 

 

Johannes-Wilhelm Wittmaack  

(Bürgermeister)  
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Hauptsatzung 

der Gemeinde Padenstedt 

(Kreis Rendsburg-Eckernförde) 

 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz 1 und 2 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. 

Februar 2003 (GVOBl. Schl.-H. 2003, S. 57) in der zuletzt geänderten Fassung vom 04. März 2022 

(GVOBl. Schl.-Holst. S. 153), wird nach Beschluss der Gemeindevertretung vom 01.09.2022 und 

mit Genehmigung des Landrates des Kreises Rendsburg-Eckernförde folgende Hauptsatzung für 

die Gemeinde Padenstedt erlassen: 

 

§ 1 

Wappen, Flagge und Siegel 

 

(1) Das Wappen der Gemeinde Padenstedt zeigt in Silber ein blauer Wellenbalken, begleitet oben 

von einem bewurzelten grünen Eichenbaum, unten von einem roten Hufeisen mit den Stollen nach 

oben. 

(2) Die Gemeindeflagge zeigt auf weißem Flaggentuch die Figuren des Gemeindewappens. 

(3) Das Dienstsiegel der Gemeinde zeigt das Gemeindewappen mit der Umschrift „Gemeinde Pa-

denstedt, Kreis Rendsburg-Eckernförde“. 

(4) Die Verwendung des Gemeindewappens durch Dritte bedarf der Genehmigung der Bürger-

meisterin oder des Bürgermeisters. 

 

§ 2 

Bürgermeisterin oder Bürgermeister 

 

(1) Der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister obliegen die ihr oder ihm gesetzlich übertragenen 

Aufgaben. 

(2) Sie oder er entscheidet ferner über 

1.  Stundungen bis zu einem Betrag von 20.000,00 €,  

2. Niederschlagung von Ansprüchen, soweit ein Betrag von 5.000,00 € nicht überschritten 

wird.  

3. Verzicht auf Ansprüche der Gemeinde, soweit ein Betrag von 1.000,00 € nicht überschritten 

wird.  

4. Übernahme von Bürgschaften, Abschluss von Gewährverträgen und Bestellung anderer Si-

cherheiten für Dritte sowie Rechtsgeschäfte, die dem wirtschaftlich gleichkommen, soweit 

ein Betrag von 6.000,00 € nicht überschritten wird, 

5. Erwerb von Vermögensgegenständen, soweit der Wert des Vermögensgegenstandes einen 

Betrag von 6.000,00 € nicht übersteigt, 

6. Abschluss von Leasing-Verträgen, soweit die monatliche Belastung einen Betrag von 

500,00 € und die jährliche Belastung einen Betrag von 6.000,00 € nicht übersteigt, 
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7. Veräußerung und Belastung von Gemeindevermögen, soweit der Wert des Vermögensge-

genstandes oder die Belastung einen Wert von 6.000,00 € nicht übersteigt, 

8. Annahme oder Vermittlung von Schenkungen, Spenden und Erbschaften bis zu einem Wert 

von 6.000,00 €, 

9. Anmietung und Anpachtung von Grundstücken und Gebäuden, soweit der monatliche Miet-

zins einen Betrag von 500,00 € nicht übersteigt, 

10. Vergabe von Aufträgen bis zu einem Wert von 25.000,00 €, 

11. Vergabe von Architekten- und Ingenieurleistungen bis zu einem Wert von 6.000,00 €, 

12. die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach dem Baugesetzbuches, 

13. Verzichtserklärungen zum gemeindlichen Vorkaufsrecht nach dem Baugesetzbuch. 

(3) Der Bürgermeisterin oder dem Bürgermeister wird die Entscheidung über die Einstellung von 

befristet Beschäftigten, geringfügig Beschäftigen im Einvernehmen mit der Amtsdirektorin oder 

dem Amtsdirektor übertragen. 

 

§ 3 

Gleichstellungsbeauftragte 

 

Die Gleichstellungsbeauftragte des Amtes Mittelholstein kann an den Sitzungen der Gemeindever-

tretung und der Ausschüsse teilnehmen. Das Teilnahmerecht gilt auch für nichtöffentliche Teile 

von Sitzungen. Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzung sind ihr rechtzeitig bekannt zu geben. In 

Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs ist ihr auf Wunsch das Wort zu erteilen. 

 

§ 4 

Ständige Ausschüsse 

 

(1) Die folgenden ständigen Ausschüsse nach § 45 Abs. 1 GO werden gebildet: 

 a)  Finanzausschuss 

 Zusammensetzung: 

 3 Gemeindevertreterinnen oder -vertreter 

 Aufgabengebiet: 

 Finanzwesen, Grundstücks- und Steuerangelegenheiten, Prüfungswesen im Sinne des 

  1. Abschnitts des 6. Teils der GO, Feuerwehrwesen, Ortsrecht 

 b)  Bau- und Wegeausschuss 

 Zusammensetzung: 

 5 Mitglieder, ab dem 01.06.2023 nach der Kommunalwahl 2023: 3 Mitglieder 

 Aufgabengebiet: 

 Bauwesen, Umweltschutz, Naturschutz, Landschaftspflege 

 c)  Sozialausschuss 

 Zusammensetzung: 

 3 Mitglieder 

 Aufgabengebiet: 

 Sozialwesen, insbesondere Kinder-, Jugend- und Seniorenangelegenheiten, Kultur-, Sport- 

und Gemeinschaftswesen  
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In die Ausschüsse zu b) und c) können Bürgerinnen oder Bürger gewählt werden, die der Gemein-

devertretung angehören können, ihre Zahl darf die der Gemeindevertreterinnen oder Gemeinde-

vertreter im Ausschuss nicht erreichen. 

(2) Neben den in Absatz 1 genannten ständigen Ausschüssen der Gemeindevertretung werden die 

nach besonderen gesetzlichen Vorschriften zu bildenden Ausschüsse bestellt. 

(3) Die Gemeindevertretung kann für die Ausschussvorsitzende/den Ausschussvorsitzenden eine 

Stellvertreterin oder einen Stellvertreter wählen. 

(4) Zur Stellvertretung der Ausschussmitglieder wird nach Fraktionen getrennt ein Pool von jeweils 

3 Personen gewählt, die die Ausschussmitglieder in der Reihenfolge, in der sie gewählt sind, ver-

treten. In den Pool für die Ausschüsse b) und c) kann neben Gemeindevertretern auch 1 bürgerli-

ches Mitglied gewählt werden. Die Wahl eines Pools erfolgt erstmalig nach der Kommunalwahl 

2023.  

(5) Den Ausschüssen wird die Entscheidung über die Befangenheit ihrer Mitglieder und der nach § 

46 Abs. 9 GO an den Ausschusssitzungen teilnehmenden Personen übertragen.  

 

§ 5 

Gemeindevertretung 

 

Die Gemeindevertretung trifft die ihr nach § 27 und 28 GO zugewiesenen Entscheidungen, soweit 

sie sie nicht auf die Bürgermeisterin oder den Bürgermeister oder auf ständige Ausschüsse über-

tragen hat.  

 

§ 6 

Einwohnerversammlung 

 

(1) Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung kann eine Versammlung der Einwohnerin-

nen und Einwohner einberufen. Das Recht der Gemeindevertretung, die Einberufung einer Ein-

wohnerversammlung zu verlangen, bleibt unberührt.  

(2) Für die Einwohnerversammlung ist von der oder dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung 

eine Tagesordnung aufzustellen. Die Tagesordnung kann aus der Einwohnerversammlung ergänzt 

werden, wenn mindestens die Hälfte der anwesenden Einwohnerinnen und Einwohner einverstan-

den sind. Zeit, Ort und Tagesordnung der Einwohnerversammlung sind öffentlich bekannt zu ge-

ben.  

(3) Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung leitet die Einwohnerversammlung. Sie oder 

er kann die Redezeit auf bis zu 3 Minuten je Rednerin oder Redner beschränken, falls dies zur 

ordnungsmäßigen Durchführung der Einwohnerversammlung erforderlich ist. Sie oder er übt das 

Hausrecht aus. 

(4) Die oder der Vorsitzende der Gemeindevertretung berichtet in der Einwohnerversammlung 

über wichtige Angelegenheiten der Gemeinde und stellt diese zur Erörterung. Einwohnerinnen und 

Einwohnern ist hierzu auf Wunsch das Wort zu erteilen. Über Anregungen und Vorschläge aus der 

Einwohnerversammlung ist offen abzustimmen. Vor der Abstimmung sind die Anregungen und 

Vorschläge schriftlich festzulegen. Sie gelten als angenommen, wenn für sie die Stimmen mindes-

tens der Hälfte der anwesenden Einwohnerinnen und Einwohner abgegeben werden. Eine Ab-

stimmung über Anregungen und Vorschläge, die nicht Gemeindeangelegenheiten betreffen, ist 

nicht zulässig.  
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(5) Über jede Einwohnerversammlung ist eine Niederschrift aufzunehmen. Die Niederschrift soll 

mindestens enthalten:  

  1. die Zeit und den Ort der Einwohnerversammlung,  

  2. die Zahl der teilnehmenden Einwohnerinnen und Einwohner,  

  3. die Angelegenheiten, die Gegenstand der Einwohnerversammlung waren,  

  4. den Inhalt der Anregungen und Vorschläge, über die abgestimmt wurde und das Ergebnis der 

      Abstimmung.  

Die Niederschrift wird von der oder dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung und der Protokoll-

führerin oder dem Protokollführer unterzeichnet.  

(6) Anregungen und Vorschläge der Einwohnerversammlung, die in der Gemeindevertretung be-

handelt werden müssen, sind dieser zur nächsten Sitzung zur Beratung vorzulegen. 

 

§ 7 

Sitzungen in Fällen höherer Gewalt 

 

(1) Bei Naturkatastrophen, aus Gründen des Infektionsschutzes oder vergleichbaren außer-

gewöhnlichen Notsituationen, die eine Teilnahme der Gemeindevertreterinnen und -vertreter an    

Sitzungen der Gemeindevertretung erschweren oder verhindern, können die notwendigen Sitzun-

gen der Gemeindevertretung ohne persönliche Anwesenheit der Mitglieder im Sitzungsraum als 

Videokonferenz durchgeführt werden. Dabei werden geeignete technische Hilfsmittel eingesetzt, 

durch die die Sitzung einschließlich der Beratungen und Beschlussfassungen zeitgleich in Bild und 

Ton an alle Personen mit Teilnahmerechten übertragen werden. Die Entscheidung hierüber trifft 

die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister. 

(2) Sitzungen der Ausschüsse und der Beiräte können im Sinne des Absatzes 1 durchgeführt wer-

den.  

(3) In einer Sitzung nach Abs. 1 und 2 findet eine Wahl im Falle eines Widerspruchs nach § 40 

Abs. 2 GO durch geheime briefliche Abstimmung statt.  

(4) Die Gemeinde entwickelt ein Verfahren, wie Einwohnerinnen und Einwohner im Fall der Durch-

führungen von Sitzungen im Sinne des Absatzes 1 Fragen zu Beratungsgegenständen oder ande-

ren Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft stellen und Vorschläge und Anregungen unter-

breiten können. Das Verfahren wird mit der Tagesordnung zur Sitzung im Sinne des Absatzes 1 

bekanntgemacht.  

(5) Die Öffentlichkeit im Sinne des § 35 Abs. 1 Satz 1 GO wird durch eine zeitgleiche Übertragung 

von Bild und Ton in einem öffentlich zugänglichen Raum und durch eine Echtzeitübertragung oder 

eine vergleichbare Einbindung über Internet hergestellt. 

 

§ 8 

Verträge mit Gemeindevertreterinnen und -vertretern 

 

Verträge der Gemeinde mit Gemeindevertreterinnen und -vertretern, Mitgliedern oder stellvertre-

tenden Mitgliedern der Ausschüsse nach § 46 Abs. 3 GO oder der Bürgermeisterin oder dem Bür-

germeister und juristischen Personen, an den Gemeindevertreterinnen oder -vertreter, Mitglieder 

oder stellvertretende Mitgliedern der Ausschüsse nach § 46 Abs. 3 GO oder die Bürgermeisterin 

oder der Bürgermeister beteiligt sind, sind ohne Genehmigung der Gemeindevertretung rechtsver-

bindlich, wenn die Auftragsvergabe unter Anwendung des für die jeweilige Auftragsart geltenden 
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Vergaberechts erfolgt ist und der Auftragswert den Betrag von 25.000,00 €, bei wiederkehrenden 

Leistungen einen Betrag von 2.000,00 € im Monat, nicht übersteigt. Erfolgt die Auftragsvergabe 

unter den Voraussetzungen des Satzes 1 im Wege der freihändigen Vergabe / Verhandlungsver-

gabe ist der Vertrag ohne Beteiligung der Gemeindevertretung rechtsverbindlich, wenn der Auf-

tragswert den Betrag von 6.000,00 €, bei wiederkehrenden Leistungen einen Betrag in Höhe von 

500,00 € im Monat, nicht übersteigt. 

 

§ 9 

Verpflichtungserklärungen 

 

Verpflichtungserklärungen zu Geschäften, deren Wert 6.000,00 €, bei wiederkehrenden Leistun-

gen monatlich 500,00 €, nicht übersteigt, sind rechtsverbindlich, auch wenn sie nicht den Formvor-

schriften des § 51 Abs. 2 und 3 der Gemeindeordnung entsprechen. Satz 1 gilt entsprechend für 

Arbeitsverträge mit Beschäftigten. 

 

§ 10 

Veröffentlichungen 

 

(1) Satzungen der Gemeinde werden durch Abdruck im amtlichen Bekanntmachungsblatt des Am-

tes Mittelholstein veröffentlicht. Es trägt die Bezeichnung „Amtsblatt des Amtes Mittelholstein“, er-

scheint die dienstags und freitags wenn Veröffentlichungen vorliegen, und ist kostenlos bei der 

Amtsverwaltung in Hohenwestedt, Am Markt 15 oder in den Verwaltungsstellen in Aukrug, Bargfel-

der Straße 10 und in Hanerau-Hademarschen, Kaiserstraße 11, erhältlich. 

Fällt der Erscheinungstag auf einen Feiertag, so erscheint das Bekanntmachungsblatt am davor 

liegenden Werktag. 

Für den Fall, dass eine zusätzliche Ausgabe erscheint, wird auf das Erscheinen und den amtlichen 

Teil in der „Schleswig-Holsteinischen Landeszeitung“ und dem „Holsteinischen Courier“ hingewie-

sen. 

(2) Auf die gesetzlich vorgeschriebene Auslegung von Plänen und Verzeichnissen ist in der Form 

des Absatzes 1 hinzuweisen.  

(3) Andere gesetzlich vorgeschriebene öffentliche Bekanntmachungen erfolgen ebenfalls in der 

Form des Absatzes 1, soweit nicht etwas anderes bestimmt ist.  

 

§ 11 

Inkrafttreten 

 

Die Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Haupt-

satzung der Gemeinde Padenstedt vom 13.07.2021 außer Kraft.  

Die Genehmigung nach § 4 Abs. 1 der Gemeindeordnung wurde durch Verfügung des Landrats 

des Kreises Rendsburg-Eckernförde vom 06.12.2022 erteilt. 

 

Padenstedt, den 12.12.2022  

 

gez.    (L.S.) 

Carsten Bein 

(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung über die Erhebung von Gebühren 

für die Beseitigung von Abwasser 

aus Grundstückskläranlagen  

der Gemeinde Nindorf 

(Abwassergebührensatzung Kleinkläranlagen –  

AGS Kleinkläranlagen) 

 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Febru-

ar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 57) in der zuletzt geänderten Fassung vom 04. März 2022 

(GVOBl. Schl.-Holst., S. 153), des § 44 Abs. 3 des Landeswassergesetzes Schleswig-Holstein 

(LWG) vom 13. November 2019 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 425) in der zuletzt geänderten Fassung 

vom 03. Mai 2022 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 562), der §§ 1 Abs. 1, 2, 6 Abs. 1 und 4 und des § 18 

Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Ja-

nuar 2005 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 27) in der zuletzt geänderten Fassung vom 04. Mai 2022 

(GVOBl. Schl.-Holst., S. 564) sowie der §§ 1 Abs.1 sowie 2 Satz 1 des Gesetzes zur Ausführung 

des Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwAG) vom 13. November 2019 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 

425) und § 11 der Satzung über die Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen der 

Gemeinde Nindorf (Abwasseranlagensatzung Kleinkläranlagen – AAS Kleinkläranlagen) wird nach 

Beschlussfassung der Gemeindevertretung der Gemeinde Nindorf vom 08.12.2022 folgende Sat-

zung erlassen: 

 

§ 1 

Allgemeines 

 

Die Gemeinde betreibt nach Maßgabe der „Abwasseranlagensatzung Kleinkläranlagen“ die Besei-

tigung des in ihrem Gebiet anfallenden Abwassers aus Grundstückskläranlagen (Kleinkläranlagen 

und abflusslose Gruben) als öffentliche Einrichtung. Für die Inanspruchnahme dieser Einrichtung 

erhebt die Gemeinde Benutzungsgebühren nach Maßgabe dieser Satzung. Sie sind zur Deckung 

der Kosten der Abwasserbeseitigung bestimmt. 

 

§2 

Entleerung der Grundstückskläranlagen 

 

1) Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben werden von der Gemeinde oder ihren Beauftragten 

regelmäßig nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik, insbesondere der Bauartzulas-

sung und der landesrechtlich eingeführten DIN 4261, entleert oder entschlammt. Eine Entleerung 

oder Entschlammung – auch von Teilmengen – durch den Grundstückseigentümer bzw. den Nut-

zungsberechtigten oder durch einen von ihm beauftragten Dritten ist nicht zulässig. 

(2) Die Voraussetzungen für eine Bedarfsabfuhr von Kleinkläranlagen sind, dass  

a) die Kleinkläranlage mit einer biologischen Nachbehandlung für das Abwasser ausgerüstet ist, 

b) die Kleinkläranlage den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht, 
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c) für die Kleinkläranlage ein Wartungsvertrag abgeschlossen wurde, der bei bauartzugelassenen 

Anlagen die Anforderungen der Bauartzulassung oder bei nicht bauartzugelassenen Anlagen die 

Randbedingungen der landesrechtlich eingeführten DIN 4261 erfüllt und  

d) der Fachkundige für die Wartung oder der Grundstückseigentümer bzw. der Nutzungsberechtig-

te des Grundstücks den Wartungsbericht jährlich mit den Angaben zu der Schlammhöhenbestim-

mung in den einzelnen Kammern innerhalb von 14 Tagen nach deren Ermittlung der Gemeinde 

vorlegt. 

(3) Technisch ungelüftete Kleinkläranlagen werden mindestens alle zwei Jahre vollständig entleert 

bzw. entschlammt (Regelabfuhr).  

(4) Kleinkläranlagen nach Absatz 1, für die die Voraussetzungen nach Absatz 1 c) und d) nicht 

erfüllt werden, werden im Zuge der zweijährigen Regelabfuhr nach Absatz 3 berücksichtigt.  

(5) Nicht nachgerüstete Altanlagen (Mehrkammerabsetz- und auslaufgruben), die nicht den Vorga-

ben der DIN 4261 Teil 1 vom Februar 1991 entsprechen, sind nach Bedarf, mindestens jedoch 

jährlich, zu entleeren bzw. zu entschlammen (Regelabfuhr).  

(6) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf entleert. Die Betreiber der Sammelgruben sind 

verpflichtet, den Füllstand der Sammelgruben regelmäßig zu überprüfen und der Gemeinde die 

Notwendigkeit einer Leerung rechtzeitig, mindestens jedoch 10 Tage vor der erforderlichen Durch-

führung, anzuzeigen. Die Entleerung hat mindestens einmal in einem Zeitraum von 5 Jahren zu 

erfolgen.  

(7) Bei der Entschlammung von Mehrkammerauslaufgruben ist es verfahrenstechnisch nicht mög-

lich nur den reinen Schwimm- und Bodenschlamm abzusaugen. Es kann vorkommen, dass bei der 

Entschlammung neben dem angefallenen Schlamm auch die komplette Flüssigphase, bis auf 30 

cm Impfschlammschicht in der ersten Kammer, entnommen wird. Dies ist fachlich und rechtlich 

nicht zu beanstanden.  

(8) Wird ein Grundstück entweder an die zentrale Abwasserbeseitigung angeschlossen oder von 

einer abflusslosen Sammelgrube auf eine Kleinkläranlage umgerüstet oder es erhält eine neue 

Vorklärung, ist die nicht mehr benötigte dezentrale Grundstücksentwässerungsanlage vollständig 

zu entleeren, zu reinigen und vom Grundstückseigentümer entweder vollständig zurückzubauen 

oder zu verfüllen. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, rechtzeitig – mindestens einen Mo-

nat vorher – bei der Gemeinde die Notwendigkeit der Endabfuhr und Reinigung anzuzeigen.  

(9) Bei vorübergehender Einschränkung, Unterbrechung oder Verspätung beim Abfahren des 

Schlamms aus den Kleinkläranlagen und des Abwassers aus den abflusslosen Gruben infolge von 

Betriebsstörungen, Streik oder betriebsnotwendigen Arbeiten sowie in Fällen höherer Gewalt be-

steht kein Anspruch auf Schadensersatz. Ist die Beseitigung aus einem der vorgenannten Gründe 

unterblieben, so wird diese unverzüglich nachgeholt. 

 

§ 3 

Gebührenpflichtige 

 

(1) Gebührenpflichtig ist die Eigentümerin oder der Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- 

oder Teileigentum der Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 

belastet, ist die oder der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. Die Woh-

nungs- und Teileigentümer einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldnerinnen oder Ge-

samtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Gebühren. Miteigentüme-

rinnen oder Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte sind Ge-

samtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner.  
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(2) Beim Wechsel der oder des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf 

den Übergang folgenden Monats auf die neue oder den neuen Pflichtigen über. Wenn die oder der 

bisherige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel (§ 7) versäumt, so haftet sie oder er 

für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, 

neben der oder dem neuen Pflichtigen. 

 

§ 4 

Gebühren- bzw. Abgabenhöhe und Bemessungsgrundlage 

 

(1) Die Benutzungsgebühr wird als Grundgebühr und Zusatzgebühr erhoben.  

(2) Die Grundgebühr wird nach der Menge des aus der Grundstückskläranlage abgefahrenen Ab-

wassers/Schlamms berechnet, die jeweils auf volle und halbe m³ gerundet wird, diese beträgt:  

a) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahrzeug, 

den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung im Zuge der 

Regelentleerung 56,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

b) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahrzeug, 

den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung bei der Be-

darfsentleerung 87,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

c) Für die Entleerung einer abflusslosen Sammelgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den 

Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 77,00 € pro m³ Ab-

wasser/Schlamm.  

d) Für die Notentleerung bzw. -entschlammung der Kleinkläranlage oder abflusslosen Sammelgru-

be durch das Entsorgungsfahrzeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungs-

gemäßer Entsorgung innerhalb von 24 Stunden nach Auftragserteilung 126,00 € pro m³ Abwas-

ser/Schlamm.  

(3) Als Zusatzgebühr wird ein Schlauchlängenzuschlag von 30,00 € berechnet, soweit für die Ab-

fuhr eine Schlauchlänge von mehr als 50 m erforderlich ist.  

(4) im Falle eines erfolglosen Entleerungsversuchs aufgrund fehlenden Zugangs zum Grundstück 

oder zu der Abwasseranlage wird ein Betrag von 38,00 € berechnet.  

(5) Neben den vorgenannten Grund- und Zusatzgebühren wird eine Verwaltungsgebühren von 

35,00 € je Abfuhr berechnet. 

 

§ 5 

Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald die Entschlammung der Kleinkläranlagen bzw. Entleerung 

der abflusslosen Sammelgruben durchgeführt worden ist. 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die Grundstückskläranlage außer 

Betrieb genommen und dies der Gemeinde schriftlich mitgeteilt wird. 

 

 

 

 



1073 
 

 

§ 6 

Heranziehung und Fälligkeit der Gebühr 

 

Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid über 

andere Abgaben verbunden werden kann. Die zu zahlende Gebühr wird einen Monat nach Be-

kanntgabe des Bescheides fällig. 

 

§ 7 

Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 

 

(1) Die Gebührenpflichtigen haben der Gemeinde alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen, die für 

die Berechnung, die Erhebung und der Erstattung von Gebühren nach dieser Satzung erforderlich 

sind. 

(2) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräuße-

rer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(3) Beauftragten der Gemeinde ist auf Verlangen der ungehinderte Zugang zu allen Grundstücken 

zu gewähren, um Bemessungsgrundlagen für die Gebührenerhebung festzustellen oder zu über-

prüfen. Die Gebührenpflichtigen haben dies zu ermöglichen. 

 

§ 8 

Datenverarbeitung 

 

(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 

Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und 

grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrecht nach §§ 24 

bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde bekanntgeworden sind, sowie aus dem Grund-

buchamt, dem Einwohnermeldeamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des 

Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke 

der Hausnummernvergabe erhoben und gespeichert worden sind. Die Gemeinde darf sich dieser 

Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Gebüh-

renerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten.  

(2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und von 

nach Abs. 1 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für die Gebühren-

erhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der 

Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 

 

§ 9 

Ordnungswidrigkeiten 

 

Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes handelt, wer entgegen 

des § 7 dieser Satzung die für die Gebührenberechnung erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder 

nicht duldet, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrund-

lagen festzustellen oder zu überprüfen. 
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§ 10 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am 01.01.2023 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 

Gebühren für die Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen der Gemeinde Nindorf 

vom 05.09.2019 außer Kraft. 

 

 

Nindorf, den 13.12.2022 

 

 

gez.    (L.S.) 

 

Jens Rohwer 

(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung über die Erhebung von Gebühren 

für die Beseitigung von Abwasser 

aus Grundstückskläranlagen  

der Gemeinde Tappendorf 

(Abwassergebührensatzung Kleinkläranlagen –  

AGS Kleinkläranlagen) 

 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Febru-

ar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 57) in der zuletzt geänderten Fassung vom 04. März 2022 

(GVOBl. Schl.-Holst., S. 153), des § 44 Abs. 3 des Landeswassergesetzes Schleswig-Holstein 

(LWG) vom 13. November 2019 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 425) in der zuletzt geänderten Fassung 

vom 03. Mai 2022 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 562), der §§ 1 Abs. 1, 2, 6 Abs. 1 und 4 und des § 18 

Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Ja-

nuar 2005 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 27) in der zuletzt geänderten Fassung vom 04. Mai 2022 

(GVOBl. Schl.-Holst., S. 564) sowie der §§ 1 Abs.1 sowie 2 Satz 1 des Gesetzes zur Ausführung 

des Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwAG) vom 13. November 2019 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 

425 und § 11 der Satzung über die Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen der 

Gemeinde Tappendorf (Abwasseranlagensatzung Kleinkläranlagen – AAS Kleinkläranlagen) wird 

nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der Gemeinde Tappendorf vom 30.11.2022 fol-

gende Satzung erlassen: 

 

§ 1 

Allgemeines 

 

Die Gemeinde betreibt nach Maßgabe der „Abwasseranlagensatzung Kleinkläranlagen“ die Besei-

tigung des in ihrem Gebiet anfallenden Abwassers aus Grundstückskläranlagen (Kleinkläranlagen 

und abflusslose Gruben) als öffentliche Einrichtung. Für die Inanspruchnahme dieser Einrichtung 

erhebt die Gemeinde Benutzungsgebühren nach Maßgabe dieser Satzung. Sie sind zur Deckung 

der Kosten der Abwasserbeseitigung bestimmt. 

 

§2 

Entleerung der Grundstückskläranlagen 

 

1) Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben werden von der Gemeinde oder ihren Beauftragten 

regelmäßig nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik, insbesondere der Bauartzulas-

sung und der landesrechtlich eingeführten DIN 4261, entleert oder entschlammt. Eine Entleerung 

oder Entschlammung – auch von Teilmengen – durch den Grundstückseigentümer bzw. den Nut-

zungsberechtigten oder durch einen von ihm beauftragten Dritten ist nicht zulässig. 

(2) Die Voraussetzungen für eine Bedarfsabfuhr von Kleinkläranlagen sind, dass  

a) die Kleinkläranlage mit einer biologischen Nachbehandlung für das Abwasser ausgerüstet ist, 

b) die Kleinkläranlage den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht, 
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c) für die Kleinkläranlage ein Wartungsvertrag abgeschlossen wurde, der bei bauartzugelassenen 

Anlagen die Anforderungen der Bauartzulassung oder bei nicht bauartzugelassenen Anlagen die 

Randbedingungen der landesrechtlich eingeführten DIN 4261 erfüllt und  

d) der Fachkundige für die Wartung oder der Grundstückseigentümer bzw. der Nutzungsberechtig-

te des Grundstücks den Wartungsbericht jährlich mit den Angaben zu der Schlammhöhenbestim-

mung in den einzelnen Kammern innerhalb von 14 Tagen nach deren Ermittlung der Gemeinde 

vorlegt. 

(3) Technisch ungelüftete Kleinkläranlagen werden mindestens alle zwei Jahre vollständig entleert 

bzw. entschlammt (Regelabfuhr).  

(4) Kleinkläranlagen nach Absatz 1, für die die Voraussetzungen nach Absatz 1 c) und d) nicht 

erfüllt werden, werden im Zuge der zweijährigen Regelabfuhr nach Absatz 3 berücksichtigt.  

(5) Nicht nachgerüstete Altanlagen (Mehrkammerabsetz- und auslaufgruben), die nicht den Vorga-

ben der DIN 4261 Teil 1 vom Februar 1991 entsprechen, sind nach Bedarf, mindestens jedoch 

jährlich, zu entleeren bzw. zu entschlammen (Regelabfuhr).  

(6) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf entleert. Die Betreiber der Sammelgruben sind 

verpflichtet, den Füllstand der Sammelgruben regelmäßig zu überprüfen und der Gemeinde die 

Notwendigkeit einer Leerung rechtzeitig, mindestens jedoch 10 Tage vor der erforderlichen Durch-

führung, anzuzeigen. Die Entleerung hat mindestens einmal in einem Zeitraum von 5 Jahren zu 

erfolgen.  

(7) Bei der Entschlammung von Mehrkammerauslaufgruben ist es verfahrenstechnisch nicht mög-

lich nur den reinen Schwimm- und Bodenschlamm abzusaugen. Es kann vorkommen, dass bei der 

Entschlammung neben dem angefallenen Schlamm auch die komplette Flüssigphase, bis auf 30 

cm Impfschlammschicht in der ersten Kammer, entnommen wird. Dies ist fachlich und rechtlich 

nicht zu beanstanden.  

(8) Wird ein Grundstück entweder an die zentrale Abwasserbeseitigung angeschlossen oder von 

einer abflusslosen Sammelgrube auf eine Kleinkläranlage umgerüstet oder es erhält eine neue 

Vorklärung, ist die nicht mehr benötigte dezentrale Grundstücksentwässerungsanlage vollständig 

zu entleeren, zu reinigen und vom Grundstückseigentümer entweder vollständig zurückzubauen 

oder zu verfüllen. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, rechtzeitig – mindestens einen Mo-

nat vorher – bei der Gemeinde die Notwendigkeit der Endabfuhr und Reinigung anzuzeigen.  

(9) Bei vorübergehender Einschränkung, Unterbrechung oder Verspätung beim Abfahren des 

Schlamms aus den Kleinkläranlagen und des Abwassers aus den abflusslosen Gruben infolge von 

Betriebsstörungen, Streik oder betriebsnotwendigen Arbeiten sowie in Fällen höherer Gewalt be-

steht kein Anspruch auf Schadensersatz. Ist die Beseitigung aus einem der vorgenannten Gründe 

unterblieben, so wird diese unverzüglich nachgeholt. 

 

§ 3 

Gebührenpflichtige 

 

(1) Gebührenpflichtig ist die Eigentümerin oder der Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- 

oder Teileigentum der Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 

belastet, ist die oder der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. Die Woh-

nungs- und Teileigentümer einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldnerinnen oder Ge-

samtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Gebühren. Miteigentüme-

rinnen oder Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte sind Ge-

samtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner.  
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(2) Beim Wechsel der oder des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf 

den Übergang folgenden Monats auf die neue oder den neuen Pflichtigen über. Wenn die oder der 

bisherige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel (§ 7) versäumt, so haftet sie oder er 

für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, 

neben der oder dem neuen Pflichtigen. 

 

§ 4 

Gebühren- bzw. Abgabenhöhe und Bemessungsgrundlage 

 

(1) Die Benutzungsgebühr wird als Grundgebühr und Zusatzgebühr erhoben.  

(2) Die Grundgebühr wird nach der Menge des aus der Grundstückskläranlage abgefahrenen Ab-

wassers/Schlamms berechnet, die jeweils auf volle und halbe m³ gerundet wird, diese beträgt:  

a) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahrzeug, 

den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung im Zuge der 

Regelentleerung 56,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

b) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahrzeug, 

den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung bei der Be-

darfsentleerung 87,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

c) Für die Entleerung einer abflusslosen Sammelgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den 

Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 77,00 € pro m³ Ab-

wasser/Schlamm.  

d) Für die Notentleerung bzw. -entschlammung der Kleinkläranlage oder abflusslosen Sammelgru-

be durch das Entsorgungsfahrzeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungs-

gemäßer Entsorgung innerhalb von 24 Stunden nach Auftragserteilung 126,00 € pro m³ Abwas-

ser/Schlamm.  

(3) Als Zusatzgebühr wird ein Schlauchlängenzuschlag von 30,00 € berechnet, soweit für die Ab-

fuhr eine Schlauchlänge von mehr als 50 m erforderlich ist.  

(4) im Falle eines erfolglosen Entleerungsversuchs aufgrund fehlenden Zugangs zum Grundstück 

oder zu der Abwasseranlage wird ein Betrag von 38,00 € berechnet.  

(5) Neben den vorgenannten Grund- und Zusatzgebühren wird eine Verwaltungsgebühren von 

35,00 € je Abfuhr berechnet. 

 

§ 5 

Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald die Entschlammung der Kleinkläranlagen bzw. Entleerung 

der abflusslosen Sammelgruben durchgeführt worden ist. 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die Grundstückskläranlage außer 

Betrieb genommen und dies der Gemeinde schriftlich mitgeteilt wird. 
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§ 6 

Heranziehung und Fälligkeit der Gebühr 

 

Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid über 

andere Abgaben verbunden werden kann. Die zu zahlende Gebühr wird einen Monat nach Be-

kanntgabe des Bescheides fällig. 

 

§ 7 

Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 

 

(1) Die Gebührenpflichtigen haben der Gemeinde alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen, die für 

die Berechnung, die Erhebung und der Erstattung von Gebühren nach dieser Satzung erforderlich 

sind. 

(2) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräuße-

rer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(3) Beauftragten der Gemeinde ist auf Verlangen der ungehinderte Zugang zu allen Grundstücken 

zu gewähren, um Bemessungsgrundlagen für die Gebührenerhebung festzustellen oder zu über-

prüfen. Die Gebührenpflichtigen haben dies zu ermöglichen. 

 

§ 8 

Datenverarbeitung 

 

(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 

Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und 

grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrecht nach §§ 24 

bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde bekanntgeworden sind, sowie aus dem Grund-

buchamt, dem Einwohnermeldeamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des 

Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke 

der Hausnummernvergabe erhoben und gespeichert worden sind. Die Gemeinde darf sich dieser 

Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Gebüh-

renerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten.  

(2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und von 

nach Abs. 1 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für die Gebühren-

erhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der 

Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 

 

§ 9 

Ordnungswidrigkeiten 

 

Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes handelt, wer entgegen 

des § 7 dieser Satzung die für die Gebührenberechnung erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder 

nicht duldet, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrund-

lagen festzustellen oder zu überprüfen. 
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§ 10 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am 01.01.2023 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 

Gebühren für die Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen der Gemeinde Tappen-

dorf vom 25.03.2022 außer Kraft. 

 

 

Tappendorf, den 01.12.2022 

 

 

gez.    (L.S.) 

 

Kerstin Hattendorf-Selchow 

(Bürgermeisterin) 
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Satzung über die Erhebung von Gebühren 

für die Beseitigung von Abwasser 

aus Grundstückskläranlagen  

der Gemeinde Rade bei Hohenwestedt 

(Abwassergebührensatzung Kleinkläranlagen –  

AGS Kleinkläranlagen) 

 

Aufgrund des § 4 Abs. 1 Satz1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (GO) vom 28. Febru-

ar 2003 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 57) in der zuletzt geänderten Fassung vom 04. März 2022 

(GVOBl. Schl.-Holst., S. 153), des § 44 Abs. 3 des Landeswassergesetzes Schleswig-Holstein 

(LWG) vom 13. November 2019 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 425) in der zuletzt geänderten Fassung 

vom 03. Mai 2022 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 562), der §§ 1 Abs. 1, 2, 6 Abs. 1 und 4 und des § 18 

Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein (KAG) vom 10. Ja-

nuar 2005 (GVOBl. Schl.-Holst., S. 27) in der zuletzt geänderten Fassung vom 04. Mai 2022 

(GVOBl. Schl.-Holst., S. 564) sowie der §§ 1 Abs.1 sowie 2 Satz 1 des Gesetzes zur Ausführung 

des Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwAG) vom 13. November 2019 (GVOBl. Schl.-Holst. S. 

425) und § 11 der Satzung über die Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen der 

Gemeinde Rade bei Hohenwestedt (Abwasseranlagensatzung Kleinkläranlagen – AAS Kleinklär-

anlagen) wird nach Beschlussfassung der Gemeindevertretung der Gemeinde Rade bei Hohen-

westedt vom 06.12.2022 folgende Satzung erlassen: 

 

§ 1 

Allgemeines 

 

Die Gemeinde betreibt nach Maßgabe der „Abwasseranlagensatzung Kleinkläranlagen“ die Besei-

tigung des in ihrem Gebiet anfallenden Abwassers aus Grundstückskläranlagen (Kleinkläranlagen 

und abflusslose Gruben) als öffentliche Einrichtung. Für die Inanspruchnahme dieser Einrichtung 

erhebt die Gemeinde Benutzungsgebühren nach Maßgabe dieser Satzung. Sie sind zur Deckung 

der Kosten der Abwasserbeseitigung bestimmt. 

 

§2 

Entleerung der Grundstückskläranlagen 

 

1) Kleinkläranlagen und abflusslose Gruben werden von der Gemeinde oder ihren Beauftragten 

regelmäßig nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik, insbesondere der Bauartzulas-

sung und der landesrechtlich eingeführten DIN 4261, entleert oder entschlammt. Eine Entleerung 

oder Entschlammung – auch von Teilmengen – durch den Grundstückseigentümer bzw. den Nut-

zungsberechtigten oder durch einen von ihm beauftragten Dritten ist nicht zulässig. 

(2) Die Voraussetzungen für eine Bedarfsabfuhr von Kleinkläranlagen sind, dass  

a) die Kleinkläranlage mit einer biologischen Nachbehandlung für das Abwasser ausgerüstet ist, 

b) die Kleinkläranlage den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht, 
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c) für die Kleinkläranlage ein Wartungsvertrag abgeschlossen wurde, der bei bauartzugelassenen 

Anlagen die Anforderungen der Bauartzulassung oder bei nicht bauartzugelassenen Anlagen die 

Randbedingungen der landesrechtlich eingeführten DIN 4261 erfüllt und  

d) der Fachkundige für die Wartung oder der Grundstückseigentümer bzw. der Nutzungsberechtig-

te des Grundstücks den Wartungsbericht jährlich mit den Angaben zu der Schlammhöhenbestim-

mung in den einzelnen Kammern innerhalb von 14 Tagen nach deren Ermittlung der Gemeinde 

vorlegt. 

(3) Technisch ungelüftete Kleinkläranlagen werden mindestens alle zwei Jahre vollständig entleert 

bzw. entschlammt (Regelabfuhr).  

(4) Kleinkläranlagen nach Absatz 1, für die die Voraussetzungen nach Absatz 1 c) und d) nicht 

erfüllt werden, werden im Zuge der zweijährigen Regelabfuhr nach Absatz 3 berücksichtigt.  

(5) Nicht nachgerüstete Altanlagen (Mehrkammerabsetz- und auslaufgruben), die nicht den Vorga-

ben der DIN 4261 Teil 1 vom Februar 1991 entsprechen, sind nach Bedarf, mindestens jedoch 

jährlich, zu entleeren bzw. zu entschlammen (Regelabfuhr).  

(6) Abflusslose Sammelgruben werden bei Bedarf entleert. Die Betreiber der Sammelgruben sind 

verpflichtet, den Füllstand der Sammelgruben regelmäßig zu überprüfen und der Gemeinde die 

Notwendigkeit einer Leerung rechtzeitig, mindestens jedoch 10 Tage vor der erforderlichen Durch-

führung, anzuzeigen. Die Entleerung hat mindestens einmal in einem Zeitraum von 5 Jahren zu 

erfolgen.  

(7) Bei der Entschlammung von Mehrkammerauslaufgruben ist es verfahrenstechnisch nicht mög-

lich nur den reinen Schwimm- und Bodenschlamm abzusaugen. Es kann vorkommen, dass bei der 

Entschlammung neben dem angefallenen Schlamm auch die komplette Flüssigphase, bis auf 30 

cm Impfschlammschicht in der ersten Kammer, entnommen wird. Dies ist fachlich und rechtlich 

nicht zu beanstanden.  

(8) Wird ein Grundstück entweder an die zentrale Abwasserbeseitigung angeschlossen oder von 

einer abflusslosen Sammelgrube auf eine Kleinkläranlage umgerüstet oder es erhält eine neue 

Vorklärung, ist die nicht mehr benötigte dezentrale Grundstücksentwässerungsanlage vollständig 

zu entleeren, zu reinigen und vom Grundstückseigentümer entweder vollständig zurückzubauen 

oder zu verfüllen. Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, rechtzeitig – mindestens einen Mo-

nat vorher – bei der Gemeinde die Notwendigkeit der Endabfuhr und Reinigung anzuzeigen.  

(9) Bei vorübergehender Einschränkung, Unterbrechung oder Verspätung beim Abfahren des 

Schlamms aus den Kleinkläranlagen und des Abwassers aus den abflusslosen Gruben infolge von 

Betriebsstörungen, Streik oder betriebsnotwendigen Arbeiten sowie in Fällen höherer Gewalt be-

steht kein Anspruch auf Schadensersatz. Ist die Beseitigung aus einem der vorgenannten Gründe 

unterblieben, so wird diese unverzüglich nachgeholt. 

 

§ 3 

Gebührenpflichtige 

 

(1) Gebührenpflichtig ist die Eigentümerin oder der Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- 

oder Teileigentum der Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht 

belastet, ist die oder der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. Die Woh-

nungs- und Teileigentümer einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldnerinnen oder Ge-

samtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Gebühren. Miteigentüme-

rinnen oder Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte sind Ge-

samtschuldnerinnen oder Gesamtschuldner.  
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(2) Beim Wechsel der oder des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf 

den Übergang folgenden Monats auf die neue oder den neuen Pflichtigen über. Wenn die oder der 

bisherige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel (§ 7) versäumt, so haftet sie oder er 

für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde entfallen, 

neben der oder dem neuen Pflichtigen. 

 

§ 4 

Gebühren- bzw. Abgabenhöhe und Bemessungsgrundlage 

 

(1) Die Benutzungsgebühr wird als Grundgebühr und Zusatzgebühr erhoben.  

(2) Die Grundgebühr wird nach der Menge des aus der Grundstückskläranlage abgefahrenen Ab-

wassers/Schlamms berechnet, die jeweils auf volle und halbe m³ gerundet wird, diese beträgt:  

a) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahrzeug, 

den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung im Zuge der 

Regelentleerung 56,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

b) Für die Entleerung bzw. Entschlammung der Kleinkläranlage durch das Entsorgungsfahrzeug, 

den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung bei der Be-

darfsentleerung 87,00 € pro m³ Abwasser/Schlamm.  

c) Für die Entleerung einer abflusslosen Sammelgrube durch das Entsorgungsfahrzeug, den 

Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungsgemäßer Entsorgung 77,00 € pro m³ Ab-

wasser/Schlamm.  

d) Für die Notentleerung bzw. -entschlammung der Kleinkläranlage oder abflusslosen Sammelgru-

be durch das Entsorgungsfahrzeug, den Transport zur Behandlungsanlage sowie deren ordnungs-

gemäßer Entsorgung innerhalb von 24 Stunden nach Auftragserteilung 126,00 € pro m³ Abwas-

ser/Schlamm.  

(3) Als Zusatzgebühr wird ein Schlauchlängenzuschlag von 30,00 € berechnet, soweit für die Ab-

fuhr eine Schlauchlänge von mehr als 50 m erforderlich ist.  

(4) im Falle eines erfolglosen Entleerungsversuchs aufgrund fehlenden Zugangs zum Grundstück 

oder zu der Abwasseranlage wird ein Betrag von 38,00 € berechnet.  

(5) Neben den vorgenannten Grund- und Zusatzgebühren wird eine Verwaltungsgebühren von 

35,00 € je Abfuhr berechnet. 

 

§ 5 

Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald die Entschlammung der Kleinkläranlagen bzw. Entleerung 

der abflusslosen Sammelgruben durchgeführt worden ist. 

(2) Die Gebührenpflicht endet mit Ablauf des Monats, in dem die Grundstückskläranlage außer 

Betrieb genommen und dies der Gemeinde schriftlich mitgeteilt wird. 
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§ 6 

Heranziehung und Fälligkeit der Gebühr 

 

Die Heranziehung zur Gebühr erfolgt durch schriftlichen Bescheid, der mit einem Bescheid über 

andere Abgaben verbunden werden kann. Die zu zahlende Gebühr wird einen Monat nach Be-

kanntgabe des Bescheides fällig. 

 

§ 7 

Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 

 

(1) Die Gebührenpflichtigen haben der Gemeinde alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen, die für 

die Berechnung, die Erhebung und der Erstattung von Gebühren nach dieser Satzung erforderlich 

sind. 

(2) Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräuße-

rer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. 

(3) Beauftragten der Gemeinde ist auf Verlangen der ungehinderte Zugang zu allen Grundstücken 

zu gewähren, um Bemessungsgrundlagen für die Gebührenerhebung festzustellen oder zu über-

prüfen. Die Gebührenpflichtigen haben dies zu ermöglichen. 

 

§ 8 

Datenverarbeitung 

 

(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen der 

Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen und 

grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrecht nach §§ 24 

bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde bekanntgeworden sind, sowie aus dem Grund-

buchamt, dem Einwohnermeldeamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehörde und des 

Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Dies gilt entsprechend für Daten, die zum Zwecke 

der Hausnummernvergabe erhoben und gespeichert worden sind. Die Gemeinde darf sich dieser 

Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwecke der Gebüh-

renerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten.  

(2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und von 

nach Abs. 1 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichtigen mit den für die Gebühren-

erhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der 

Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu verwenden und weiterzuverarbeiten. 

 

§ 9 

Ordnungswidrigkeiten 

 

Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes handelt, wer entgegen 

des § 7 dieser Satzung die für die Gebührenberechnung erforderlichen Auskünfte nicht erteilt oder 

nicht duldet, dass Beauftragte der Gemeinde das Grundstück betreten, um die Bemessungsgrund-

lagen festzustellen oder zu überprüfen. 
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§ 10 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am 01.01.2023 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung von 

Gebühren für die Beseitigung von Abwasser aus Grundstückskläranlagen der Gemeinde Rade bei 

Hohenwestedt vom 19.08.2019 außer Kraft. 

 

 

Rade bei Hohenwestedt, den 14.12.2022 

 

 

gez.    (L.S.) 

 

Hans- Hermann Voß 

(Bürgermeister) 
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Amtliche Bekanntmachung 

 

Satzung der Gemeinde Hohenwestedt über die 

 Abwasserbeseitigung (Allgemeine 

 Abwasserbeseitigungssatzung - AAS) 

 

Aufgrund der §§ 4 Abs. 1 Satz 1, 17 Abs. 2 und 134 Abs. 5 der Gemeindeordnung für Schleswig-

Holstein (Gemeindeordnung - GO) in der Fassung vom 28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 57), zu-

letzt geändert durch Gesetz vom 04.03.2022 (GVOBl. Schl.-H. S. 153) und der §§ 44 Abs. 3 S. 1, 

45 Abs. 1 bis 4 (insoweit mit Genehmigung der Wasserbehörde) sowie 111 Abs. 2 des Lan-

deswassergesetzes (LWG) vom 13.11.2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 425), zuletzt geändert durch Ge-

setz vom 03.05.2022 (GVOBl. Schl.-H. S. 562), wird nach Beschlussfassung durch die Gemeinde-

vertretung der Gemeinde Hohenwestedt vom 28.06.2022 diese Satzung erlassen. 

 

INHALTSVERZEICHNIS 

Präambel 

I. Abschnitt: Abwasserbeseitigungseinrichtung(en) 

§ 1 Abwasserbeseitigungspflicht 

§ 2 Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht 

§ 3 Öffentliche Einrichtungen 

§ 4 Bestandteile der öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtungen 

§ 5 Begriffsbestimmungen und Verpflichtungen 

II. Abschnitt: Anschluss- und Benutzungsrecht/Anschluss- und Benutzungszwang 

§ 6 Anschluss- und Benutzungsrecht 

§ 7 Ausschluss und Beschränkung des Anschlussrechts 

§ 8 Ausschluss und Beschränkung des Benutzungsrechts 

§ 9 Anschluss- und Benutzungszwang 

§ 10 Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang 

§ 11 Unterlagen zum Anschluss an die Abwasseranlagen 

§ 12 Anzeige, Anschlussgenehmigung, Abnahmeverfahren 

III. Abschnitt: Grundstücksanschluss und Grundstücksentwässerungsanlagen 

§ 13 Anzahl und Ausführung der Grundstücksanschlüsse 

§ 14 Bau und Unterhaltung der Grundstücksanschlüsse 

§ 15 Grundstücksentwässerungsanlage 

§ 16 Überwachung der Grundstücksentwässerungsanlage und Zutrittsrechte 

§ 17 Sicherung gegen Rückstau 

IV. Abschnitt: Besondere Bestimmungen für die dezentrale Schmutzwasserbeseitigung 

§ 18 Bau, Betrieb und Überwachung 

§ 19 Einbringungsverbote 

§ 20 Entleerung 

V. Abschnitt: Grundstücksbenutzung 

§ 21 Grundstücksbenutzung 

VI. Abschnitt: Abgaben 

§ 22 Abgaben und Kostenerstattungen für die Abwasserbeseitigung 

VII. Abschnitt: Schlussvorschriften 

§ 23 Maßnahmen an den öffentlichen Abwasseranlagen 
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§ 24 Anzeigepflichten 

§ 25 Altanlagen 

§ 26 Haftung 

§ 27 Ordnungswidrigkeiten 

§ 28 Datenschutz und Datenverarbeitung 

§ 29 Vorhaben des Bundes, des Landes und des Kreises 

§ 30 Befreiungen 

§ 31 Anordnungen im Einzelfall, Zwangsmittel, Einstellung der Entsorgung 

§ 32 Übergangsregelung 

§ 33 Gesetze, Verordnungen, Satzungen, DIN-Normen, Merk- und Arbeitsblätter 

§ 34 Inkrafttreten 

 

Anlage 1: Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht für Schmutzwasser 

Anlage 2: Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht für Niederschlagswasser 

Anlage 3: Grenzwerte gem. § 8 Abs. 4 

 

Präambel 

 

Alle Personenbezeichnungen, die in dieser Satzung ausschließlich wegen der besseren Lesbarkeit 

in der männlichen Sprachform gefasst wurden, gelten auch in der entsprechenden weiblichen und 

diversen Sprachform. 

 

I. Abschnitt: Abwasserbeseitigungseinrichtung(en) 

 

§ 1 

Abwasserbeseitigungspflicht 

 

(1) Die Gemeinde Hohenwestedt (nachfolgend „Gemeinde“ genannt) ist für die Abwasserbeseiti-

gung im Gebiet ihrer Aufgabenträgerschaft (Entsorgungsgebiet) nach dem Wasserhaushaltsgesetz 

(WHG) und dem Landeswassergesetz (LWG) zuständig und dazu verpflichtet. Diese Satzung re-

gelt die Abwasserbeseitigung. Dazu gehört nicht die Verpflichtung zur Entsorgung von sonstigem 

Wasser („Fremdwasser“) und von wild abfließendem Wasser i. S. d. § 37 WHG. Die Gemeinde 

betreibt Kanalisations- und Abwasserreinigungsanlagen einerseits sowie Anlagen und Vorkehrun-

gen zur Abfuhr und Behandlung von Abwasser andererseits (öffentliche Abwasseranlagen) nach 

Maßgabe dieser Satzung als jeweils eine selbstständige einheitliche öffentliche Einrichtung  

a) zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung, die im Druck- oder Freigefällesystem oder im Unter-

drucksystem (Vakuumentwässerung) betrieben wird, 

b) zur zentralen Niederschlagswasserbeseitigung, sowie nach schriftlicher vorheriger Zustimmung 

(Einwilligung) sonstigen nicht verunreinigten Wassers und 

c) zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung zur Beseitigung des in Kleinkläranlagen anfallenden 

Schlamms und des in abflusslosen Sammelgruben gesammelten Schmutzwassers. 

(2) Die Gemeinde ist im Gemeindegebiet und aufgrund eines entsprechenden Übertragungsbe-

schlusses und öffentlich-rechtlichen Vertrages zum Teil auch zum Träger der Abwasserbeseitigung 

in der Gemeinde Grauel geworden: 

Vertrag zwischen der Gemeinde Hohenwestedt und der Gemeinde Grauel vom 29.11./03.12.1996. 

Das vorstehende Gebiet gehört auch zum Entsorgungsgebiet und zur jeweiligen Einrichtung im 

Sinne dieser Satzung.  
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(3) Der Gemeinde ist von der im Entsorgungsgebiet gelegenen Gemeinde Grauel das Satzungs-

recht und das Recht für die Abwasserbeseitigung, Abgaben (Beiträge und Gebühren) und Entgelte 

zu erheben sowie Kostenerstattungen geltend zu machen, übertragen worden. 

(4) Die öffentliche Abwasserbeseitigung im Sinne dieser Satzung umfasst, soweit die Gemeinde 

dafür zuständig ist, 

1. das Sammeln, Rückhalten, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und Verrie-

seln von Abwasser und sonstigen nicht verunreinigten Wassers, 

2. das Einsammeln, Abfahren und die Beseitigung des in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms 

und des in abflusslosen Sammelgruben gesammelten Schmutzwassers sowie 

3. die Einleitung und Behandlung in Abwasseranlagen sowie die Verwertung und die Beseitigung 

der anfallenden Rückstände. 

(5) Schmutzwasser im Sinne dieser Satzung ist Wasser, das durch häuslichen, gewerblichen, 

landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch verunreinigt oder sonst in seinen Eigenschaften ver-

ändert ist (§ 54 Abs. 1 WHG), sowie das damit zusammen abfließende Wasser. Ausgenommen ist 

das durch landwirtschaftlichen Gebrauch entstandene Schmutzwasser, das dazu bestimmt ist, auf 

landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden aufgebracht zu werden. 

(6) Niederschlagswasser im Sinne dieser Satzung ist Wasser, das von Niederschlägen (Regen, 

Schnee, Hagel, Tau, Nebel) aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flächen gesammelt 

abfließt. 

(7) Grauwasser ist fäkalienfreies, gering verschmutztes Abwasser, wie es etwa beim Duschen, 

Baden oder Händewaschen anfällt, aber auch aus der Waschmaschine kommt und nach Aufberei-

tung wieder als Brauch- bzw. Betriebswasser dienen kann. 

(8) Die Gemeinde kann zur Erfüllung ihrer Aufgaben auch Anlagen und Einrichtungen Dritter in 

Anspruch nehmen und die Abwasserbeseitigung ganz oder teilweise durch Dritte vornehmen las-

sen. 

(9) Diese Satzung richtet sich an Grundstückseigentümer, Anschlusspflichtige, Straßenbaulastträ-

ger, Träger von öffentlichen Verkehrsanlagen und Verursacher sowie berechtigte und unberechtig-

te Nutzer (vgl. auch § 5 Nr. 5). 

(10) Die Gemeinde kann die Abwasserbeseitigungspflicht gem. § 45 LWG übertragen. Die Satzung 

bedarf insoweit der Genehmigung der Wasserbehörde. Die als Anlagen 1 und 2 dieser Satzung 

beigefügten Listen, die Bestandteil dieser Satzung sind, benennt die Grundstücke und/oder Teile 

ihres Gebietes, deren Eigentümern oder Nutzungsberechtigten die Gemeinde die Abwasserbesei-

tigungspflicht ganz oder teilweise übertragen hat oder mit dieser Satzung überträgt. 

 

§ 2 

Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht 

 

(1) Wenn der Gemeinde die Übernahme des Schmutzwassers technisch oder wegen der unver-

hältnismäßigen Kosten nicht möglich ist und eine gesonderte Beseitigung das Wohl der Allge-

meinheit nicht beeinträchtigt, kann die Gemeinde den Grundstückseigentümern oder Nutzungsbe-

rechtigten die Beseitigung durch Kleinkläranlagen vorschreiben (§ 45 Abs. 2 LWG). Aus der als 

Anlage 1, (Bestandteil dieser Satzung) beigefügten Liste ergibt sich, welche Grundstückseigentü-

mer (Nutzungsberechtigte) das häusliche Schmutzwasser von ihren Grundstücken durch Klein-

kläranlagen zu beseitigen haben. Ihnen wird hiermit insoweit die Abwasserbeseitigungspflicht 

übertragen. Für diese Grundstücke wird die (jeweilige) zentrale (leitungsgebundene) Schmutzwas-
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serbeseitigungseinrichtung nicht vorgehalten und betrieben; insoweit besteht kein Anschluss- und 

Benutzungsrecht nach § 6 und auch kein Anschluss- und Benutzungszwang nach § 9. Die Ver-

pflichtung zur Beseitigung des in den Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms verbleibt bei der 

Gemeinde; 

insoweit gelten die Bestimmungen dieser Satzung über die dezentrale Schmutzwasserbeseitigung. 

Die Gewässer, in die der Überlauf der Kleinkläranlage einzuleiten ist, ergeben sich ebenfalls aus 

der Anlage 1. Die daneben notwendige Erlaubnis nach § 8 WHG für die Einleitung von geklärtem 

Schmutzwasser aus einer Kleinkläranlage in ein Gewässer, hat der Grundstückseigentümer bei 

der zuständigen Wasserbehörde des Kreises Rendsburg-Eckernförde einzuholen. 

(2) Soweit die Grundstückseigentümer (Nutzungsberechtigte) das häusliche Schmutzwasser von 

ihren Grundstücken in abflusslosen Sammelgruben zu sammeln haben, verbleibt die Schmutzwas-

serbeseitigungspflicht bei der Gemeinde. Für diese Grundstücke wird die (jeweilige) zentrale 

Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung nicht vorgehalten und betrieben; insoweit besteht kein 

Anschluss- und Benutzungsrecht nach § 6 und auch kein Anschluss- und Benutzungszwang nach  

§ 9. Für diese Grundstücke gelten die Bestimmungen dieser Satzung über die dezentrale 

Schmutzwasserbeseitigung. 

(3) Niederschlagswasser ist auf den Grundstücken, auf denen es anfällt, zu versickern, zu verrie-

seln oder ortsnah in ein oberirdisches Gewässer einzuleiten, sofern dies ohne unverhältnismäßige 

Kosten möglich und wasserwirtschaftlich sinnvoll ist und die Voraussetzungen für die erlaubnisfreie 

Beseitigung von Niederschlagswasser nach § 13 Abs. 1 Nr. 1 und 3 iVm § 18 Abs. 2 Nr. 3 und 4 

LWG vorliegen. Die Benutzung des Grundwassers durch das Einleiten von Niederschlagswasser 

mittels Versickerung in Rigolen und Schächten von reinen Wohngrundstücken und Flächen mit 

hinsichtlich der Niederschlagswasserbelastung vergleichbarer Nutzung bis zu einer befestigten 

Fläche von 300 m2 ist der Wasserbehörde des Kreises Rendsburg-Eckernförde über die Gemein-

de zwei Monate vorher anzuzeigen. Bei der Entsorgung des Niederschlagswassers auf dem 

Grundstück muss versickerungsfähiger Boden vorhanden sein, um eine Versickerung von Nieder-

schlagswasser gewährleisten zu können. Daneben muss gleichermaßen ein ausreichender Sicker-

raum vorhanden sein. 

Die Gemeinde überträgt im Übrigen gem. § 45 Abs. 4 LWG die Abwasserbeseitigungspflicht für 

Niederschlagswasser durch diese Satzung oder durch Festsetzungen in Bebauungsplänen in ih-

rem Gemeindegebiet oder in Teilen davon oder auf Antrag im Einzelfall auf einzelne Grundstücks-

eigentümer (Nutzungsberechtigte). Die Gebiete und/oder Grundstücke, für die eine Übertragung 

der Abwasserbeseitigungspflicht für Niederschlagswasser erfolgt, ergeben sich aus der Anlage 2, 

die Bestandteil dieser Satzung ist. Das in diesen Gebieten und/oder auf diesen Grundstücken ab-

zuleitende Niederschlagswasser ist auf den Grundstücken, auf denen es anfällt, zu versickern, zu 

verrieseln oder ortsnah in Gewässer einzuleiten. Bei der Versickerung, Verrieselung oder Einlei-

tung sind die jeweils gültigen Rechtsvorschriften und die allgemein anerkannten Regeln der Tech-

nik gemäß DWA-Regelwerk (Arbeitsblatt DWA-A 138) zu beachten. Die für die Versickerung oder 

Verrieselung vorgesehenen Flächen oder die erforderlichen Flächen mit ausreichender Versicke-

rungsfähigkeit ohne eine oberirdische oder unterirdische Ableitung auf öffentliche Flächen oder 

Nachbargrundstücke sind vom Grundstückseigentümer vorzuhalten und auf Anforderung nachzu-

weisen. Für diese Grundstücke wird eine leitungsgebundene öffentliche Entwässerungseinrichtung 

für Niederschlagswasser nicht vorgehalten und betrieben. Insofern besteht kein Anschluss- und 

Benutzungsrecht nach § 6 und auch kein Anschluss- und Benutzungszwang nach § 9.  

Die Grundstückseigentümer (Nutzungsberechtigten) haben alle Veränderungen auf ihrem Grund-

stück, die die Übertragung der Pflicht zur Niederschlagswasserbeseitigung betrifft, insbesondere 

Versickerungen, Verrieselungen oder Einleitungen, die nicht mehr erlaubnisfrei und/oder anzeige-

frei sind, Grundstücksteilung oder Veränderung der Versickerungsfähigkeit oder Verrieselungsfä-

higkeit des Bodens der Gemeinde und der Wasserbehörde unverzüglich mitzuteilen. Eine danach 
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notwendige Erlaubnis für die Einleitung von gesammelten Niederschlagswasser in das Grundwas-

ser oder ein Gewässer, hat der Grundstückseigentümer (Nutzungsberechtigte) bei der zuständigen 

Wasserbehörde über die Gemeinde einzuholen. 

Die Niederschlagswasserbeschaffenheit wird unterteilt in weitgehend unbelastetes Niederschlags-

wasser von befestigten und unbefestigten Flächen auf den Grundstücken in Wohngebieten, gering 

verschmutztes Niederschlagswasser von Straßen, Wegen und Plätzen in Wohngebieten, normal 

verschmutztes Niederschlagswasser von Flächen in Misch-, Dorf-, Gewerbe- und Industriegebie-

ten sowie von Hauptverkehrsstraßen und stark verschmutztes Niederschlagswasser von nicht 

überdachten Umschlagplätzen für Schad- und Giftstoffe und verschmutzten Flächen z. B. bei 

Werkstätten und Tankstellen. 

(4) Die Gemeinde behält sich das jederzeitige Recht der Änderung und der ganzen oder teilweisen 

Aufhebung der vorstehenden Satzungsregelungen nach Genehmigung durch die Wasserbehörde 

und der Beseitigungspflichten sowie der Anlagen 1 bis 3 zur Satzung vor. 

(5) Soweit die Gemeinde die Pflicht zur Beseitigung von Abwasser aus gewerblichen Betrieben 

und anderen Anlagen gemäß § 45 Abs. 3 LWG den gewerblichen Betrieben oder den Betreibern 

der Anlagen überträgt, gilt diese Satzung nicht, insbesondere besteht kein Anschluss- und Benut-

zungsrecht nach § 6. 

 

§ 3 

Öffentliche Einrichtungen 

 

(1) Zur Erfüllung ihrer Aufgabe der öffentlichen Abwasserbeseitigung betreibt und unterhält die 

Gemeinde im Entsorgungsgebiet (§ 1 Abs. 1) öffentliche Abwasserbeseitigungseinrichtungen. 

(2) Eine rechtlich selbstständige öffentliche Einrichtung wird zur zentralen Schmutzwasserbeseiti-

gung gebildet. 

(3) Eine rechtlich selbstständige öffentliche Einrichtung wird zur Beseitigung des in Kleinkläranla-

gen anfallenden Schlamms und des in abflusslosen Sammelgruben gesammelten Schmutzwas-

sers (dezentrale Schmutzwasserbeseitigung) gebildet. 

(4) Eine rechtlich selbstständige öffentliche Einrichtung wird zur zentralen Niederschlagswasser-

beseitigung und Beseitigung sonstigen nicht verunreinigten Wassers gebildet. 

 

§ 4 

Bestandteile der öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtungen 

 

(1) Zur zentralen öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung gehören ohne Rücksicht auf 

ihre technische Selbstständigkeit alle Anlagen zur Schmutzwasserbeseitigung, die die Gemeinde 

für diesen Zweck selbst vorhält, benutzt und finanziert. Zentrale Schmutzwasserbeseitigungsanla-

gen sind insbesondere Schmutzwasserkanäle (Sammler), auch als Druckrohrleitungen und 

Mischwasserkanäle (Mischsystem), sowie Schächte, Pumpstationen, Unterdruckschächte, Mess-

stationen, Rückhaltebecken, Ausgleichsbecken, Reinigungsbecken, Kläranlagen sowie alle Mitnut-

zungsrechte an solchen Anlagen. 

Zu den erforderlichen Anlagen für die Schmutzwasserbeseitigung gehören auch: 

1. offene und verrohrte Gräben, Mulden sowie solche Gewässer, die aufgrund der vorgeschriebe-

nen wasserrechtlichen Verfahren Bestandteil der Schmutzwasserbeseitigungsanlagen geworden 

sind, 
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2. die von Dritten errichteten und unterhaltenen Anlagen und Einrichtungen, wenn sich die Ge-

meinde ihrer zur Schmutzwasserbeseitigung bedient und/oder zu ihrer Finanzierung und/oder Un-

terhaltung beiträgt. 

(2) Art, Größe, Lage und Umfang der öffentlichen Schmutzwasseranlagen sowie das jeweilige Sys-

tem (Druck-, Freigefäll- oder Unterdrucksystem) und die Zeitpunkte ihrer Herstellung, Erweiterung, 

Änderung, Verbesserung, Erneuerung, ihres Aus- und Umbaus, ihrer Beseitigung sowie den Be-

trieb eines Trennsystems, nur eines Schmutzwassersystems oder eines Mischsystems bestimmt 

die Gemeinde im Rahmen der ihr obliegenden Abwasserbeseitigungspflicht. Ein Rechtsanspruch 

auf Herstellung, Erweiterung, Änderung, Verbesserung, Erneuerung, Aus- und Umbau, Unterhal-

tung, Sanierung sowie Beseitigung der öffentlichen Schmutzwasseranlagen besteht nicht. Ent-

sprechendes gilt für Einrichtungen und Vorkehrungen, die für die dezentrale Schmutzwasserbesei-

tigung und die Niederschlagswasserbeseitigung erforderlich sind. 

(3) Zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung aus Kleinkläranlagen und abflusslosen Sammel-

gruben gehören alle Vorkehrungen und Einrichtungen für das Einsammeln und das Abfahren des 

in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms und des in abflusslosen Sammelgruben gesammelten 

Schmutzwassers sowie deren Einleitung und Behandlung in Schmutzwasseranlagen außerhalb 

des zu entwässernden Grundstücks. Dazu gehören auch die Fahrzeuge und Gerätschaften zur 

Entleerung und Beförderung von Schlamm und Schmutzwasser. 

(4) Die Niederschlagswasseranlagen im Sinne dieser Satzung bestehen ohne Rücksicht auf ihre 

technische Selbstständigkeit aus:  

a) dem gesamten Kanalnetz (Niederschlagswasser) einschließlich aller zur Ableitung des Nieder-

schlagswassers dienenden technischen Einrichtungen, z. B. Reinigungs- und Revisionsschächte, 

Pumpstationen, Rückhalte- und Ausgleichsbecken, Sandfänge, usw., 

b) den Einrichtungen zur Behandlung von Niederschlagswasser, z. B. Regenklärbecken und ähnli-

che Anlagen, 

c) den Grundstücksanschlussanlagen, ausgenommen abzweigende Nebenleitungen und Leitun-

gen sowie Schächte auf dem Grundstück (Anschlusskanal), 

d) den Entwässerungsanlagen zur Abführung des Oberflächenwassers, wie z. B. Abläufe, Gitter-

roste und dgl., 

e) den offenen und geschlossenen Gräben, Mulden und Wasserläufen, soweit sie aufgrund der 

vorgeschriebenen wasserrechtlichen Verfahren Bestandteil der Niederschlagswasserbeseitigungs-

anlagen geworden sind, 

f) den öffentlichen Versickerungsanlagen, Bodenfiltern, 

g) den von Dritten (z. B. Entwässerungsverbänden, Wasser- und Bodenverbänden) errichteten und 

unterhaltenen Anlagen, wenn sich die Gemeinde ihrer zur Niederschlagswasserbeseitigung be-

dient und zu ihrer Unterhaltung beiträgt. 

(5) Die Grundstücksanschlüsse, die erstmalig ein Grundstück mit den öffentlichen Abwasseranla-

gen verbinden, sind Bestandteil der zentralen öffentlichen Einrichtung (sog. erste Grundstücksan-

schlussleitung). Die öffentliche Abwasseranlage endet mit dem Grundstücksanschluss. Grund-

stücksanschluss ist die Leitung von dem öffentlichen Abwasserkanal (Sammler) bis zur Grenze 

des zu entwässernden Grundstücks, ohne Übergabe- und/oder Kontrollschächte oder Leitungen 

auf dem Grundstück. Bei einem Hinterliegergrundstück endet die Grundstücksanschlussleitung an 

der Grundstücksgrenze des trennenden oder vermittelnden Anliegergrundstücks zur (öffentlichen 

oder privaten) Straße (auch z. B. Parkfläche), dem (öffentlichen oder privaten) Weg (auch z. B. 

Fuß- oder Wohnweg) oder (öffentlichen oder privaten) Platz in der der Abwasserkanal (Sammler) 

verlegt ist. Befindet sich auf dem Grundstück kein Übergabeschacht, so endet die private Grund-

stücksentwässerungsanlage immer am öffentlichen Abwasserkanal (Sammler). Dies gilt auch für 
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den Fall, dass der Übergabeschacht nicht frei zugänglich ist. Die Gemeinde behält sich ein Ein-

trittsrecht auf Kosten des Grundstückseigentümers vor, wenn und soweit aus Gründen der Funkti-

onsfähigkeit der Abwasseranlagen, der Beseitigung von Einbrüchen oder Senkungen im Verkehrs-

raum oder sonstigen wichtigen Gründen Eile geboten ist. Für die Kostenerstattung ist die Satzung 

der Gemeinde über die Erhebung von Abgaben und Geltendmachung von Kostenerstattungen für 

die zentrale und dezentrale Abwasserbeseitigung (Beitrags- und Gebührensatzung Abwasserbe-

seitigung – BGS) in der jeweils geltenden Fassung maßgeblich. Im Einzelfall kann die Gemeinde 

auf schriftlichen Antrag des Grundstückseigentümers gestatten, dass der Grundstückseigentümer 

durch einen von ihm zu benennenden Fachunternehmer die Arbeiten auf eigene Kosten und Ver-

antwortung ganz oder teilweise durchführt. 

 

§ 5 

Begriffsbestimmungen und Verpflichtungen 

 

1. Grundstück 

Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im bürgerlich-rechtlichen 

(grundbuchrechtlichen) Sinne. Dieses ist ein Grundstück, das auf einem Grundbuchblatt - oder bei 

einem gemeinschaftlichen Grundbuchblatt unter einer besonderen Nummer - geführt wird (Grund-

buchgrundstück). Als Grundstück im Sinne dieser Satzung gelten auch Flurstücke von Straßen, 

Wegen und Plätzen im Sinne des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) und des Straßen- und We-

gegesetzes des Landes Schleswig-Holstein (StrWG), bei denen die Gemeinde nicht Straßenbau-

lastträgerin und/oder nicht rechtlich zur Entwässerung verpflichtet ist. Dies gilt auch für Flurstücke 

von anderen öffentlichen Verkehrsanlagen. 

2. Grundstückseigentümer 

Grundstückseigentümer ist derjenige, der im Grundbuch als Eigentümer eingetragen ist. Ihm 

gleichgestellt sind Erbbauberechtigte oder sonst dinglich zur Nutzung des Grundstücks Berechtig-

te. Tritt anstelle des Grundstückseigentümers eine Gemeinschaft von Wohnungs- und/ oder Teilei-

gentümern, so schuldet jeder Wohnungs- und/oder Teileigentümer als Gesamtschuldner. Die 

Wohnungs- und/oder Teileigentümer sind verpflichtet, die Hausverwaltung oder eine andere Per-

son zu bevollmächtigen, alle Rechtsgeschäfte, die sich aus der Abwasserbeseitigung ergeben, für 

und gegen die Eigentümergemeinschaft mit der Gemeinde durchzuführen. Insbesondere persönli-

che Änderungen, die die Haftung der Wohnungs- und/oder Teileigentümer berühren, sind der Ge-

meinde unverzüglich anzuzeigen. Wird ein Bevollmächtigter nicht benannt, so sind die an einen 

Wohnungs- und/oder Teileigentümer abgegebenen Erklärungen der Gemeinde auch für alle übri-

gen Eigentümer rechtswirksam. Mehrere Verpflichtete sind Gesamtschuldner. 

3. Grundstücksanschluss 

Ein Grundstücksanschluss im Sinne dieser Satzung umfasst immer die Verbindung zwischen der 

öffentlichen Abwasseranlage (Sammler) bis zur Grenze des zu entwässernden Grundstücks (An-

liegergrundstücks). Je nach Art der öffentlichen Niederschlagswasseranlage kann dieser Grund-

stücksanschluss auch unterirdisch (Anschlussleitung), oberflächennah (Flachkanal o. ä.) oder 

oberirdisch (Pflasterrinne, Muldenstein o. ä.) erfolgen. Bei Hinterliegergrundstücken endet der 

Grundstücksanschluss an der Grenze des trennenden bzw. vermittelnden (Anlieger-) Grundstücks. 

Schächte und Inspektionsöffnungen für Hinterliegergrundstücke sind, soweit erforderlich, sowohl 

auf dem Anliegergrundstück als auch auf dem zu entwässernden Hinterliegergrundstück gem. DIN 

1986-100 und DIN EN 476 anzubringen. Bestehen keine Schächte und/oder Inspektionsöffnungen, 

so sind diese unverzüglich nach Aufforderung durch die Gemeinde von den Betroffenen nachzu-

rüsten. Auf § 4 Abs. 5 und § 13 Abs. 5 dieser Satzung wird ausdrücklich hingewiesen. 
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4. Grundstücksentwässerungsanlagen 

Grundstücksentwässerungsanlagen sind private Einrichtungen, Anlagen, Schächte, Inspektions-

öffnungen und Vorrichtungen, die der Sammlung, Speicherung, Vorbehandlung, Prüfung und Ab-

leitung des Abwassers in und an Gebäuden und auf Grundstücken bis zur öffentlichen Abwasser-

anlage dienen. Dazu gehört insbesondere der Übergabeschacht (Einsteigschacht) an der Grund-

stücksgrenze gem. DIN 1986-100 und DIN EN 476 mit einem DN 1000 bis max. 2 Meter auf dem 

Grundstück und Leitungen, die im Erdreich oder im Fundamentbereich verlegt sind und das Ab-

wasser dem Grundstücksanschlusskanal zuführen (Anschlussleitungen). Bei Druckentwässe-

rungsanlagen gehören die Pumpenschächte, Steuerungsanlagen, Absaugventileinheiten usw. so-

wie Druckstationen (inklusive Druckpumpen) und die Verbindungsleitungen bis zum Anschluss an 

die öffentliche Druckleitung einschließlich der Absperrvorrichtungen zu den privaten Grundstück-

sentwässerungsanlagen. Weitere Schächte und Inspektionsöffnungen für Hinterliegergrundstücke 

sind, soweit erforderlich, sowohl auf dem Anliegergrundstück als auch auf dem zu entwässernden 

Hinterliegergrundstück gem. DIN 1986-100 und DIN EN 476 anzubringen. Bestehen keine Schäch-

te und/oder Inspektionsöffnungen, so sind diese unverzüglich nach Aufforderung durch die Ge-

meinde von den Betroffenen nachzurüsten. Auf § 4 Abs. 5 und § 13 Abs. 5 dieser Satzung wird 

ausdrücklich hingewiesen. 

Zu den Grundstücksentwässerungsanlagen gehören auch die privaten Anlagen (z. B. Mulden-, 

Rohr-, Teich- oder Schachtanlagen) zur Versickerung von Niederschlagswasser. Diese Versicke-

rungsanlagen sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu errichten und zu be-

treiben. Versickerungsanlagen sind deshalb mindestens so herzustellen, dass zwischen der Sohle 

der Anlage und der Oberkante des anstehenden Grundwasserspiegels ein Bodenfilter mit einer 

Mächtigkeit von mindestens 1,0 m bei einem ausreichenden kf-Wert (Durchlässigkeitsbeiwert zwi-

schen 10-3 und 10-6) verbleibt. Der lichte Abstand zwischen Versickerungsanlage und Grund-

stücksgrenze soll mindestens 2 Meter betragen. Der lichte Abstand zwischen Versickerungsanlage 

und unterkellerten Gebäuden soll das 1,5-fache der Tiefe der unter Flur liegenden Gebäudeteile 

betragen. Im Übrigen sind die gesetzlichen Bestimmungen des Wasserrechts zu beachten. 

5. Berechtigte und Verpflichtete 

Berechtigte und Verpflichtete im Sinne dieser Satzung sind die Grundstückseigentümer. 

Die sich für sie ergebenden Rechte und Pflichten gelten entsprechend auch für 

- Straßenbaulastträger und sonstige Träger von Verkehrsanlagen, 

- Erbbauberechtigte, 

- sonstige zur Nutzung eines Grundstücks dinglich Berechtigte (z. B. Nießbraucher), 

- Wohnungseigentümer- und Wohnungserbbauberechtigte, 

- Eigentümer von Gebäuden auf fremden Grund und Boden (Ferienhäuser, Wohnlauben usw.), 

- Gewerbetreibende, darunter fallen auch Unternehmer von Zelt- und Campingplätzen, auf frem-

den  Grund und Boden sowie 

- jeden tatsächlichen berechtigten oder unberechtigten Benutzer der öffentlichen Abwasserbeseiti-

gungsanlagen („Einleiter“, siehe Nr. 12) sowie die Anschlusspflichtigen und Verursacher. 

Soweit in dieser Satzung der Begriff „Eigentümer“ oder „Grundstückseigentümer“ verwendet wird, 

ist immer auch der vorstehende Personenkreis gemeint, es sei denn, es wird ausdrücklich nur auf 

Nr. 2 Bezug genommen. Mehrere Verpflichtete sind Gesamtschuldner. 

Berechtigte und Verpflichtete im Sinne dieser Satzung sind auch Bund, Land und Kreis für eigene 

Grundstücke und Straßen-, Wege- und Platzflächen soweit sie Straßenbaulastträger sind, die an 

die öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen angeschlossen sind oder angeschlossen werden 

sollen. 
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6. Fehlanschluss 

Fehlanschluss ist der satzungswidrige Anschluss eines Schmutzwasseranschlusses an eine öf-

fentliche Niederschlagswasseranlage, der Anschluss eines Niederschlagswasseranschlusses an 

den öffentlichen Schmutzwasserkanal oder der ungenehmigte Anschluss von Fremdwasser an die 

öffentlichen Abwasseranlagen. 

7. Druckentwässerungsnetz 

Druckentwässerungsnetze sind zusammenhängende Leitungsnetze, in denen der Transport von 

Abwasser einer Mehrzahl von Grundstücken durch von Pumpen erzeugten Druck erfolgt. Die 

Druckpumpen und Pumpenschächte sind regelmäßig technisch notwendige Bestandteile des je-

weiligen Gesamtnetzes, sie sind jedoch Bestandteil der Hausanschlussleitung, die nicht zur öffent-

lichen Abwasseranlage gehört. 

8. Abscheider 

Abscheider sind Fettabscheider, Leicht- und Schwerflüssigkeitsabscheider, Stärkeabscheider und 

ähnliche Vorrichtungen, die das Eindringen schädlicher Stoffe in die öffentlichen Abwasseranlagen 

durch Abscheiden aus dem Abwasser verhindern. 

9. Indirekteinleiter 

Indirekteinleiter ist derjenige Berechtigte oder Verpflichtete, der Abwasser in die öffentlichen Ab-

wasseranlagen einleitet oder sonst hineingelangen lässt (vgl. § 58 WHG). 

10. Sonstiges Wasser (Fremdwasser) 

Sonstiges Wasser („Fremdwasser“), das chemisch und biologisch unbelastet ist, kann nur nach 

ausdrücklicher und schriftlicher vorheriger Zustimmung (Einwilligung) der Gemeinde durch den 

Grundstückseigentümer in die öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet werden. Hierbei darf es 

sich ausschließlich um Grund- und Quellwasser, welches z. B. auch durch Drainagen aufgefangen 

wird, Kühlwasser, Traufwasser, Lagerstättenwasser sowie Haltungswasser von Baustellen oder 

gereinigtes Ablaufwasser aus genehmigten Kleinkläranlagen, die nach den allgemein anerkannten 

Regeln der Technik errichtet und betrieben werden, handeln. Entsprechende Nachweise sind auf 

Anforderung der Gemeinde vorzulegen. Eine entsprechende Einleitungsgenehmigung der Ge-

meinde wird nur unter dem Vorbehalt des Widerrufs erteilt. Auch für die Einleitung sonstigen Was-

sers werden Abgaben erhoben und Kostenerstattungen geltend gemacht nach der Satzung der 

Gemeinde über die Erhebung von Abgaben und Geltendmachung von Kostenerstattungen für die 

zentrale und dezentrale Abwasserbeseitigung (Beitrags- und Gebührensatzung Abwasserbeseiti-

gung - BGS) in der jeweils geltenden Fassung. Die Gemeinde kann anordnen, dass die entspre-

chenden Einleitungen mit geeichten Messvorrichtungen ausgestaltet werden müssen.  

11. Wild abfließendes Wasser 

Wild abfließendes Wasser, für das die Gemeinde nicht entsorgungspflichtig ist, umfasst das au-

ßerhalb eines Gewässerbetts oberirdisch abfließende Wasser. Hierzu zählt auch direkt auf den 

Boden auftreffendes Niederschlagswasser, auch wenn es zunächst kurzfristig versickert, dann 

aber wieder aus dem Erdreich austritt (sog. Hangdruckwasser). Wild abfließendes Wasser unter-

liegt allein den Regelungen nach § 37 WHG, es sei denn, es wird als sonstiges Wasser iSd von Nr. 

10 z. B. durch Drainagen aufgefangen und/oder gesammelt in die Abwasseranlagen eingeleitet. 

12. Einleitung bzw. Einleiten 

Das „Einleiten“ von Abwasser und/oder Wasser setzt ein zielgerichtetes Verhalten des Einleiters 

voraus. Gelangt Abwasser, wild abfließendes Wasser oder sonstiges Wasser nur zufällig oder 

auch bewusst in die öffentlichen Abwasseranlagen, z. B. über schadhafte Grundstücksentwässe-

rungsanlagen, so steht dies einer Einleitung bzw. einem Einleiten gleich. 

 

 



1094 
 

II. Abschnitt: Anschluss- und Benutzungsrecht/Anschluss- und Benutzungszwang 

 

§ 6 

Anschluss- und Benutzungsrecht 

 

(1) Jeder Eigentümer eines im Entsorgungsgebiet liegenden Grundstücks ist vorbehaltlich der Ein-

schränkungen in dieser Satzung und anderweitiger Rechtsvorschriften berechtigt, von der Ge-

meinde zu verlangen, dass sein Grundstück an die bestehenden öffentlichen Abwasseranlagen 

angeschlossen wird (Anschlussrecht). Dieses Recht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, für 

die die Gemeinde im Entsorgungsgebiet beseitigungspflichtig ist und die im Einzugsbereich einer 

betriebsfertigen öffentlichen Abwasseranlage liegen. Bei Abwasserableitungen über fremde private 

Grundstücke ist ein Leitungsrecht (z. B. dingliche Sicherung oder Baulast) erforderlich. Ist die Ge-

meinde für das Niederschlagswasser beseitigungspflichtig und besteht kein betriebsfertiger öffent-

licher Niederschlagswasserkanal, so besteht ein Recht zur Versickerung oder Einleitung in ein 

Gewässer nur nach Maßgabe der wasserrechtlichen Bestimmungen (d. h. nur nach Maßgabe der 

der Gemeinde erteilten wasserrechtlichen Erlaubnis) und soweit für eine Versickerung die wasser-

technischen bzw. hydrogeologischen Voraussetzungen gegeben sind. 

(2) Nach der betriebsfertigen Herstellung des öffentlichen Abwasserkanals (einschließlich Grund-

stücksanschlussleitung bis zur Grundstücksgrenze) oder dem tatsächlichen Anschluss an einen 

bestehenden Abwasserkanal hat der Grundstückseigentümer vorbehaltlich der Einschränkungen in 

dieser Satzung und unter Beachtung der technischen Vorschriften das Recht, das auf seinem 

Grundstück anfallende Abwasser in die öffentlichen Abwasseranlagen einzuleiten bzw. diesen zu-

zuführen (Benutzungsrecht), wenn und soweit nicht anderweitige Rechtsvorschriften die Einleitung 

oder Zuführung einschränken oder verbieten, insbesondere dann, wenn der Gemeinde keine was-

serrechtliche Erlaubnis vorliegt. Die Gemeinde behält sich vor, durch öffentliche Bekanntmachung 

zu bestimmen, welche Abwasseranlagen betriebsfertig hergestellt sind. Ansonsten gilt die tatsäch-

liche Fertigstellung (Abnahme der baulichen Anlage) als Bereitstellung der öffentlichen Abwasser-

anlagen. 

(3) Wird durch Grundstücksteilung oder bauliche oder sonstige Veränderungen auf dem Grund-

stück oder durch andere Tatsachen eine Neuverlegung oder Veränderung des Abwasserkanals 

erforderlich, so werden die Arbeiten im öffentlichen Bereich auf Kosten des Anschlussberechtigten 

durch die Gemeinde durchgeführt. Dass gleiche gilt, wenn die Herstellung eines zweiten oder 

mehrfachen Grundstücksanschlusses beantragt wird und eine oder mehrere zusätzliche Verle-

gung/en vorgenommen werden muss/müssen. 

(4) Ist der Grundstückseigentümer nicht zum Anschluss seines Grundstücks berechtigt, kann die 

Gemeinde durch Vereinbarung den Anschluss zulassen und ein Benutzungsverhältnis begründen. 

(5) Die von Dritten hergestellten und betriebenen, in die jeweilige Einrichtung der Gemeinde einbe-

zogenen Abwasseranlagen, welche der Gemeinde ausdrücklich zur Abwasserbeseitigung zur Ver-

fügung gestellt werden, gelten hinsichtlich des Anschluss- und Benutzungsrechtes sowie deren 

Begrenzungen den öffentlichen Abwasseranlagen gleichgestellt. Ein Wechsel in der Bau- und Un-

terhaltungslast an solchen Anlagen tritt jedoch nur bei einer ausdrücklichen schriftlichen Vereinba-

rung zwischen dem Eigentümer der Anlage und der Gemeinde ein. 

(6) Soweit die Voraussetzungen der vorstehenden Absätze nicht vorliegen, hat der Grundstücksei-

gentümer das Recht, von der Gemeinde zu verlangen, dass der in Kleinkläranlagen anfallende 

Schlamm und das in abflusslosen Sammelgruben gesammelte Schmutzwasser abgefahren wer-

den. 
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§ 7 

Ausschluss und Beschränkung des Anschlussrechts 

 

(1) Die Gemeinde kann den Anschluss an die jeweilige öffentliche Abwassereinrichtung ganz oder 

teilweise widerrufen, befristen, einschränken oder versagen, wenn 

1. das Abwasser wegen seiner Art und Menge nicht zusammen mit dem in Haushalten anfallenden 

Abwasser beseitigt werden kann oder 

2. eine Übernahme des Abwassers technisch oder wegen der unverhältnismäßig hohen Kosten 

nicht vertretbar ist oder 

3. keine wasserrechtliche Erlaubnis vorliegt und auch nicht zu erwarten ist. 

Das Anschlussrecht ist ausgeschlossen, soweit der Grundstückseigentümer zur Abwasserbeseiti-

gung verpflichtet und die Gemeinde von der Abwasserbeseitigungspflicht befreit ist. 

Dies gilt nicht, wenn der Grundstückseigentümer sich zuvor schriftlich verpflichtet, der Gemeinde 

zusätzlich zu den sich gemäß den Regelungen der Satzung der Gemeinde über die Erhebung von 

Abgaben und Geltendmachung von Kostenerstattungen für die zentrale und dezentrale Abwasser-

beseitigung (Beitrags- und Gebührensatzung Abwasserbeseitigung - BGS) in der jeweils geltenden 

Fassung für das Grundstück ergebenden Abgaben und Kostenerstattungen die durch den An-

schluss oder erforderliche besondere Maßnahmen entstehenden Mehraufwendungen und -kosten 

zu tragen und zu ersetzen für die Planung, den Bau und den Betrieb und auf Verlangen dafür eine 

angemessene Sicherheit zu leisten. Soweit Rechte zur Verlegung von Leitungen über Grundstücke 

Dritter erforderlich sind, sind sie dinglich zu sichern; bei Leitungsverlegungen nach Inkrafttreten 

dieser Satzung sind in jedem Fall Baulasten erforderlich. Soweit es bei einem Widerruf oder einer 

Versagung nach Satz 1 verbleibt, gilt § 9 Abs. 6. 

(2) Der unmittelbare Anschluss von Dampfleitungen und Dampfkesseln an Abwasserbeseitigungs-

anlagen ist nicht zulässig. 

(3) Das Anschlussrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die an einen betriebsfertigen 

und aufnahmefähigen öffentlichen Abwasserkanal angeschlossen werden können. Dazu muss der 

öffentliche Anschlusskanal in unmittelbarer Nähe des Grundstücks oder auf dem Grundstück ver-

laufen. Ein öffentlicher Anschlusskanal verläuft auch dann in unmittelbarer Nähe des Grundstücks, 

wenn über einen öffentlichen oder privaten Weg ein unmittelbarer Zugang zu einer Straße besteht, 

in welcher der öffentliche Kanal verlegt ist. Die Gemeinde kann den Anschluss auf Antrag auch in 

anderen Fällen zulassen, wenn hierdurch das öffentliche Wohl nicht beeinträchtigt wird. 

(4) Die Herstellung neuer, die Erweiterung, die Verbesserung, die Erneuerung, die Beseitigung, 

den Um- und Ausbau oder die Änderung bestehender Abwasseranlagen zur zentralen oder de-

zentralen Abwasserbeseitigung kann vom Grundstückseigentümer nicht verlangt werden. 

(5) Die Gemeinde kann - vorbehaltlich einer etwa notwendigen Zustimmung der Wasserbehörde - 

auf Antrag widerruflich zulassen oder fordern, dass stark verschmutztes Niederschlagswasser ei-

nem öffentlichen Schmutzwasserkanal zugeführt wird. Die Gemeinde kann hierfür Rückhaltungen 

auf dem Grundstück des Anschlussberechtigten verlangen, wenn eine Vorreinigung auf dem 

Grundstück nicht möglich ist. 

 

§ 8 

Ausschluss und Beschränkung des Benutzungsrechts 

 

(1) Die zur zentralen oder dezentralen öffentlichen Abwasserbeseitigung bestimmten Abwasseran-

lagen dürfen nur entsprechend ihrer Zweckbestimmung und nach den Vorschriften dieser Satzung 
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benutzt werden. Das Benutzungsrecht ist ausgeschlossen, soweit der Grundstückseigentümer zur 

Abwasserbeseitigung verpflichtet und die Gemeinde von der Abwasserbeseitigungspflicht befreit 

ist. Beim Trennsystem darf Schmutzwasser nur in den dafür vorgesehenen Schmutzwasserkanal, 

Niederschlagswasser nur in den dafür vorgesehenen Niederschlagswasserkanal eingeleitet wer-

den. 

(2) In die öffentlichen Abwasseranlagen darf auch bei bereits angeschlossenen Grundstücken nur 

Abwasser eingeleitet werden, das so beschaffen ist, dass dadurch nicht 

a) die Anlage und/oder die angeschlossenen Grundstücke gefährdet oder beschädigt werden kön-

nen, 

b) das Betriebspersonal der Abwasserbeseitigungsanlagen gefährdet oder in ihrer Gesundheit 

beeinträchtigt werden kann, 

c) die Möglichkeit einer Verwertung des Klärschlamms beeinträchtigt wird, 

d) der Betrieb der Abwasserbehandlung erschwert, behindert oder beeinträchtigt wird, 

e) die Funktion der Abwasseranlagen so erheblich gestört werden kann, dass dadurch die Anfor-

derungen der Einleitungserlaubnis nicht eingehalten werden können, oder 

f) sonstige schädliche Auswirkungen auf die Umwelt, insbesondere die Gewässer, eintreten. 

Das gesamte Abwasser ist über die Grundstücksentwässerungsanlage einzuleiten. 

(3) Ausgeschlossen ist insbesondere die Einleitung von 

a) Stoffen, die Leitungen verstopfen können, wie z. B. Vliestüchern (Feuchttüchern); 

b) Abwasser und Stoffe, die - ggf. auch durch spätere Vermischung - die schädliche Ausdünstun-

gen, Gase und Dämpfe bilden, bilden, üble Gerüche oder unverhältnismäßige Schäume verbreiten 

können, z. B. Chlor, Schwefelwasserstoff, Cyanwasserstoff; 

c) Abwasser, das die Baustoffe der öffentlichen Abwasseranlagen angreift oder die biologischen 

Funktionen schädigt; 

d) infektiösen Stoffen und unverbrauchte Medikamente und pharmazeutische Produkte; 

e) Farbstoffen, soweit sie zu einer deutlichen Verfärbung des Abwassers in der Kläranlage oder im 

Gewässer führen; 

f) festen Stoffen, auch in zerkleinerter Form wie Schutt, Asche, Glas, Sand, Müll, Küchenabfälle, 

Treber, Trester, Trub, Schlempe, Hefe sowie hefehaltige Rückstände, Molke, Latices, Borsten, 

Silagesickersaft, Lederreste, Fasern, Kunststoffe, Textilien, grobes Papier, kunststoffhaltiges Pa-

pier, Abfälle aus der Tierkörperbeseitigung und Lebensmittelproduktion sowie ähnliche Stoffe; 

g) Kunstharz, Lacke, Lösungsmittel, Latexreste, Zement, Kalkhydrat, Gips, Mörtel, flüssige und 

später erhärtende Abfälle sowie Bitumen und Teer und deren Emulsionen; 

h) Öle, Fette, z. B. abscheidbare und emulgierte öl- und fetthaltige Stoffe pflanzlichen oder tieri-

schen Ursprungs, Schmieröle, Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern; 

i) Tierfäkalien, z. B. Jauche, Gülle, Mist, Silagesickersaft, Schlachtabfälle, Blut und Molke; 

j) Kaltreinigern, die chlorierte Wasserstoffe enthalten oder welche die Ölabscheidung verhindern; 

k) Absetzgut, Schlämmen oder Suspensionen aus Vorbehandlungsanlagen, Räumgut aus Klein-

kläranlagen und Abortanlagen sowie Inhalte von Campingwagenaborten und Chemietoiletten; 

l) feuergefährlichen, explosiven, giftigen, fett- oder ölhaltigen Stoffen und Gemischen, wie z. B. 

abscheidbare, emulgierte und gelöste Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Heizöl, Schmierstofföl, tieri-

sche und pflanzliche Öle und Fette einschließlich des durch diese Stoffe verunreinigten Wasch-

wassers; 
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m) Säuren und Laugen, chlorierte Kohlenwasserstoffe, Phosgene, Schwefelwasserstoff, Blausäure 

und Stickstoffwasserstoffsäure sowie deren Salze; Karbide, die Acetylen bilden, ausgesprochen 

toxische Stoffe; 

n) Stoffen oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgung einer Giftigkeit, Langlebigkeit, Anreiche-

rungsfähigkeit oder einer krebserzeugenden, fruchtschädigenden oder erbgutverändernden Wir-

kung als gefährlich zu bewerten sind wie Schwermetalle, Cyanide, halogenierte Kohlenwasserstof-

fe, polycyclische Aromate, Phenole; 

o) Abwasser aus Betrieben, insbesondere Laboratorien und Instituten, in denen Kombinationen 

von Nukleinsäuren geschaffen oder mit gentechnisch manipulierten Organismen gearbeitet wird; 

p) Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben, 

- wenn die Einleitung nach § 48 LWG genehmigungspflichtig ist, solange die Genehmigung nicht 

erteilt ist, 

- das wärmer als + 35 Grad Celsius ist, auch die Einleitung von Dampf, 

- das einen pH-Wert von unter 6,5 oder über 9,5 aufweist, 

- das aufschwimmende Öle und Fette enthält; 

q) Abwasser, das einem wasserrechtlichen Bescheid nicht entspricht und 

r) angefaultes Abwasser. 

(4) Für die Einleitung von Schadstoffen gelten die in der Anlage 3 (Bestandteil dieser Satzung) 

angegebenen Grenzwerte (Allgemeine Einleitungsbedingungen). Die Gemeinde kann die Grenz-

werte nach Satz 1 sowie nach den Absätzen 2 und 10 neu festlegen, wenn die Einleitung von Ab-

wasser nicht nur vorübergehend nach Art oder Menge wesentlich geändert wird oder wenn sich die 

für den Betrieb der Abwasserbeseitigungsanlagen geltenden Gesetze oder Bescheide ändern. Für 

Kleinkläranlagen, die Abwasser in Gewässer direkt einleiten, gelten die von der zuständigen Was-

serbehörde jeweils festgelegten Grenzwerte und Anforderungen. 

(5) Abwasser mit radioaktiven Inhaltsstoffen darf nur eingeleitet werden, wenn es der Verordnung 

über den Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung (Strahlenschutzverordnung - 

StrlSchV) vom 29.11.2018 (BGBl. I S. 2034, 2036), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20.05.2021 

(BGBl. I S. 1194), in der jeweils geltenden Fassung, insbesondere dessen § 99 Abs. 1 bis 4, ent-

spricht. 

(6) Ausgenommen von Absätzen 2, 3 und 5 sind 

1. unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im Abwasser in der Art und in der Menge, wie sie auch im 

Abwasser aus Haushaltungen üblicherweise anzutreffen sind, 

2. Kondensate aus gasbetriebenen Feuerungsanlagen bis 200 kW sowie ölbetriebenen Feue-

rungsanlagen bis 50 kW ohne Neutralisation und Anlagen über 50 KW mit Neutralisation, deren 

Einleitung die Gemeinde ausdrücklich schriftlich zugelassen hat, 

3. Stoffe, die nicht vermieden oder in einer Vorbehandlungsanlage zurückgehalten werden können 

und deren Einleitung die Gemeinde im Einzelfall gegenüber dem Grundstückseigentümer zugelas-

sen hat. 

(7) Sonstiges Wasser iSd § 5 Nr. 10 darf nur unter den dort aufgeführten Voraussetzungen in öf-

fentliche Abwasseranlagen eingeleitet werden. 

(8) Wasser, das als Kühlwasser benutzt worden und unbelastet ist, darf nicht in öffentliche 

Schmutzwasseranlagen eingeleitet werden. Die Gemeinde kann auf Antrag die gebührenpflichtige 

Einleitung in öffentliche Niederschlagswasseranlagen zulassen. Dabei muss zwingend eine Wie-

derverwertbarkeit des Kühlwassers nachweislich ausgeschlossen oder nur mit unzumutbarem 

Aufwand möglich sein. 
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(9) Wasser, das zum Waschen von Fahrzeugen oder Fahrzeugteilen verwandt worden ist, darf 

über Straßeneinläufe und in Niederschlagswasseranlagen nicht eingeleitet werden. Soweit Fahr-

zeugoberwäschen auf Grundstücken durchgeführt werden, ist dies ausschließlich auf Flächen, die 

gemäß den allgemein anerkannten Regeln der Technik nach Wasserrecht dafür hergerichtet sind 

(Waschplätze), erlaubt. Das Waschwasser ist nach einer entsprechenden Vorbehandlung aus-

schließlich in Schmutzwasserkanäle einzuleiten, es sei denn, dass ohne jegliche Zusätze von 

Wasch-, Reinigungs- oder Pflegemitteln gewaschen wurde. Die Wäsche von ölverunreinigten Tei-

len ist verboten. Das Waschen von Kraftfahrzeugen oder Fahrzeugteilen auf öffentlichen Straßen, 

Wegen und Plätzen ist untersagt. Abs. 13 bleibt unberührt. 

(10) Über die vorstehenden Bedingungen hinaus kann die Gemeinde im Einzelfall Mengen- und 

Frachtgrenzen festlegen, die Einleitung von Abwasser besonderer Art und Menge ausschließen 

oder von besonderen Voraussetzungen abhängig machen, soweit dies zum Schutz des Betriebs-

personals, zum Schutz und zur Sicherung der Leistungsfähigkeit der Abwasserbeseitigungsanla-

gen, zur Verbesserung der Reinigungsfähigkeit des Abwassers oder zur Erfüllung der für den Be-

trieb der Abwasserbeseitigungsanlagen geltenden Vorschriften, insbesondere der Bedingungen 

und Auflagen eines wasserrechtlichen Bescheids, erforderlich ist. 

(11) Die Gemeinde kann das Benutzungsrecht davon abhängig machen, dass auf dem Grundstück 

eine Vorbehandlung oder eine Rückhaltung und dosierte Einleitung des Abwassers erfolgt. Die 

Gemeinde kann verlangen, dass geeignete Messgeräte und Selbstüberwachungseinrichtungen 

eingebaut und betrieben werden. Betriebe, in denen Benzin, Benzol, Öle oder Fette ins Abwasser 

gelangen können, haben Vorrichtungen zur Abscheidung dieser Stoffe aus dem Abwasser zu be-

treiben (Abscheider). Für häusliches Abwasser gilt dieses entsprechend, wenn die Gemeinde im 

Einzelfall verlangt, dass auch dieses Abwasser in entsprechende Abscheider einzuleiten und dort 

zu behandeln ist. Die Entleerung der Abscheider muss gemäß den allgemein anerkannten Regeln 

der Technik in regelmäßigen Abständen und nach Bedarf erfolgen. Das Abscheidegut ist in Über-

einstimmung mit den abfallrechtlichen Vorschriften zu entsorgen. Die vorschriftgemäße Entsorgung 

des Abscheidegutes obliegt dem Anschlusspflichtigen. Über den Verbleib des Abscheidegutes hat 

der Anschlusspflichtige Buch zu führen. Dieses ist auf Verlangen dem Bediensteten oder Beauf-

tragten der Gemeinde vorzulegen. Das Abscheidegut darf an keiner Stelle einer öffentlichen Ab-

wasseranlage zugeführt werden. Der Anschlusspflichtige haftet für jeden Schaden, der durch die 

versäumte Entleerung des Abscheidegutes entsteht. 

(12) Die Verdünnung von Abwasser zur Einhaltung von Grenz- oder Einleitungswerten ist unzuläs-

sig. 

(13) Die Gemeinde kann befristete, jederzeit widerrufliche Befreiungen von den Anforderungen der 

Absätze 2 bis 11 erteilen, wenn sich andernfalls eine nicht beabsichtigte Härte für den Verpflichte-

ten ergäbe und Gründe des öffentlichen Wohls der Befreiung nicht entgegenstehen, insbesondere 

die technischen Voraussetzungen gegeben sind. 

(14) Wenn Stoffe, deren Einleitung nach den vorstehenden Vorschriften untersagt ist, in die Ab-

wasserbeseitigungsanlagen gelangen, hat der Grundstückseigentümer dies der Gemeinde unver-

züglich anzuzeigen. Die Änderung von Art und Menge des eingeleiteten oder einzuleitenden Ab-

wassers hat der Grundstückseigentümer ebenfalls unverzüglich anzuzeigen und nachzuweisen. 

Die Gemeinde kann vom Grundstückseigentümer jederzeit Auskunft über die Art und Menge des 

eingeleiteten oder einzuleitenden Abwassers verlangen. Die Gemeinde kann Fristen festlegen, 

innerhalb derer die zur Erfüllung der geänderten Anforderungen notwendigen Maßnahmen durch-

geführt werden müssen. 

(15) Die Gemeinde ist jederzeit berechtigt, Abwasseruntersuchungen vorzunehmen. Die Kosten für 

die Untersuchungen trägt der Grundstückseigentümer gem. § 3 der Satzung der Gemeinde über 
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die Erhebung von Abgaben und Geltendmachung von Kostenerstattungen für die zentrale und 

dezentrale Abwasserbeseitigung (Beitrags- und Gebührensatzung Abwasserbeseitigung - BGS) in 

der jeweils gültigen Fassung, wenn das Abwasser mehr als häusliches Abwasser mit Schadstoffen 

belastet ist, in den Fällen des Abs. 11 oder falls sich herausstellt, dass ein Verstoß gegen die Ab-

sätze 2 bis 13 vorliegt, andernfalls die Gemeinde. 

(16) Ist bei Betriebsstörungen oder Notfällen insbesondere in Gewerbe- und Industriebetrieben der 

Anfall verschmutzten Löschwassers nicht auszuschließen, kann die Gemeinde verlangen, dass der 

Grundstückseigentümer Vorkehrungen zu treffen und/oder Vorrichtungen zu schaffen hat, dass 

solches Wasser gespeichert und entweder zu einem von der Gemeinde zugelassenen Zeitpunkt in 

die öffentliche Schmutzwasseranlage eingeleitet werden kann oder auf andere Weise vom Grund-

stückseigentümer ordnungsgemäß entsorgt werden kann. 

(17) Die Gemeinde kann bestimmen, dass das Abwasser nur zu bestimmten Zeiten oder nur in 

bestimmten Höchstmengen innerhalb eines Zeitraumes in öffentliche Abwasseranlagen eingeleitet 

werden darf. 

(18) Abwasservorbehandlungsanlagen, wie zum Beispiel Abscheideranlagen für Fette nach DIN 

EN 1825 in Verbindung mit DIN 4040 Teil 100, Abscheideranlagen für Leichtflüssigkeiten nach DIN 

EN 858 in Verbindung mit DIN 1999 Teil 100 und 101, Schlammfänge, Neutralisations- und Entgif-

tungsanlagen werden von der Gemeinde gefordert, wenn das unbehandelte Abwasser nicht den 

vorstehenden Absätzen entspricht oder rückhaltbare Stoffe nach vorstehenden Absätzen anfallen. 

(19) Abwasservorbehandlungsanlagen sind so zu errichten, zu betreiben und zu unterhalten, dass 

die Schädlichkeit des Abwassers so geringgehalten wird, wie es bei Anwendung der jeweils in Be-

tracht kommenden Verfahren nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik möglich ist. 

Enthält das Abwasser gefährliche Stoffe, ist immer eine Vorbehandlung nach dem Stand der 

Technik erforderlich.  

(20) Die Ableitung von verunreinigtem Niederschlagswasser über Schmutzwasservorbehand-

lungsanlagen in die öffentliche Schmutzwasseranlage ist durch geeignete Maßnahmen (z. B. 

Überdachung) immer so gering wie möglich zu halten. 

(21) Die Gemeinde kann Kontrolleinrichtungen vorschreiben, mit denen die Wirkung der Abwas-

servorbehandlungsanlage und die Beschaffenheit und Menge des Abwassers festzustellen und 

dauerhaft zu überwachen sind. Hinter Abwasservorbehandlungsanlagen muss in der Ablaufleitung 

ein Probenentnahmeschacht oder eine Probenentnahmeeinrichtung vorhanden sein. Die Plombie-

rung von Sicherheitseinrichtungen kann angeordnet werden. Die Gemeinde kann, insbesondere 

wenn der Verdacht besteht, dass unzulässige Einleitungen vorgenommen werden, selbstständige 

Messgeräte in den hierfür erforderlichen Kontrollschächten an der Verbindungsstelle zwischen 

öffentlicher Abwasseranlage und Grundstücksentwässerungsanlage einbauen lassen. Die Kosten 

für Überwachungsmaßnahmen hat der Grundstückseigentümer zu tragen, es sei denn, die Über-

wachungsmaßnahme bestätigt den Verdacht nicht. 

(22) Lässt sich eine erforderliche Vorbehandlung des Abwassers nicht oder nicht zu einem festge-

setzten Zeitpunkt erreichen, so kann die Gemeinde die weitere Einleitung in die öffentlichen Ab-

wasseranlagen untersagen. 

(23) Für die Überprüfung des Abwassers auf Einhaltung der Grenzwerte ist die qualifizierte Stich-

probe anzuwenden. Sie umfasst mindestens fünf Stichproben, die - in einem Zeitraum von höchs-

tens zwei Stunden im Abstand von nicht weniger als zwei Minuten entnommen - gemischt werden. 

Bei den Parametern Temperatur und pH-Wert gilt abweichend hiervon die einfache Stichprobe. Die 

zur Ermittlung der physikalischen und chemischen Beschaffenheit des Abwassers notwendigen 

Untersuchungen sind nach den in der Anlage 3 zu § 4 der Abwasserverordnung in der Fassung 
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der Bekanntmachung vom 17.06.2004 (BGBl. I S. 1108, 2625), zuletzt geändert durch Verordnung 

vom 16. Juni 2020 (BGBl. I S. 1287), in der jeweils geltenden Fassung, genannten Analysen- und 

Messverfahren auszuführen. 

 

§ 9 

Anschluss- und Benutzungszwang 

 

(1) Jeder Grundstückseigentümer iSd § 5 Nr. 2 im Entsorgungsgebiet ist vorbehaltlich der Ein-

schränkungen in dieser Satzung und anderweitiger Rechtsvorschriften verpflichtet, sein Grund-

stück an die öffentlichen Abwasseranlagen anzuschließen, sobald Abwasser auf dem Grundstück 

anfällt und wenn dieses durch eine Straße, einen Platz oder einen Weg erschlossen ist, in der ein 

betriebsfertiger Abwasserkanal mit Anschluss zu seinem Grundstück vorhanden ist, um eine Be-

einträchtigung des Allgemeinwohls zu verhindern (Anschlusszwang). Dies gilt auch, wenn das 

Grundstück wegen der Höhenverhältnisse nur über eine private Hebeanlage/Pumpstation ange-

schlossen werden kann oder nur durch einen privaten oder öffentlichen Weg unmittelbar mit einer 

Straße, einem Platz oder einem Weg verbunden ist, in der ein betriebsfertiger und aufnahmefähi-

ger Abwasserkanal mit Grundstücksanschluss vorhanden ist.  

(2) Der Grundstückseigentümer iSd § 5 Nr. 5 ist vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Sat-

zung und anderweitiger Rechtsvorschriften verpflichtet, das gesamte auf dem Grundstück anfal-

lende Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage einzuleiten (Benutzungszwang). 

(3) Bei Neu- und Umbauten auf dem Grundstück muss der Anschluss vor der Benutzung der bauli-

chen Anlagen hergestellt sein. Ein Anzeige-, Genehmigungs- und Abnahmeverfahren nach § 12 ist 

durchzuführen. Den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Gebäudes hat der Grund-

stückseigentümer spätestens eine Woche vor der Außerbetriebnahme des Anschlusses der Ge-

meinde schriftlich mitzuteilen. Diese verschließt den Grundstücksanschluss am Sammler oder an 

der Grundstücksgrenze auf Kosten des Grundstückseigentümers, wenn dies erforderlich ist. 

(4) Wird der öffentliche Abwasserkanal erst nach der Errichtung einer baulichen Anlage hergestellt, 

so ist das Grundstück binnen zwei Monaten anzuschließen, nachdem durch öffentliche Bekannt-

machung oder Mitteilung an den Grundstückseigentümer angezeigt ist, dass das Grundstück an-

geschlossen werden kann. Eine Abnahme nach § 12 Abs. 4 ist durchzuführen. 

(5) Ist bei schädlichen Abwässern eine Vorbehandlung vor der Einleitung in die öffentlichen Anla-

gen notwendig (§ 8 Abs. 11), sind diese Abwässer erst nach Vorbehandlung einzuleiten bzw. zu 

überlassen. 

(6) Sollte sich während des Betriebs der Abwasserentwässerung herausstellen, dass ein Fehlan-

schluss vorliegt, so ist dieser Fehlanschluss unverzüglich nach Feststellung zu beseitigen. In be-

gründeten Fällen kann die Gemeinde die sofortige Außerbetriebnahme des Fehlanschlusses ver-

langen. Die Kosten der Beseitigung des Fehlanschlusses gehen zulasten des Anschlussberechtig-

ten. Bei Vorliegen eines Fehlanschlusses, bei dem Schmutzwasser dem Niederschlagswasserka-

nal zugeführt wird, ist unverzüglich die weitere Nutzung dieses Fehlanschlusses zur Ableitung von 

Schmutzwasser einzustellen. 

(7) Ändert die Gemeinde ihr öffentliches Entwässerungssystem, so ist der Anschlussberechtigte 

auf eigene Kosten verpflichtet, diese Änderungen auch auf seinem Grundstück zuzulassen oder 

selbst durchzuführen. 

(8) Soweit die Voraussetzungen nach den Absätzen 1 und 2 nicht vorliegen, hat der Grundstücks-

eigentümer zur Schmutzwasserbeseitigung eine Kleinkläranlage oder eine abflusslose Sammel-

grube herzustellen, zu unterhalten und zu betreiben sowie sein Grundstück an die Einrichtung zum 
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Abfahren des Schlamms oder des in abflusslosen Sammelgruben gesammelten Schmutzwassers 

anzuschließen (Anschlusszwang). Er ist verpflichtet, das auf seinem Grundstück anfallende 

Schmutzwasser in die Kleinkläranlage oder die abflusslose Sammelgrube einzuleiten und den 

Schlamm oder das Schmutzwasser der Gemeinde bei Abholung zu überlassen (Benutzungs-

zwang). Der Grundstückseigentümer hat der der Gemeinde innerhalb eines Monats nach Inkraft-

treten dieser Satzung, soweit die Gemeinde von der Kleinkläranlage oder der abflusslosen Sam-

melgrube noch keine Kenntnis hat oder vor Inbetriebnahme neuer Kleinkläranlagen oder abflusslo-

sen Sammelgruben die Anzahl, die Art und Größe dieser Anlagen auf dem Grundstück anzuzei-

gen; wasserrechtliche Verfahren sind davon unberührt. 

 

§ 10 

Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang 

 

(1) Die Gemeinde kann eine Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang auf Antrag gewäh-

ren, wenn der Anschluss des Grundstücks für den Grundstückseigentümer unter Berücksichtigung 

der Erfordernisse des Gemeinwohls unzumutbar ist und die Befreiung wasserwirtschaftlich unbe-

denklich ist. Der schriftlich zu begründende Antrag ist innerhalb eines Monats nach Vorliegen der 

Voraussetzungen für den Anschlusszwang oder nach Aufforderung zum Anschluss bei der Ge-

meinde zu stellen. Wird die Befreiung hinsichtlich der Schmutzwasserbeseitigung ausgesprochen, 

besteht für das Grundstück die Verpflichtung zum Anschluss und zur Benutzung einer Kleinkläran-

lage oder einer abflusslosen Sammelgrube im Sinne von § 9 Abs. 8. 

(2) Anschluss- und Benutzungszwang für das Niederschlagswasser besteht für alle die Grundstü-

cke nicht, deren Eigentümern die Abwasserbeseitigungspflicht gemäß § 2 Abs. 3 übertragen wur-

de. 

(3) Niederschlagswasser kann vom Grundstückseigentümer in einem Wasserspeicher gesammelt 

und von ihm auf dem eigenen Grundstück verbraucht oder verwertet werden, insbesondere für die 

Toilettenspülung oder zur Gartenbewässerung sowie bei Erwerbsgärtnereien für die Bewässerung. 

Ein eventuell entgegenstehender Anschluss- und Benutzungszwang bei der Wasserversorgung 

bleibt unberührt. Soweit der vorhandene Wasserspeicher für die im Entsorgungsgebiet üblichen 

Starkregenereignissen (Gewitterregen) anfallenden Wassermengen nicht ausreicht und ein Über-

lauf vorhanden ist, gilt insoweit § 9. Das für die Toilettenspülung oder andere häusliche Zwecke 

verwendete Niederschlagswasser ist als Schmutzwasser in die öffentlichen Schmutzwasserbesei-

tigungsanlagen einzuleiten. Diese Schmutzwassermenge ist durch eine geeignete Messeinrichtung 

(MID–Messstelle) zu ermitteln und der Einbau der Messeinrichtung ist von der Gemeinde schriftlich 

zu genehmigen und abzunehmen. 

(4) Die Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang kann befristet, unter Bedingungen und 

Auflagen ergehen und wird nur unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs erteilt. 

 

§ 11 

Unterlagen zum Anschluss an die Abwasseranlagen 

 

(1) Die zu unterschreibenden Unterlagen für den Anschluss an die öffentlichen Abwasseranlagen 

(Entwässerungsunterlagen) müssen auf einem besonderen Vordruck dreifach eingereicht werden, 

der bei der Gemeinde erhältlich ist. 

(2) Die Unterlagen müssen enthalten 
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a) eine Bauzeichnung und, soweit erforderlich, eine Baubeschreibung des Gebäudes unter Anga-

be der Maße, 

b) Angaben über die Grundstücksnutzung mit Beschreibung des Betriebes, dessen Abwasser in 

die Abwasseranlagen eingeleitet werden soll, und Angaben über Art und Menge des voraussicht-

lich anfallenden Abwassers, soweit es sich nicht lediglich um Haushaltsabwasser handelt; 

c) Angaben über etwaige Kleinkläranlagen oder abflusslose Sammelgruben; 

d) Angaben über Leitungen, Kabel und sonstige unterirdische Anlagen; 

e) die Zustimmung des Eigentümers des Grundstücks, wenn der Antragsteller nicht gleichzeitig 

Eigentümer ist und 

f) gegebenenfalls eine genaue Beschreibung der Vorbehandlungsanlage. 

(3) Die Unterlagen müssen außerdem enthalten 

a) eine möglichst genaue Beschreibung der vorhandenen oder geplanten Grundstücksentwässe-

rungsanlagen, dabei ist, soweit vorhanden, vorzulegen: 

aa) ein örtlicher Lageplan mit Straßennamen und Hausnummer des anzuschließenden Grund-

stücks mit Höfen und Gärten und allen auf ihm stehenden Gebäuden und sonstigen Einrichtungen, 

bei denen Abwässer anfallen, im Maßstab 1:500 oder größer. Auf dem Lageplan müssen eindeutig 

die Eigentumsgrenzen ersichtlich sein und die überbaubaren Grundstücksflächen angegeben wer-

den. Befinden sich auf dem Grundstück Abwasserleitungen, Drainageleitungen, Anlagen zur Was-

serversorgung oder andere Vorrichtungen zur Beseitigung von Abwasser oder Grundwasserleitun-

gen, sind sie ebenfalls einzutragen, ebenso etwa vorhandene abflusslose Sammelgruben und 

Kleinkläranlagen, Niederschlagswassernutzungsanlagen und Zisternen; 

ab) ein Schnittplan im Maßstab 1:100 durch die Fallrohre des Gebäudes und durch das Grund-

stück in Richtung des Hausabflussrohres zum Grundstücksanschluss mit Angabe der Lage und 

der auf NN bezogenen Höhe des Straßenkanals, des Grundstücksanschlusses, der Kellersohle 

oder der Fundamentplatte und des Geländes sowie der Leitung für Entlüftung; 

ac) Grundrisse des Kellers sowie der übrigen Geschosse, soweit dieses zur Klarstellung der Ab-

wasseranlagen erforderlich ist, im Maßstab 1:100. Die Grundrisse müssen die Verwendung der 

einzelnen Räume mit sämtlichen infrage kommenden Einläufen (Ausgüsse, Waschbecken, Spüla-

borte usw.) sowie die Ableitung unter Angabe ihrer lichten Weite und des Herstellungsmaterials 

erkennen lassen, ferner die Entlüftung der Leitungen und die Lage etwaiger Absperrschieber oder 

Rückstauverschlüsse; 

b) soweit möglich, die Angabe des Unternehmens, durch das die Grundstücksentwässerungsanla-

ge innerhalb des Grundstücks ausgeführt werden soll; 

c) alle Angaben, die die Gemeinde für eine ggf. erforderliche wasserrechtliche Erlaubnis zur Versi-

ckerung oder zur Einleitung in ein Gewässer benötigt; 

d) für belastetes Niederschlagswasser ist ein Nachweis nach DWA-Merkblatt 153 vorzulegen; 

e) Vorbehandlungsanlagen sind nach den jeweiligen DIN-Vorschriften sowie DWA Arbeits- und 

Merkblättern auszulegen. 

Der rechnerische Nachweis ist mit den Unterlagen vorzulegen. 

(4) Die Gemeinde kann weitere Unterlagen fordern, wenn dies zur Erteilung der Genehmigung 

erforderlich ist (z. B. bei der Niederschlagsentwässerung die Einleitmenge in l/s (Spitzenabfluss) 

bezogen auf die Größe der versiegelten Fläche - dies gilt nicht für Einfamilienhausgrundstücke; die 

befestigten, abflusswirksamen Flächen und die Art ihrer Nutzung: Dach, Lagerfläche, Zufahrt, 

Weg, Parkplätze u. a.; die Flächenneigung mit Neigungsrichtung und Neigung in % und Angaben 

zur Sickerfähigkeit der Böden auf dem Grundstück. Unvollständige Unterlagen sind nach Aufforde-

rung zu ergänzen. 
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(5) Die in den Absätzen 2 und 3 geforderten Angaben sind auch dann zu machen, wenn ein Antrag 

oder eine Anzeige nach Landesbauordnung als gestellt gilt oder gestellt wird. 

 

§ 12 

Anzeige, Anschlussgenehmigung, Abnahmeverfahren 

 

(1) Die Herstellung, Erweiterung, Verbesserung, Erneuerung oder Änderung sowie der Um- und 

Ausbau von Grundstücksentwässerungsanlagen einschließlich Kleinkläranlagen und abflusslosen 

Sammelgruben sind der Gemeinde rechtzeitig vor dem Beginn der Arbeiten schriftlich anzuzeigen. 

Grundstücksentwässerungsanlagen einschließlich Kleinkläranlagen und abflussloser Sammelgru-

ben sind nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik herzustellen und zu betreiben. Die 

Herstellung, Erweiterung, Verbesserung, Erneuerung oder Änderung sowie der Um- und Ausbau 

von Grundstücksentwässerungsanlagen und Kleinkläranlagen sowie abflusslosen Sammelgruben 

bedürfen der Anschlussgenehmigung durch die Gemeinde. Die Entwässerungsunterlagen sind 

gem. § 11 beizubringen. Soll Abwasser nichthäuslicher Art, insbesondere von Gewerbe- oder In-

dustriebetrieben oder ihnen hinsichtlich Menge oder Beschaffenheit des anfallenden Abwassers 

gleichzusetzenden Einrichtungen wie z. B. Krankenhäusern und Laboratorien oder darf es auf dem 

Grundstück erst nach einer Vorbehandlung oder einer Rückhaltung dosiert eingeleitet werden, sind 

die Unterlagen auch vom künftigen Einleiter zu unterzeichnen, sofern dieser nicht mit dem Grund-

stückseigentümer identisch ist. 

(2) Die Anschlussgenehmigung wird ungeachtet der Rechte Dritter erteilt und lässt diese unbe-

rührt. Sie gilt auch für und gegen Rechtsnachfolger der Grundstückseigentümer. Sie ersetzt nicht 

Erlaubnisse und Genehmigungen, die nach anderen Rechtsvorschriften erforderlich sind. Die Ge-

meinde kann die Genehmigung unter dem Vorbehalt des Widerrufs, mit zeitlicher Befristung und 

unter Bedingungen und Auflagen erteilen. Die Gemeinde kann Untersuchungen der Abwasserbe-

schaffenheit sowie Begutachtungen der bestehenden oder geplanten Grundstücksentwässerungs-

anlage durch Sachverständige verlangen, sofern das zur Entscheidung über den Anschluss erfor-

derlich erscheint. Die Kosten hat der Grundstückseigentümer zu tragen. 

(3) Die Anschlussgenehmigung erlischt, wenn innerhalb von zwei Jahren nach ihrer Erteilung mit 

der Ausführung der Grundstücksentwässerungsanlage bzw. des Grundstücksanschlusses nicht 

begonnen oder wenn die Ausführung zwei Jahre unterbrochen worden ist. Die Frist kann auf An-

trag um jeweils höchstens zwei Jahre verlängert werden.  

(4) Alle Anlagen und Einrichtungen, die der Genehmigung bedürfen, unterliegen der Abnahme-

pflicht durch die Gemeinde. Der Grundstückseigentümer und/oder die ausführende Firma hat die 

Abnahme bei der Gemeinde zu beantragen. Vor der Abnahme ist eine unabhängige Dichtheitsprü-

fung mittels Druckluft oder Wasserdruck nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik (DIN 

EN 1610, DWA-A 139) durchzuführen und spätestens bei der Abnahme ein Dichtheitsnachweis 

vorzulegen. Werden bei der Abnahme Mängel festgestellt, sind diese innerhalb einer von Gemein-

de zu stellenden Frist zu beseitigen. Danach erfolgt eine erneute Abnahme. Der Grundstücksei-

gentümer hat der Gemeinde die Kosten einer zweiten und weiteren Abnahme zu erstatten. Die 

Prüfung und Abnahme durch die Gemeinde befreit den ausführenden Unternehmer bzw. den 

Grundstückseigentümer nicht von der zivilrechtlichen Haftung für eine fehlerfreie und vorschrifts-

mäßige Ausführung der übertragenen Aufgaben. Zum Zeitpunkt der Abnahme sind immer gültige 

Bestandspläne einschließlich Lagepläne der Grundstücksentwässerungsanlage sowie ein Dicht-

heitsnachweis der erdverlegten Abwasserleitungen nach DIN EN 1610 und DWA-A 139 vorzule-

gen. Die Durchführung einer (auch nachträglichen) Kamerainspektion kann von der Gemeinde z. 

B. bei begründetem Verdacht eines Mangels an der Grundstücksentwässerungsanlage o. ä. gefor-

dert werden. - Unternehmen, die mit der Zustandserfassung von Abwasserleitungen beauftragt 
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werden, müssen vor Auftragsvergabe und während der Werkleistung die erforderliche Fachkunde, 

Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit der Gemeinde auf deren Verlangen nachweisen. Der 

Nachweis gilt als erbracht, wenn das Unternehmen die Anforderungen der vom Deutschen Institut 

für Gütesicherung und Kennzeichnung e. V. (RAL) herausgegebenen Gütesicherung Kanalbau 

RAL-GZ 961 oder gleichwertige Anforderungen erfüllt. Die Anforderungen sind erfüllt, wenn das 

Unternehmen im Besitz des RAL-Gütezeichens für den jeweiligen Ausführungsbereich oder die 

jeweilige Beurteilungsgruppe ist. Die Anforderungen sind ebenfalls erfüllt, wenn das Unternehmen 

die Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit unter Beachtung der Anforderungen der 

Güte- und Prüfbestimmungen RAL-GZ 961 nachweist. 

(5) Sowohl der Herstellungsbeginn als auch der Fertigstellungszeitpunkt der Grundstücksentwäs-

serungsanlage einschließlich Kleinkläranlagen und abflussloser Sammelgruben bzw. des Grund-

stücksanschlusses sind der Gemeinde jeweils mindestens fünf Werktage vorher anzuzeigen. Vor 

der Erteilung der Entwässerungsgenehmigung darf mit der Herstellung oder der Änderung der 

Grundstücksentwässerungsanlage einschließlich Kleinkläranlagen und abflussloser Sammelgru-

ben nur begonnen werden, wenn und soweit die Gemeinde und/oder die Wasserbehörde ihr Ein-

verständnis schriftlich erteilt haben. 

(6) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist entsprechend der Genehmigung auszuführen. 

(7) Die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlagen darf erst erfolgen, nachdem die Gemeinde 

die Anschlussgenehmigung schriftlich erteilt und die Grundstücksentwässerungsanlage einschließ-

lich Kleinkläranlagen und abflussloser Sammelgruben sowie den Übergabeschacht oder die Über-

gabeanlagen abgenommen und freigegeben hat. Bei der Abnahme, die bei Kleinkläranlagen zu-

sätzlich auch durch die Wasserbehörde erfolgt, müssen die Anlagen sichtbar und gut zugänglich 

sein. Durch die Abnahme und Freigabe übernimmt die Gemeinde keine zivilrechtliche Haftung für 

die fehlerfreie und vorschriftsmäßige Ausführung der Anlagen. 

(8) Die Gemeinde kann dem Grundstückseigentümer die Eigenüberwachung seiner Grundstück-

sentwässerungsanlage und des auf seinem Grundstück anfallenden Abwassers einschließlich ei-

ner erneuten Dichtheitsprüfung sowie die Verpflichtung zur Vorlage der Untersuchungsergebnisse 

auch nach einer im öffentlichen Bereich erfolgten Sanierung der Abwasseranlagen auferlegen. Die 

Gemeinde ist dabei immer berechtigt, Art und Umfang der Eigenüberwachung zu bestimmen. 

(9) Für das bauaufsichtliche Verfahren gelten im Übrigen die landesrechtlichen Bestimmungen. 

 

III. Abschnitt: Grundstücksanschluss und Grundstücksentwässerungsanlagen 

 

§ 13 

Anzahl und Ausführung der Grundstücksanschlüsse 

 

(1) Art, Zahl und Lage der Grundstücksanschlüsse (§ 5 Nr. 3) sowie deren Änderung bestimmt die 

Gemeinde, die auch Eigentümerin der Grundstücksanschlüsse ist. Sind mehrere Abwasserkanäle 

(Sammler) in der Straße vorhanden oder wird das Grundstück von mehreren Straßen mit Abwas-

serkanälen erschlossen, so bestimmt die Gemeinde, an welchen Abwasserkanal das Grundstück 

angeschlossen wird. Soweit möglich berücksichtigt die Gemeinde begründete Wünsche des 

Grundstückseigentümers. 

(2) Jedes Grundstück soll einen eigenen und in der Regel unmittelbaren Anschluss an den Abwas-

serkanal (Sammler) in der Straße haben. Grundstücksanschlüsse bis zur Grundstücksgrenze) 

werden ausschließlich durch die Gemeinde hergestellt sowie komplett oder teilweise erweitert, 

erneuert, verbessert, geändert, beseitigt, verschlossen, um- und/oder ausgebaut sowie unterhal-
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ten. Für den Fall, dass die Grundstücksanschlussleitung für das anzuschließende Grundstück über 

ein oder mehrere weitere Grundstücke geführt werden muss (z. B. bei Hinterliegergrundstücken), 

hat der Anschlussverpflichtete die hierfür erforderlichen Maßnahmen auf eigene Kosten zu veran-

lassen (Herstellung der Leitung auf den weiteren Grundstücken einschließlich notwendiger Bestel-

lung von Dienstbarkeiten/Baulasten). 

(3) Jedes Grundstück soll in der Regel nur je einen Grundstücksanschluss, bei Trennsystem je 

einen für Schmutz- und Niederschlagswasser, haben. Auf Antrag kann ein Grundstück zwei oder 

mehrere Anschlüsse erhalten. Die Kosten dafür trägt der Grundstückseigentümer. Es soll mög-

lichst nicht über ein anderes Grundstück angeschlossen werden. Mehrere Gebäude auf einem 

Grundstück können über einen gemeinsamen Grundstücksanschluss angeschlossen werden. Statt 

einer direkten Verbindung der Einzelgebäude auf dem Grundstück mit dem Grundstücksanschluss 

kann auch zugelassen werden, dass das Abwasser nur zu Gemeinschaftsanlagen geführt und dort 

das Abwasser übernommen wird. Das gilt auch für Ferienhäuser, Wohnlauben und ähnliche nur in 

der Sommersaison benutzte Gebäude. 

(4) Die Gemeinde kann ausnahmsweise den Anschluss mehrerer Grundstücke an einen gemein-

samen Grundstücksanschluss oder über eine Grundstücksentwässerungsanlage des Nachbar-

grundstücks zulassen. Die beteiligten Grundstückseigentümer sind Gesamtschuldner hinsichtlich 

der Funktionstüchtigkeit und Betriebssicherheit. Jedes gemeinsam mit oder über ein anderes 

Grundstück angeschlossene Grundstück gilt als an die öffentliche Abwassereinrichtung ange-

schlossen. Die beteiligten Grundstückseigentümer müssen den gemeinsamen Grundstücksan-

schluss oder die Verlegung, Unterhaltung und Benutzung der Grundstücksentwässerungsanlagen 

auf dem jeweils fremden Grundstück grundbuchlich durch Eintragung einer Dienstbarkeit und/oder 

öffentlich-rechtliche Baulast gesichert haben. Bei nach Inkrafttreten dieser Satzung ausgeführten 

Grundstücksanschlüssen oder gemeinsamer Nutzung von Grundstücksentwässerungsanlagen ist 

in jedem Fall eine Sicherung in der Form der Baulast erforderlich. Dies ist ausschließlich die Ange-

legenheit der beteiligten Grundstückseigentümer. 

(5) Die Lage und lichte Weite des Grundstücksanschlusses und die Anordnung des Übergabe-

schachtes (Einsteigschachtes) bestimmt die Gemeinde. In der Nähe der Grundstücksgrenze (max. 

Abstand zwei Meter) ist durch den Grundstückeigentümer bzw. den Hinterlieger auf dem Anlieger-

grundstück ein Übergabeschacht gemäß DIN 1986-100 in Verbindung mit DIN EN 752, DIN EN 

476, DIN 1229, DIN EN 124, DIN EN 1917, DIN V 4034-1 und DIN EN 1610 mit einem Innen-

durchmesser von 1 m und offenem Gerinne zu errichten. Der Übergabeschacht ist entsprechend 

der Tiefe des Grundstücksanschlusses herzustellen. Er darf nicht überdeckt werden. Die Gemein-

de kann eine Befreiung vom Bau eines Übergabeschachtes auf Antrag gewähren, wenn der Bau 

eines Übergabeschachtes für den Grundstückseigentümer und/oder den Hinterlieger unter Be-

rücksichtigung der Erfordernisse des Gemeinwohls unzumutbar ist und die Befreiung wasserwirt-

schaftlich unbedenklich ist. Der schriftlich zu begründende Antrag ist innerhalb eines Monats nach 

Vorliegen der Voraussetzungen für den Bau eines Übergabeschachtes bei der Gemeinde zu stel-

len. Über Befreiungen entscheidet die Gemeinde auf der Grundlage der DIN 1986-100. Die Befrei-

ung von der Errichtung eines Übergabeschachtes kann befristet, unter Bedingungen und Auflagen 

ergehen und wird nur unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs erteilt. Auf § 4 Abs. 5 und § 

5 Nr. 3 und 4 dieser Satzung wird ausdrücklich hingewiesen. Beim Fehlen eines Übergabeschach-

tes hat der jeweilige Grundstückseigentümer bzw. Hinterlieger der Gemeinde die Mehrkosten zu 

erstatten, die dadurch entstehen, dass kein Übergabeschacht vorhanden ist (z. B. Vorflutsicherung 

bei Sanierungsarbeiten an den öffentlichen Abwasseranlagen). Dies gilt auch für den Fall, dass ein 

Übergabeschacht nicht frei zugänglich ist. Auch in diesem Fall beginnt die Verantwortlichkeit des 

Grundstückseigentümers bzw. Hinterliegers an der Haltung bzw. am Haltungsschacht des Abwas-

serkanals (Sammlers). Für die Kostenerstattung ist die Satzung der Gemeinde über die Erhebung 
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von Abgaben und Geltendmachung von Kostenerstattungen für die zentrale und dezentrale Ab-

wasserbeseitigung (Beitrags- und Gebührensatzung Abwasserbeseitigung – BGS) in der jeweils 

geltenden Fassung maßgeblich. 

(6) Ergeben sich bei der Ausführung des Grundstücksanschlusses unvorhersehbare Schwierigkei-

ten, die auch ein Abweichen von dem genehmigten Plan erfordern können, so hat der Grundstück-

seigentümer den dadurch für die Anpassung seiner Grundstücksentwässerungsanlage entspre-

chenden Aufwand zu tragen. Der Grundstückseigentümer kann keine Ansprüche geltend machen 

für Nachteile, Erschwernisse und Aufwand, die durch solche Änderungen des Grundstücksan-

schlusses beim Bau und beim Betrieb der Grundstücksentwässerungsanlage entstehen. 

(7) Wird ein Grundstück nach seinem Anschluss an die öffentlichen Abwasseranlagen in mehrere 

selbstständige Grundstücke geteilt, ist nach Aufforderung der Gemeinde jedes der neu entstehen-

den Grundstücke nach Maßgabe dieser Satzung an die öffentlichen Abwasseranlagen auf Kosten 

des Grundstückseigentümers anzuschließen. Für die Kostenerstattung ist § 3 der Satzung der 

Gemeinde über die Erhebung von Abgaben und Geltendmachung von Kostenerstattungen für die 

zentrale und dezentrale Abwasserbeseitigung (Beitrags- und Gebührensatzung Abwasserbeseiti-

gung – BGS) in der jeweils geltenden Fassung maßgeblich. 

 

§ 14 

Bau und Unterhaltung der Grundstücksanschlüsse 

 

(1) Neben der Herstellung der Grundstücksanschlüsse obliegt der Gemeinde auch deren kom-

plette oder teilweise Änderung, Erweiterung, Unterhaltung, Verbesserung, Erneuerung, Abtren-

nung, Beseitigung sowie der Um- und/oder Ausbau. Bei Vorhandensein erkennbarer Mängel an 

Grundstücken oder Gebäuden, die Einfluss auf diese Arbeiten haben können, besteht für die Ge-

meinde erst dann die Verpflichtung zum Anschluss an die öffentlichen Abwasseranlagen, wenn die 

festgestellten Mängel behoben sind. 

(2) Die Grundstücksanschlüsse sind vor Beschädigung zu schützen und müssen zugänglich sein. 

Der Grundstückseigentümer darf keinerlei Änderungen oder Einwirkungen auf die Grundstücksan-

schlüsse vornehmen oder vornehmen lassen, insbesondere dürfen sie nicht überbaut werden. Ei-

ne Überbauung mit einem Nebengebäude ist mit schriftlicher vorheriger Zustimmung (Einwilligung) 

der Gemeinde ausnahmsweise und auf ausschließliches Risiko des Grundstückseigentümers dann 

zulässig, wenn sonst die Ausnutzung des Grundstücks unangemessen behindert würde. Der 

Grundstückseigentümer hat der Gemeinde die Kosten für Schutzrohre oder sonstige Sicherheits-

vorkehrungen nach der Satzung der Gemeinde über die Erhebung von Abgaben und Geltendma-

chung von Kostenerstattungen für die zentrale und dezentrale Abwasserbeseitigung (Beitrags- und 

Gebührensatzung Abwasserbeseitigung - BGS) in der jeweils geltenden Fassung zu erstatten. 

(3) Soweit die Gemeinde die Herstellung der Grundstücksanschlüsse oder Veränderungen nicht 

selbst sondern durch Nachunternehmer durchführen lässt, sind Wünsche des Grundstückseigen-

tümers bei der Auswahl der Nachunternehmer nach Möglichkeit zu berücksichtigen. 

(4) Ändert die Gemeinde auf Veranlassung der Grundstückseigentümer oder aus zwingenden 

technischen Gründen den Grundstücksanschluss, so hat der Grundstückseigentümer die Grund-

stücksentwässerungsanlage (§ 15) und/oder den Anschluss für Drainagewasser auf seine Kosten 

anzupassen. Ein zwingender Grund liegt insbesondere dann vor, wenn ein öffentlicher Sammler, 

der in Privatgelände liegt, durch einen Sammler im öffentlichen Verkehrsraum ersetzt oder ein 

Sammler von der Gemeinde neu gebaut oder erneuert wird. 
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(5) Jede Beschädigung des Grundstücksanschlusses, insbesondere das Undichtwerden der Lei-

tung, Verstopfung sowie sonstige Störungen sind der Gemeinde sofort mitzuteilen. 

(6) Die Gemeinde hat den Grundstücksanschluss zu unterhalten und bei Verstopfung zu reinigen. 

Der Grundstückseigentümer hat die Kosten für Unterhaltung und die Reinigung des Grundstücks-

anschlusses insbesondere dann zu erstatten, wenn diese erforderlich werden, weil von seinem 

Grundstück Stoffe in die Abwasseranlagen eingeleitet wurden, die nach den Bestimmungen dieser 

Satzung und sonstiger rechtlicher Vorschriften nicht eingeleitet werden dürfen. Mehrere Grund-

stückseigentümer eines gemeinsamen Anschlusses sind Gesamtschuldner. Für die Kostenerstat-

tung ist die Satzung der Gemeinde über die Erhebung von Abgaben und Geltendmachung von 

Kostenerstattungen für die zentrale und dezentrale Abwasserbeseitigung (Beitrags- und Gebüh-

rensatzung Abwasserbeseitigung – BGS) in der jeweils geltenden Fassung maßgeblich. 

 

§ 15 

Grundstücksentwässerungsanlage 

 

(1) Die Grundstücksentwässerungsanlage besteht aus den Anlagen und Einrichtungen des Grund-

stückseigentümers, die der Ableitung des Abwassers dienen (§ 5 Nr. 4). 

(2) Die Grundstücksentwässerungsanlage auf dem anzuschließenden Grundstück ist von dem 

Grundstückseigentümer nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik in der jeweils gülti-

gen Fassung und nach den gesetzlichen Bestimmungen und den Bestimmungen dieser Satzung 

zu errichten und zu betreiben. Insbesondere ist die DIN 1986-100 „Entwässerungsanlagen für Ge-

bäude und Grundstücke – Bestimmungen in Verbindung mit DIN EN 752 und DIN EN 12056“ zu 

beachten. Die Grundstücksentwässerungsanlage ist auf eigene Kosten herzustellen, zu erweitern, 

zu erneuern, zu ändern, um- und/oder auszubauen, zu verbessern, zu unterhalten und zu betrei-

ben. Für den sicheren Betrieb der Grundstücksentwässerungsanlage ist der Grundstückseigentü-

mer verantwortlich. Arbeiten dürfen nur durch fachlich geeignete Unternehmen ausgeführt werden. 

Der Sachkundenachweis gilt als erbracht, wenn das Unternehmen die Anforderungen der vom 

Deutschen Institut für Gütesicherung und Kennzeichnung e. V. (RAL) herausgegebenen Gütesi-

cherung Kanalbau RAL-GZ 961 oder gleichwertige Anforderungen erfüllt. Die Anforderungen sind 

erfüllt, wenn das Unternehmen im Besitz des RAL-Gütezeichens für den jeweiligen Ausführungs-

bereich oder die jeweilige Beurteilungsgruppe ist. Die Anforderungen sind ebenfalls erfüllt, wenn 

das Unternehmen die Fachkunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit unter Beachtung der An-

forderungen der Güte- und Prüfbestimmungen RAL-GZ 961 nachweist. Die Gemeinde ist berech-

tigt, die Ausführung der Arbeiten zu überwachen. Hat der Grundstückseigentümer die Anlage oder 

Anlagenteile einem Dritten vermietet oder sonst zur Benutzung überlassen, so ist er neben diesem 

verantwortlich. 

(3) Besteht zur öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlage kein ausreichendes Gefälle, so kann die 

Gemeinde den Einbau und Betrieb einer Hebeanlage/Pumpstation nach DIN 12056-4 zur Entwäs-

serung des Grundstücks verlangen, wenn ohne diese Anlage eine ordnungsgemäße Beseitigung 

der Abwässer bei einer den Regeln der Technik entsprechenden Planung und Ausführung der Ab-

wasserbeseitigungsanlage nicht möglich ist. Die Hebeanlage/Pumpstation ist Bestandteil der 

Grundstücksentwässerungsanlage.  

(4) Ein erster Übergabeschacht (vgl. § 13 Abs. 5) ist an zugänglicher Stelle, möglichst nahe der 

Grundstücksgrenze zu der Straße, in der der Abwasserkanal (Sammler) liegt, zu errichten. Über-

gabeschächte für Hinterliegergrundstücke sind sowohl auf dem Anliegergrundstück als auch auf 

dem Hinterliegergrundstück zu errichten. Die Schächte müssen jederzeit frei zugänglich und zu 

öffnen sein. Eine Überbauung oder Bepflanzung der Schächte sind unzulässig.  
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(5) Vorbehandlungsanlagen, zu denen auch die Abscheider gehören, sind gemäß den allgemein 

anerkannten Regeln der Technik, ggf. nach den Vorgaben des Herstellers bzw. nach der allgemei-

nen bauaufsichtlichen Zulassung des Deutschen Instituts für Bautechnik (DIBt), Berlin, in Abstim-

mung mit der Gemeinde zu errichten und so zu betreiben, dass das Abwasser in frischem Zustand 

in die Anlagen der Gemeinde eingeleitet wird. Abscheider müssen in regelmäßigen Zeitabständen 

und bei Bedarf geleert werden. Die ordnungsgemäße Eigenüberwachung, Wartung und Generalin-

spektion sowie die regelmäßige Entleerung und die Beseitigung des Abscheideguts sind der Ge-

meinde nachzuweisen.  

(6) Die Gemeinde ist nur dann verpflichtet, die Grundstücksentwässerungsanlagen an ihre Abwas-

seranlagen anschließen zu lassen, wenn diese ordnungsgemäß angezeigt, hergestellt, gemeldet 

und ohne Mängel sind (§ 12).  

(7) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist stets in einem einwandfreien und betriebsfähigen 

Zustand zu erhalten. Die Grundstücksentwässerungsanlage ist so zu betreiben, dass Störungen 

anderer Grundstückseigentümer oder störende Rückwirkungen auf Anlagen der Gemeinde oder 

Dritter ausgeschlossen sind. Werden Mängel festgestellt, so kann die Gemeinde fordern, dass die 

Grundstücksentwässerungsanlage unverzüglich auf Kosten des Grundstückseigentümers in den 

vorschriftsmäßigen Zustand gebracht wird. Grundstücksentwässerungsanlagen müssen wasser-

dicht sein. Dichtheitsnachweise sind gemäß DIN 1986 Teil 30 in der jeweils geltenden Fassung zu 

erbringen. Die Gemeinde ist bei gegebener Veranlassung berechtigt, eine Dichtheitsprüfung bzw. 

Kamera-Inspektion einer Grundstücksentwässerungsanlage zu fordern. 

Jeder Grundstückseigentümer hat durch geeignete Maßnahmen sicherzustellen, dass von seinem 

Grundstück kein Schlamm, Laub oder ähnliche Abfälle in die öffentlichen Abwasseranlagen einge-

bracht werden. 

(8) Entsprechen vorhandene Grundstücksentwässerungsanlagen nicht oder nicht mehr den jeweils 

geltenden Bestimmungen im Sinne des Abs. 2, so hat sie der Grundstückseigentümer auf Verlan-

gen der Gemeinde auf eigene Kosten entsprechend anzupassen. Für die Anpassung ist dem 

Grundstückseigentümer eine angemessene Frist einzuräumen. Der Grundstückseigentümer ist zur 

Anpassung auch dann verpflichtet, wenn Änderungen an den öffentlichen Abwasseranlagen dies 

erforderlich machen. Die Anpassungsmaßnahmen bedürfen der Genehmigung durch die Gemein-

de. Die §§ 11 und 12 gelten entsprechend. 

(9) Führt die Gemeinde aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen die Abwasserbeseitigung 

ganz oder teilweise mittels Druckentwässerungsanlagen durch, hat der Grundstückseigentümer 

auf seine Kosten auf seinem Grundstück einen Pumpenschacht mit einer für die Entwässerung 

ausreichend bemessenen Druckpumpe sowie die dazugehörige Druckleitung bis zur Grundstücks-

grenze herzustellen, zu betreiben, zu unterhalten, instand zu halten und gegebenenfalls zu ändern 

und zu erneuern. Die Entscheidung über Art, Ausführung, Bemessung und Lage des Pum-

penschachtes, der Druckpumpe und der dazugehörigen Druckleitung trifft die Gemeinde. Der 

Grundstückseigentümer ist verpflichtet, mit einem geeigneten Fachunternehmer einen Wartungs-

vertrag abzuschließen, der eine Wartung der Druckpumpe entsprechend den Angaben des Her-

stellers sicherstellt. Der Wartungsvertrag ist der Gemeinde bis zur Abnahme der Druckleitung, des 

Pumpenschachtes und der Druckpumpe vorzulegen. Für bereits bestehende Druckpumpen ist der 

Wartungsvertrag innerhalb von sechs Monaten nach Inkrafttreten dieser Satzung vorzulegen. Die 

Gemeinde kann den Nachweis der durchgeführten Wartungsarbeiten verlangen. Der Pum-

penschacht muss jederzeit frei zugänglich und zu öffnen sein. Eine Überbauung oder Bepflanzung 

des Pumpenschachtes ist unzulässig. 

(10) Versickerungsanlagen und private Grundstücksentwässerungsanlagen auf Nachbargrundstü-

cken sind durch Dienstbarkeiten und/oder Baulasten zu sichern. Dies gilt auch dann, wenn in Aus-

nahmefällen (z. B. bei Kleinsiedlungsbauvorhaben oder Bauvorhaben in Zeilen- bzw. Reihenbau-
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weise oder Garagenhöfe) auf Antrag durch die Gemeinde gestattet wird, dass mehrere Grundstü-

cke durch eine gemeinsame, private Anschlussleitung entwässert werden, wenn und solange 

a) die Erhaltungs- und Benutzungsrechte und -pflichten für die gemeinsame Grundstücksentwäs-

serungsanlage per Baulast oder Dienstbarkeit gesichert sind und 

b) öffentliche Belange nicht entgegenstehen. 

 

§ 16 

Überwachung der Grundstücksentwässerungsanlage und Zutrittsrechte 

 

(1) Den mit einem Ausweis versehenen Bediensteten oder Beauftragten der Gemeinde ist 

a) zur Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage vor und nach ihrer Inbetriebnahme, 

b) zur Prüfung der Einhaltung der Bestimmungen dieser Satzung über die Einleitung von 

Abwasser, insbesondere von § 8, 

c) zur Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten nach dieser Satzung, 

d) zum Ablesen von Wasser- oder Abwassermesseinrichtungen und zur sonstigen Ermittlung von 

Bemessungsgrundlagen für Erhebung von Abgaben und/oder Geltendmachung von Kostenerstat-

tungen und Entgelten oder 

e) zur Beseitigung von Störungen, 

unverzüglich und ungehindert Zutritt zu dieser Anlage, zu den Abwasservorbehandlungsanlagen, 

zu den Abwasseranfallstellen und zu Grundstücken und Räumen zu gewähren. Sie sind berechtigt, 

notwendige Maßnahmen anzuordnen, insbesondere das eingeleitete oder einzuleitende Abwasser 

zu überprüfen und Proben zu entnehmen. 

(2) Wenn es aus den in Absatz 1 genannten Gründen erforderlich ist, auch das Grundstück und die 

Räume eines Dritten zu betreten, ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, der Gemeinde hierzu 

die Möglichkeit zu verschaffen. 

(3) Werden Mängel festgestellt, die die Sicherheit gefährden oder erhebliche Störungen erwarten 

lassen, so ist die Gemeinde jederzeit berechtigt, den Anschluss oder die Übernahme des Abwas-

sers zu verweigern; bei Gefahr für Leib oder Leben ist sie hierzu verpflichtet. 

(4) Alle Teile der Grundstücksentwässerungsanlage, insbesondere Vorbehandlungsanlagen, Ab-

wasserhebeanlagen, Pumpstationen, Reinigungsschächte, Reinigungsöffnungen, Übergabe-

schächte, Rückstauverschlüsse sowie Abwasserbehandlungsanlagen und Zähler müssen jederzeit 

zugänglich sein. 

(5) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, unverzüglich alle zur Prüfung der Grundstücksent-

wässerungsanlage und die für die Berechnung von Abgaben-, Entgelts- und Erstattungsansprü-

chen erforderlichen Auskünfte (Bemessungsgrundlagen) vollständig und den Tatsachen entspre-

chend zu erteilen. 

(6) Durch Vornahme oder Unterlassung der Überprüfung der Anlage sowie durch deren Anschluss 

übernimmt die Gemeinde keine Haftung für die Mängelfreiheit der Anlage. Dies gilt nicht, wenn die 

Gemeinde bei einer Überprüfung Mängel festgestellt hat, die eine Gefahr für Leib oder Leben dar-

stellen. 

(7) Wohnungen dürfen nur mit Einwilligung des Berechtigten, Betriebs- und Geschäftsräume ohne 

Einwilligung nur in den Zeiten betreten werden, in denen sie normalerweise für die jeweilige ge-

schäftliche oder betriebliche Nutzung offenstehen. Dies gilt nicht bei Gefahr im Verzug. 
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§ 17 

Sicherung gegen Rückstau 

 

Abwasseraufnahmeeinrichtungen der Grundstücksentwässerungsanlagen, z. B. Abwassereinläufe, 

die tiefer als die Straßenoberfläche an der Anschlussstelle der Grundstücksentwässerung (Rück-

stauebene) liegen, müssen vom Grundstückseigentümer auf seine Kosten gegen Rückstau von 

Abwasser aus der öffentlichen Abwasseranlage gesichert werden. Im Übrigen hat der Grundstück-

seigentümer für den rückstaufreien Abfluss des Abwassers auf seinem Grundstück zu sorgen. 

Rückstauebene ist grundsätzlich die Höhe der Straßenoberfläche vor dem anzuschließenden oder 

angeschlossenen Grundstück bzw. die Geländehöhe über der Anschlussstelle der Grundstücksan-

schlussleitung an die öffentliche Abwasseranlage, soweit die Gemeinde nicht für einzelne Entwäs-

serungsabschnitte andere Werte öffentlich oder durch Einzelmitteilung an die betroffenen Grund-

stückseigentümer bekannt gibt. Soweit erforderlich, sind das Abwasser und/oder sonstige Wasser 

mit einer automatisch arbeitenden Hebeanlage in die öffentliche Abwasseranlage zu heben. Unter 

der Rückstauebene liegende Räume, Schächte, Abläufe usw. müssen nach den technischen Best-

immungen der DIN EN 12056-4 gegen Rückstau gesichert sein. Einzelne, selten benutzte Entwäs-

serungseinrichtungen in tiefliegenden Räumen sind durch Absperrvorrichtungen zu sichern, die nur 

bei Bedarf geöffnet werden und sonst dauernd geschlossen sind. In Schächten, deren Deckel un-

ter der Rückstauebene liegen, sind die Deckel gegen Abwasseraustritt zu dichten und gegen Ab-

heben zu sichern. Jeder Anschlussberechtigte ist für den Einbau, die Unterhaltung und die War-

tung entsprechender Anlagen zur Sicherung gegen Rückstau selbst verantwortlich. 

 

IV. Abschnitt: Besondere Bestimmungen für die dezentrale Schmutzwasserbeseitigung 

 

§ 18 

Bau, Betrieb und Überwachung 

 

(1) Kleinkläranlagen sind von dem Grundstückseigentümer nach den allgemein anerkannten Re-

geln der Technik, insbesondere DIN 1986 und DIN 4261, zu errichten, zu warten und zu betreiben. 

Wird der Gemeinde die Genehmigung zur Einleitung von gereinigtem Schmutzwasser aus Klein-

kläranlagen in Gewässer von der Wasserbehörde erteilt, so sind sämtliche Auflagen, welche aus 

dieser Genehmigung erwachsen, von dem entsprechenden Grundstückseigentümer zu überneh-

men. Die Gemeinde bzw. die Wasserbehörde ist berechtigt, jederzeit die Kleinkläranlagen und 

abflusslosen Sammelgruben, die mit Füllstandsanzeigen zu versehen sind, auf eine ordnungsge-

mäße Funktion zu überprüfen oder überprüfen zu lassen. Sie kann zu diesem Zweck auch jeder-

zeit Proben des Schlamms und/oder des Schmutzwassers entnehmen oder entnehmen lassen. 

(2) Kleinkläranlagen und abflusslose Sammelgruben sowie deren Zuwegungen sind so anzulegen 

und zu bauen, dass ein Entsorgungsfahrzeug sie ungehindert anfahren und die Kleinkläranlage 

oder abflusslose Sammelgrube gefahrlos entleert werden kann. Die Anlage muss frei zugänglich 

sein. Alle Deckel müssen durch eine Person gefahrlos zu öffnen sein. 

(3) Die regelmäßige Kontrolle und Wartung der Kleinkläranlagen hat nach DIN 4261, Teil 3 (Anla-

gen ohne Abwasserbelüftung), bzw. nach DIN 4261, Teil 4 (Anlagen mit Abwasserbelüftung) zu 

erfolgen. Zur Durchführung der Wartungsarbeiten ist der Abschluss eines Wartungsvertrages mit 

einer Fachfirma der Gemeinde und der Wasserbehörde nachzuweisen. 

(4) Für jede Kleinkläranlage gemäß DIN 4261, Teil 2 ist ein Betriebstagebuch zu führen, in das die 

Ergebnisse der Eigenkontrollen eingetragen und die Wartungsberichte eingefügt werden müssen. 

Im Betriebstagebuch sind außerdem der Zeitpunkt der Schlammabfuhr und besondere Vorkomm-

nisse zu vermerken. Das Betriebstagebuch ist mindestens zehn Jahre aufzubewahren und der 
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Gemeinde sowie der Wasserbehörde auf Verlangen vorzulegen. Die Wartungsberichte sind der 

Gemeinde und der Wasserbehörde innerhalb eines Monats nach der Wartung unaufgefordert vor-

zulegen. 

(5) Der Grundstückseigentümer hat Mängel an der Kleinkläranlage und an der abflusslosen Sam-

melgrube nach eigener Feststellung bzw. nach Aufforderung durch die Gemeinde oder der Was-

serbehörde zu beseitigen und die Grundstücksentwässerungsanlage in einen ordnungsgemäßen 

Zustand zu bringen. Hierüber hat er die Gemeinde und die Wasserbehörde zu informieren. 

(6) Für die Überwachung gilt § 16 entsprechend. 

(7) Auf Grundstücken, die an die öffentlichen zentralen Abwasseranlagen angeschlossen werden 

können, dürfen keine Kleinkläranlagen oder abflusslose Sammelgruben mehr betrieben werden. 

Der Anschlussnehmer hat auf seine Kosten binnen zwei Monaten nach dem Anschluss an die öf-

fentlichen zentralen Abwasseranlagen alle bestehenden oberirdischen und unterirdischen privaten 

Grundstücksentwässerungseinrichtungen, insbesondere Sammelgruben, Schlammfänge, Sicker-

anlagen, alte Kanäle oder Leitungen, soweit sie nicht dem Anschluss an die öffentlichen zentralen 

Abwasseranlagen oder einem anderen ordnungsgemäßen Zweck (Niederschlagswassersamm-

lung) dienen, zu entleeren und zu beseitigen bzw. ordnungsgemäß zu verfüllen. 

 

§ 19 

Einbringungsverbote 

 

In Kleinkläranlagen und abflusslose Sammelgruben dürfen die in § 8 aufgeführten Stoffe nur einge-

leitet werden, wenn deren Konzentration mit häuslichem Abwasser vergleichbar ist. 

 

§ 20 

Entleerung 

 

(1) Kleinkläranlagen und abflusslose Sammelgruben werden von der Gemeinde und ihren Be-

diensteten oder Beauftragten regelmäßig auf Kosten der Grundstückseigentümer entleert oder 

entschlammt. Zu diesem Zweck ist den Bediensteten der Gemeinde oder ihren Beauftragten un-

gehindert Zutritt und Zufahrt zu gewähren. Die tatsächlich abgefahrene Menge ist durch Unter-

schrift auf dem Abfuhrbegleitzettel zu bestätigen. Zur Entsorgung gehört auch das für das Absau-

gen erforderliche Spülwasser. Verweigert der Grundstückeigentümer die Regelabfuhr, so findet § 

31 Anwendung. 

(2) Im Einzelnen gilt für die Entleerungs- bzw. Entschlammungshäufigkeit: 

1. Abflusslose Sammelgruben (Einkammerabsetzgruben) werden bei Bedarf, mindestens einmal 

jährlich, geleert. 

2. Mehrkammerabsetzgruben werden bei Bedarf, mindestens einmal jährlich, geleert. 

3. Mehrkammerausfaulgruben werden nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik ent-

schlammt. Danach ist grundsätzlich eine jährliche Entschlammung durchzuführen. Bei Mehrkam-

merausfaulgruben bei denen gemäß aktuellem Wartungsprotokoll bzw. Einleitungserlaubnis ein 

anderes Entschlammungsintervall notwendig und ausreichend ist, kann davon abgesehen werden. 

Im Übrigen kann die Gemeinde von der jährlichen Entschlammung zugunsten einer zweijährigen 

Entschlammungshäufigkeit nur absehen, wenn 

a) die anaerobe biologische Behandlung in der Mehrkammerausfaulgrube und die nachfolgende 

Reinigungsstufe für die biologische Nachreinigung mindestens nach den jeweiligen allgemein an-

erkannten Regeln der Technik dimensioniert ist und entsprechend betrieben wird und 
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b) die Kleinkläranlage nach ihrer Bemessung im Vergleich zur Zahl der vorhandenen Einwohner 

bzw. Einwohnerwerte im Entschlammungszeitraum um mindestens 30 v. H. unterbelastet ist 

und/oder die Kleinkläranlage nach der Benutzungsdauer erheblich unterbelastet ist. Eine Unterbe-

lastung nach der Benutzungsdauer kann durch die nicht dauerhafte Nutzung eines Gebäudes 

(z. B. in Wochenendhausgebieten), aber nicht durch zeitweilige Abwesenheit einer oder mehrerer 

Personen gegeben sein. Die Voraussetzungen für eine zweijährige Entschlammungshäufigkeit 

sind jährlich zu überprüfen. 

(3) Die Gemeinde gibt öffentlich oder durch Einzelmitteilung bekannt, wenn anstelle der Gemeinde 

ein Beauftragter im Entsorgungsgebiet den Fäkalschlamm und das Schmutzwasser abfährt. 

(4) Soweit private Unternehmen als Beauftragte die Abfuhr durchführen, sind sie Dritte im Sinne 

des § 44 Abs. 1 Satz 2 LWG. Sie handeln im Auftrag der Gemeinde. 

(5) Die Gemeinde oder ihre Beauftragten geben die Entsorgungstermine bekannt. Die Bekanntga-

be kann öffentlich oder durch Einzelmitteilung geschehen. Der Grundstückseigentümer ist ver-

pflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, damit die Entsorgung zum festgelegten Zeitpunkt erfolgen 

kann. Hierzu gehört auch eine ausreichende Beleuchtung von Standplatz und Transportweg sowie 

bei Schneefall die Schneeräumung und bei Glätte das Abstreuen ab 06:00 Uhr. 

(6) Die Gemeinde kann auf Antrag des Grundstückseigentümers auch zusätzliche kostenpflichtige 

Abfuhren vornehmen lassen. 

(7) Die Kosten für eine abschließende Reinigung nach Außerbetriebnahme einer Grundstücksent-

wässerungsanlage trägt der Grundstückseigentümer. 

(8) Bei vorübergehender Einschränkung, Unterbrechung oder Verspätung beim Abfahren des 

Schlamms aus den Kleinkläranlagen und des Schmutzwassers aus den abflusslosen Sammelgru-

ben infolge von Betriebsstörungen, Streik oder betriebsnotwendigen Arbeiten sowie in Fällen höhe-

rer Gewalt besteht kein Anspruch auf Schadenersatz. Ist die Abwasserbeseitigung aus einem der 

vorgenannten Gründe unterblieben, so wird sie unverzüglich nachgeholt. 

 

V. Abschnitt: Grundstücksbenutzung 

 

§ 21 

Grundstücksbenutzung 

 

(1) Die Grundstückseigentümer haben für Zwecke der öffentlichen und der örtlichen Abwasserbe-

seitigung das Anbringen und Verlegen von Leitungen einschließlich Zubehör zur Abwasserbeseiti-

gung über ihre und im gleichen Entsorgungsgebiet liegenden Grundstücke sowie erforderliche 

Schutzmaßnahmen unentgeltlich zu dulden und zuzulassen. Diese Pflicht betrifft nur Grundstücke, 

die an die Abwasserbeseitigung angeschlossen sind, die in wirtschaftlichem Zusammenhang mit 

angeschlossenen oder anschließbaren Grundstücken des gleichen Grundstückseigentümers ge-

nutzt werden oder für die die Möglichkeit der Abwasserbeseitigung sonst wirtschaftlich vorteilhaft 

ist. Sie entfällt, wenn die Inanspruchnahme der Grundstücke den Eigentümer mehr als notwendig 

oder in unzumutbarer Weise belasten würde. 

(2) Die Grundstückseigentümer haben die Teile der öffentlichen Abwasseranlagen, die auf ihrem 

Grundstück verlegt sind, unentgeltlich zu dulden sowie das Anbringen und Verlegen zuzulassen. 

(3) Der Grundstückseigentümer wird rechtzeitig über Art und Umfang der beabsichtigten Inan-

spruchnahme seines Grundstückes benachrichtigt. 
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(4) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der öffentlichen Anlagen verlangen, wenn sie 

an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten der Verlegung trägt die Ge-

meinde; dies gilt nicht, soweit die Anlagen ausschließlich der Abwasserbeseitigung des Grund-

stücks dienen oder Entschädigungen gezahlt wurden und die Benutzungsrechte im Grundbuch 

und/oder im Baulastenverzeichnis eingetragen sind. In diesen Fällen hat der Grundstückseigentü-

mer die Kosten zu zahlen. 

(5) Wird die Abwasserbeseitigung eingestellt, so hat der Grundstückseigentümer die Entfernung 

der Anlagen zu gestatten oder sie auf Verlangen der Gemeinde noch fünf Jahre unentgeltlich zu 

dulden, es sei denn, dass ihm dies nicht zugemutet werden kann. 

(6) Führt die Gemeinde aus technischen und/oder wirtschaftlichen Gründen die Entwässerung mit-

tels Druckentwässerungsanlagen ganz oder teilweise durch, so kann sie bestimmen, dass Teile 

der Druckentwässerungsanlagen auf dem anzuschließenden Grundstück liegen müssen. In diesen 

Fällen ist der Grundstückseigentümer verpflichtet, entschädigungsfrei zu dulden, dass die Ge-

meinde auf seinem Grundstück eine für die öffentliche Entwässerung ausreichend bemessene 

Druckpumpe (einschließlich Schachtbauwerk und Steuerungskasten) sowie die dazugehörige 

Druckleitung installiert, betreibt, unterhält und ggf. erneuert. 

(7) Die Entscheidung über Art, Ausführung, Bemessung und Lage der Druckentwässerungsanla-

gen trifft die Gemeinde. Die Druckpumpe und die Druckleitung dürfen nicht überbaut werden. Die 

Gemeinde ist berechtigt, wenn nicht anders möglich, die Druckpumpe samt Steuerung auf ihre 

Kosten an das häusliche Elektrizitätsnetz auf dem angeschlossenen Grundstück anzuschließen. 

(8) Die Druckpumpe, die dazugehörigen Anlagenteile sowie die Druckleitungen werden nach ihrer 

Fertigstellung ohne besonderen Widmungsakt Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlagen. 

(9) Die Absätze 6 bis 8 gelten nicht für private Druckleitungen im Sinne von § 15 Abs. 10 oder He-

beanlagen mit Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage. 

 

VI. Abschnitt: Abgaben 

 

§ 22 

Abgaben und Kostenerstattungen für die Abwasserbeseitigung 

 

(1) Für die Aufwendungen der erstmaligen Herstellung bzw. der räumlichen Erweiterung und die 

Anschaffung der Abwasserbeseitigungsanlagen erhebt die Gemeinde einmalige Anschlussbeiträge 

aufgrund der Satzung der Gemeinde über die Erhebung von Abgaben und Geltendmachung von 

Kostenerstattungen für die zentrale und dezentrale Abwasserbeseitigung (Beitrags- und Gebüh-

rensatzung Abwasserbeseitigung - BGS) in der jeweils geltenden Fassung. Zur Deckung des Auf-

wandes für den Aus- und Umbau sowie die Erneuerung von Abwasserbeseitigungsanlagen kön-

nen Beiträge über gesonderte Satzungen erhoben werden.  

(2) Für die Vorhaltung und die Benutzung der Abwasserbeseitigungsanlagen erhebt die Gemeinde 

zur Deckung der erforderlichen Kosten Benutzungsgebühren aufgrund der Satzung der Gemeinde 

über die Erhebung von Abgaben und Geltendmachung von Kostenerstattungen für die zentrale 

und dezentrale Abwasserbeseitigung (Beitrags- und Gebührensatzung Abwasserbeseitigung - 

BGS) in der jeweils geltenden Fassung. 

(3) Für die komplette oder teilweise Änderung, Erweiterung, Erneuerung, Verbesserung, Abtren-

nung, Unterhaltung, Beseitigung von Grundstücksanschlüssen, dem Um- und/oder Ausbau von 

Grundstücksanschlüssen, auch von zusätzlichen Grundstücksanschlüssen, die u.a. durch eine 

Teilung von Grundstücken erforderlich werden, und Ansprüchen nach § 14 Abs. 2 und 6 dieser 
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Satzung sowie der Beseitigung von Verunreinigungen und/oder Verstopfungen in privaten Grund-

stücksentwässerungsanlagen und/oder Schadstoffuntersuchungen, fordert die Gemeinde die Er-

stattung der Kosten bzw. Ersatz der Aufwendungen auf der Grundlage der Satzung der Gemeinde 

über die Erhebung von Abgaben und Geltendmachung von Kostenerstattungen für die zentrale 

und dezentrale Abwasserbeseitigung (Beitrags- und Gebührensatzung Abwasserbeseitigung - 

BGS) in der jeweils geltenden Fassung.  

 

VII. Abschnitt: Schlussvorschriften 

 

§ 23 

Maßnahmen an den öffentlichen Abwasseranlagen 

 

Mit Ausnahme der im öffentlichen Verkehrsraum und auf Privatgrundstücken vorhandenen 

Schachtabdeckungen dürfen öffentliche Abwasseranlagen nur von Bediensteten und Beauftragten 

der Gemeinde oder mit ihrer Zustimmung (Einwilligung) betreten werden. Eingriffe an öffentlichen 

Abwasseranlagen sind unzulässig. 

 

 

§ 24 

Anzeigepflichten 

 

(1) Entfallen für ein Grundstück die Voraussetzungen des Anschlusszwanges (§ 9 Abs. 1), so hat 

der Grundstückseigentümer dies unverzüglich der Gemeinde mitzuteilen. 

(2) Der Grundstückseigentümer hat beabsichtigte Änderungen an den Grundstücksentwässe-

rungsanlagen sowie Betriebsstörungen oder Mängel am Grundstücksanschluss unverzüglich der 

Gemeinde mitzuteilen. 

(3) Der Grundstückseigentümer hat beabsichtigte Erweiterungen oder Vergrößerungen der befes-

tigten und/oder versiegelten Fläche auf seinem Grundstück unverzüglich der Gemeinde schriftlich 

mitzuteilen, damit das nach § 12 dieser Satzung notwendige Verfahren durchgeführt werden kann 

(vgl. insoweit auch § 11 Abs. 4 dieser Satzung). 

(4) Wechselt das Eigentum oder Erbbaurecht an einem Grundstück, so hat der bisherige Eigentü-

mer oder Erbbauberechtigte die Rechtsänderung unverzüglich der Gemeinde schriftlich mitzutei-

len. Zu dieser Mitteilung ist auch der neue Grundstückseigentümer oder Erbbauberechtigte ver-

pflichtet. Das Gleiche gilt für den Fall des Wechsels eines Einleiters im Sinne von § 12 Abs. 1. 

 

§ 25 

Altanlagen 

 

(1) Anlagen, die vor dem Anschluss an eine öffentliche Abwasseranlage der Beseitigung des auf 

dem Grundstück anfallenden Abwassers dienten und die nicht Bestandteil einer von der Gemeinde 

genehmigten und trotzdem angeschlossenen Grundstücksentwässerungsanlage sind, insbesonde-

re frühere Kleinkläranlagen oder abflusslose Sammelgruben, hat der Grundstückseigentümer in-

nerhalb von drei Monaten nach dem Anschluss auf seine Kosten so herzurichten, dass sie für die 

Aufnahme oder Ableitung von Abwasser nicht mehr genutzt werden können, oder der Grundstück-

seigentümer hat die Altanlagen zu beseitigen. 
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(2) Ist ein Grundstück nicht mehr zu entwässern, schließt die Gemeinde den Grundstücksan-

schluss am Sammler oder an der Grundstücksgrenze auf Kosten des Grundstückseigentümers. 

Der Verschluss der Grundstücksanschlussleitung auf dem Grundstück erfolgt durch den Grund-

stückseigentümer auf eigene Kosten. 

(3) Soweit Anlagen zur Niederschlagswasserbeseitigung auf dem Grundstück im Zeitpunkt des 

Inkrafttretens dieser Satzung vorhanden sind, die nicht in der Bau- und Unterhaltungslast oder im 

Eigentum der Gemeinde stehen, gelten sie als Teile eines Grundstücksanschlusses, der nicht Be-

standteil der öffentlichen Anlagen zur Niederschlagswasserbeseitigung ist; die insoweit geltenden 

satzungsrechtlichen Vorschriften finden Anwendung. Soweit die Gemeinde und der Grundstücks-

eigentümer vereinbaren, dass die Bau- und Unterhaltungslast auf die Gemeinde übergeht, sind die 

entsprechenden Anlagen ab diesem Zeitpunkt Bestandteil der öffentlichen zentralen Anlagen zur 

Niederschlagswasserbeseitigung. 

 

§ 26 

Haftung 

 

(1) Für Mängel oder Schäden sowie für deren Feststellung und Beseitigung, die durch satzungs-

widrige Benutzung oder satzungswidriges Handeln entstehen, haftet der Verursacher. Dies gilt 

insbesondere, wenn entgegen dieser Satzung schädliche Abwässer oder sonstige Stoffe in die 

öffentlichen Abwasseranlagen eingeleitet werden. Ferner hat der Verursacher die Gemeinde von 

allen Ersatzansprüchen freizustellen, die Dritte deswegen bei ihr geltend machen. 

(2) Der Grundstückseigentümer haftet außerdem für alle Schäden und Nachteile, die der Gemein-

de durch den mangelhaften Zustand der Grundstücksentwässerungsanlage, ihr vorschriftswidriges 

Benutzen und ihr nicht sachgemäßes Bedienen entstehen. Er haftet auch für Kosten, die aufgrund 

von nach § 16 angeordneten Maßnahmen entstehen. 

(3) Wer durch Nichtbeachtung der Vorschriften dieser Satzung, die Erhöhung der Abwasserabga-

be nach dem Gesetz über Abgaben für das Einleiten von Abwasser in Gewässer (Abwasserabga-

bengesetz - AbwAG) in der jeweils geltenden Fassung verursacht, hat der Gemeinde den erhöhten 

Betrag der Abwasserabgabe zu erstatten. 

(4) Mehrere Verursacher sind Gesamtschuldner. 

(5) Bei Überschwemmungsschäden als Folge von 

a) Rückstau in der öffentlichen Abwasseranlage, z. B. durch Hochwasser, Wolkenbrüche, Frost-

schäden oder Schneeschmelze; 

b) Betriebsstörungen, z. B. Ausfall eines Pumpwerkes; 

c) Behinderungen des Abwasserabflusses, z. B. bei Kanalbruch oder Verstopfung; 

d) zeitweiliger Stilllegung der öffentlichen Abwasseranlagen, z. B. bei Reinigungsarbeiten im Stra-

ßenkanal oder Ausführung von Anschlussarbeiten; 

hat der Grundstückseigentümer einen Anspruch auf Schadenersatz nur, soweit die eingetretenen 

Schäden von der Gemeinde vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht worden sind. Die Ersatz-

pflicht entfällt für Schäden unter 15,00 EURO. Ersatzansprüche sind innerhalb einer Ausschluss-

frist von drei Monaten seit Kenntnis des Schadens bei der Gemeinde geltend zu machen und, falls 

diese ablehnt, innerhalb einer Ausschlussfrist von zwei Monaten gerichtlich weiter zu verfolgen. 

Außerdem hat der Grundstückseigentümer die Gemeinde von allen Ersatzansprüchen freizustel-

len, die andere deswegen bei ihr geltend machen.  
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(6) Wenn abflusslose Sammelgruben und Kleinkläranlagen trotz erfolgter Anmeldung zur Entlee-

rung oder Entschlammung infolge höherer Gewalt, Streik, Betriebsstörungen oder betriebsnotwen-

diger anderer Arbeiten erst verspätet entleert oder entschlammt werden oder die Abfuhr einge-

schränkt bzw. unterbrochen werden muss, hat der Grundstückseigentümer keinen Anspruch auf 

Schadensersatz. 

 

§ 27 

Ordnungswidrigkeiten 

 

(1) Ordnungswidrig nach § 111 Abs. 2 LWG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 

1. § 8 Abs. 1 dieser Satzung Abwasser oder sonstiges Wasser der öffentlichen Abwasseranlage 

zuleitet; 

2. § 8 Abs. 2 dieser Satzung anderes als Abwasser, nicht alles Abwasser oder nicht das gesamte 

Abwasser über die Grundstücksentwässerungsanlage sammelt oder einleitet; 

3. § 8 Abs. 9 Kraftfahrzeuge oder Fahrzeugteile wäscht; 

4. § 8 Abs. 12 dieser Satzung Abwasser verdünnt, um Einleitungsverbote zu umgehen oder Einlei-

tungswerte zu erreichen; 

5. § 9 Abs. 1 dieser Satzung sein Grundstück nicht an die öffentlichen Abwasseranlagen an-

schließt; 

6. § 9 Abs. 2 dieser Satzung sein Abwasser nicht oder nicht vollständig der öffentlichen Abwasser-

anlage zuführt bzw. sein Abwasser bzw. den Schlamm aus Grundstücksabwasseranlagen entge-

gen § 9 Abs. 8 nicht oder nicht vollständig der Gemeinde zur Abholung überlässt; 

7. § 12 Abs. 5 dieser Satzung ohne Einwilligung der Gemeinde vor Erteilung einer Genehmigung 

mit der Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwässerungsanlage beginnt; 

8. § 12 Abs. 6 dieser Satzung die Entwässerungsanlage nicht entsprechend der Genehmigung 

herstellt; 

9. § 12 Abs. 7 dieser Satzung die Grundstücksentwässerungsanlage oder Teile hiervon vor der 

Abnahme in Betrieb nimmt; 

10. § 14 Abs. 2 dieser Satzung den Grundstücksanschluss verändert und/oder überbaut oder ver-

ändern und/oder überbauen lässt; 

11. § 15 Abs. 7 dieser Satzung die Entwässerungsanlage seines Grundstücks nicht ordnungsge-

mäß betreibt; 

12. § 16 dieser Satzung Bediensteten und Beauftragten der Gemeinde nicht ungehindert Zutritt zu 

allen Teilen der Entwässerungsanlagen auf dem Grundstück gewährt; 

13. § 16 dieser Satzung nicht die Zugänglichkeit zu allen Teilen der Entwässerungsanlagen auf 

dem Grundstück sicherstellt; 

14. § 16 dieser Satzung nicht die zur Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage erforderlichen 

Auskünfte erteilt oder diese Auskünfte nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt; 

15. § 20 dieser Satzung die erforderliche Entleerung bzw. Entschlammung der Grundstücksab-

wasseranlage verweigert; 

16. § 23 dieser Satzung die öffentliche Abwasseranlage betritt oder sonstige Maßnahmen an ihr 

vornimmt; 

17. § 24 dieser Satzung seinen Anzeigepflichten nicht unverzüglich nachkommt; 

18. § 25 dieser Satzung die Herrichtung oder Beseitigung von Altanlagen unterlässt. 
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(2) Ordnungswidrig nach § 134 Abs. 5 Gemeindeordnung handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

dem Anschluss- und Benutzungszwang nach § 9 zuwiderhandelt. 

(3) Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 1 können mit einer Geldbuße bis zu 50.000,00 EURO und 

Ordnungswidrigkeiten nach Abs. 2 können mit einer Geldbuße bis zu 1.000,00 EURO geahndet 

werden. Diese soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der Täter aus der Ordnungswidrigkeit hat, deut-

lich überschreiten. Eine zusätzliche und darüberhinausgehende Ausschöpfung des geldwerten 

Vorteils des Verwaltungsunrechts bleibt davon ebenso unberührt wie die Möglichkeit der Gemein-

de, Schadensersatzansprüche geltend zu machen oder ggf. die Einleitung eines strafrechtlichen 

Ermittlungsverfahrens zu beantragen. 

(4) Für das Ordnungswidrigkeitsverfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes über Ordnungs-

widrigkeiten in der jeweils geltenden Fassung. 

 

§ 28 

Datenschutz und Datenverarbeitung 

 

(1) Zur Ermittlung der Verpflichteten und Berechtigten nach dieser Satzung ist die Erhebung fol-

gender Daten durch die Gemeinde nach dem Schleswig-Holsteinisches Gesetz zum Schutz per-

sonenbezogener Daten (Landesdatenschutzgesetz - LDSG) vom 02.05.2018 (GVOBl. S. 162) und 

der Datenschutz-Grundverordnung (Verordnung Nr. 2016/679 des Europäischen Parlaments und 

Rates vom 27.4.2016: Amtsblatt L 119 vom 4.5.2016, S. 1, ber. Amtsblatt L 314 vom 22.11.2016, 

S. 72, Amtsblatt L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in der jeweils gültigen Fassung zulässig: 

Daten werden erhoben über  

a) Name, Vorname(n), Anschrift des/der Berechtigten oder Verpflichteten,  

b) Name und Anschrift eines evtl. Handlungs- oder Zustellbevollmächtigten, 

c) Name und Anschrift des/der Erbbauberechtigten, 

d) Für mögliche Erstattungen die Bankverbindung von a) bis c), 

e) Grundstücksgröße, 

f) Bezeichnung im Grundbuch (Flurstücksnummer, Flur, Rahmenkarte, Bestandsblattnummer), 

g) Wohnungs- und Teileigentumsanteil, 

h) Lage des Grundstücks nach straßenmäßiger Zuordnung, 

i) die überbaute und befestigte Grundstücksfläche, 

j) die Lage der Grundstücksentwässerungseinrichtung insbesondere der Übergabeschächte,  

durch Mitteilung oder Übermittlung auch weiterer vorhandener personenbezogener Daten, soweit 

sie nach dieser Satzung erforderlich sind, von  

1. Meldedateien der zuständigen Meldebehörden,  

2. Grundsteuerdatei der zuständigen Steuerabteilung,  

3. Grundbuch des zuständigen Amtsgerichts,  

4. Unterlagen aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrechts, 

5. Unterlagen der zuständigen Bauaufsichtsbehörde, 

6. Gewerberegisterdateien, 

7. Kanalkataster, 

8. Daten der Katasterämter und 

9. Grundstückskaufverträgen. 
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(2) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angabe der Verpflichteten und Berechtigten 

und von Daten, die nach Absatz 1 anfallen, ein Verzeichnis der Verpflichteten und Berechtigten mit 

den nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen. Diese Daten dürfen nur zum Zwecke 

dieser Satzung verwendet und weiterverarbeitet werden. Bei der Verarbeitung personenbezogener 

Daten im Auftrag ist die Weitergabe der Daten an Auftragnehmer keine Übermittlung an Dritte. Die 

Daten verarbeitende Stelle bleibt verantwortlich. Die Gemeinde führt zur Überwachung der Indirek-

teinleiter ein Indirekteinleiterkataster. 

(3) Der Einsatz technikunterstützter Informationsverarbeitung ist zulässig. 

 

§ 29 

Vorhaben des Bundes, des Landes und des Kreises 

 

Die Bestimmungen dieser Satzung gelten auch für Grundstücke, Straßenflurstücke und Vorhaben 

des Bundes, des Landes und des Kreises, soweit gesetzliche oder rechtliche Regelungen nicht 

entgegenstehen.  

 

§ 30 

Befreiungen 

 

(1) Die Gemeinde kann von den Bestimmungen dieser Satzung, soweit keine Ausnahmen vorge-

sehen sind, Befreiungen erteilen, wenn die Durchführung dieser Bestimmungen im Einzelfall zu 

einer offenbar nicht beabsichtigten Härte führen würde und die Befreiung mit den öffentlichen Be-

langen vereinbar ist.  

(2) Die Befreiung kann unter Bedingungen und Auflagen sowie befristet erteilt werden. Sie steht 

unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs. 

 

§ 31 

Anordnungen im Einzelfall, Zwangsmittel, Einstellung der Entsorgung 

 

(1) Die Gemeinde kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehenden Verpflichtungen auch 

Anordnungen für den Einzelfall erlassen. 

(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlungen, Duldungen oder Un-

terlassungen gelten die Vorschriften des Allgemeinen Verwaltungsgesetzes für das Land Schles-

wig-Holstein (Landesverwaltungsgesetz - LVwG) in der jeweils geltenden Fassung. 

(3) Die Gemeinde ist berechtigt, die Entsorgung fristlos einzustellen, wenn der Grundstückseigen-

tümer den Bestimmungen dieser Satzung zuwiderhandelt und die Einstellung erforderlich ist, um 

- eine unmittelbare Gefahr für die Sicherheit von Personen oder Anlagen abzuwenden, 

- die Einleitung von Abwasser unter der Umgehung, Beeinflussung oder vor Anbringung der Mess-

einrichtungen zu verhindern oder 

- zu gewährleisten, dass Störungen anderer Grundstückseigentümer, störende Rückwirkungen auf 

Abwasseranlagen der Gemeinde oder Dritter ausgeschlossen sind. 

Die Gemeinde hat die Entsorgung unverzüglich wieder aufzunehmen, sobald die Gründe für die 

Einstellung entfallen sind und der Grundstückseigentümer die Kosten der Einstellung und Wieder-

aufnahme der Entsorgung ersetzt hat. 
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§ 32 

Übergangsregelung 

 

(1) Die vor Inkrafttreten dieser Satzung eingeleiteten Genehmigungsverfahren werden nach den 

Vorschriften dieser Satzung weitergeführt. 

(2) Soweit mit dem Inkrafttreten dieser Satzung die Anschlussvoraussetzungen gegeben sind und 

das Grundstück noch nicht an eine öffentliche Abwasseranlage angeschlossen ist, sind die Unter-

lagen gem. § 11 dieser Satzung spätestens drei Monate nach ihrem Inkrafttreten einzureichen. 

(3) Bisher zulässige Einleitungen in die öffentlichen Abwasseranlagen, die bei Inkrafttreten dieser 

Satzung nicht den Anforderungen dieser Satzung entsprechen, können von der Gemeinde unter 

den Voraussetzungen des § 117 Landesverwaltungsgesetz (LVwG), in der jeweils geltenden Fas-

sung, widerrufen werden. 

 

§ 33 

Gesetze, Verordnungen, Satzungen, DIN-Normen, Merk- und Arbeitsblätter 

 

Die in dieser Satzung aufgeführten Gesetze, Verordnungen, Satzungen, DIN-Normen, Merkblätter, 

Arbeitsblätter und sonstige außerrechtliche Regelungen sind bei der Gemeinde auf Dauer archiv-

mäßig hinterlegt und können bei Bedarf bei der Gemeinde nach Voranmeldung eingesehen wer-

den. 

 

§ 34 

Inkrafttreten 

 

Diese Satzung tritt am 01.01.2023 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung über die Abwasserbeseiti-

gung der Gemeinde Hohenwestedt vom 09.12.1999, in der Fassung der Satzung zur 1. Änderung 

der Satzung über die Abwasserbeseitigung der Gemeinde Hohenwestedt (Abwasserbeseitigungs-

satzung) vom 11.12.2001, außer Kraft.  

Die gem. § 45 Abs. 1 LWG erforderliche Genehmigung der Wasserbehörde wurde am 01.11.2022 

erteilt. Die Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. In der Bekanntmachung 

der Abwassersatzung ist darauf hinzuweisen, wo die Abwassersatzung und die Anlagen eingese-

hen werden können. 

 

Hohenwestedt, den 12.12.2022 

 

gez.   (L.S.) 

 

Jan Butenschön 

(Bürgermeister) 
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Anlage 1 zur Satzung der Gemeinde über die Abwasserbeseitigung (Allgemeine Abwasser-

beseitigungssatzung - AAS): Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht für Schmutzwasser 

(vgl. § 2 Abs. 1) (Grundstücke mit Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht für Schmutzwas-

ser auf den Nutzungsberechtigten) für 

lfd. Nr. Gemeinde Straße/Nr. Anlage 

(HK/SG) 

            Einleitge-

wässer 

1 Hohenwestedt Alt-Böternhöfen 1 HK  

2 Hohenwestedt Alt-Böternhöfen 2-3 HK  

3 Hohenwestedt Alt-Böternhöfen 4 HK  

4 Hohenwestedt Alte Ziegelei 1 HK  

5 Hohenwestedt Bockhorst 1 HK  

6 Hohenwestedt Bockhorst 2 HK  

7 Hohenwestedt Bockhorst 4 HK  

8 Hohenwestedt Bockhorst 5 HK  

9 Hohenwestedt Bockhorst 6 HK  

10 Hohenwestedt Bockhorst 8 HK  

11 Hohenwestedt Feldscheide 1 HK  

12 Hohenwestedt Feldscheide 2-3 HK  

13 Hohenwestedt Feldscheide 4 HK  

14 Hohenwestedt Feldscheide 5 HK  

15 Hohenwestedt Glüsing-Eichengrund 101 HK  

16 Hohenwestedt Glüsing-Sohrheide 101 HK  

17 Hohenwestedt Itzehoer Str. 31 HK  

18 Hohenwestedt Itzehoer Str. 66 HK  

19 Hohenwestedt Papenau 1 HK  

20 Hohenwestedt Papenhöhe 0 HK  

21 Hohenwestedt Papenhöhe 101 HK  

22 Hohenwestedt Papenhöhe 102 SG  

23 Hohenwestedt Rendsburger Str. 45 HK  

24 Hohenwestedt Rendsburger Str. 45 a HK  

25 Hohenwestedt Rendsburger Str. 45 b HK  

26 Hohenwestedt Rendsburger Str. 47 HK  

27 Hohenwestedt Rendsburger Str. 49 HK  

28 Hohenwestedt Vaasbüttel 86 HK  

29 Hohenwestedt Vaasbüttel 95 HK  

30 Hohenwestedt Ziegeleistraße HK  

31 Hohenwestedt Zu den Fischteichen HK  

 

Anlage 2 zur Satzung der Gemeinde über die Abwasserbeseitigung (Allgemeine Abwasser-

beseitigungssatzung - AAS): Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht für Niederschlags-

wasser (vgl. § 2 Abs. 3) (Grundstücke mit Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht für Nie-

derschlagswasser auf den Nutzungsberechtigten) für 

lfd. Nr.  Gemeinde Straße/Nr.  Flur/Flst.   Größe m2 d. Flst. 

Z. Zt. sind für keine Grundstücke die Abwasserbeseitigungspflicht Niederschlagswasser auf die 

Nutzungsberechtigten übertragen. 
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Anlage 3 zur Satzung der Gemeinde über die Abwasserbeseitigung (Allgemeine Abwasser-

beseitigungssatzung - AAS): Grenzwerte gem. § 8 Abs. 4 

Die Grenzwerte der Beschaffenheit und der Inhaltstoffe von Schmutzwasser, die in der Regel vor 

der Einleitung in die öffentlichen Abwasseranlagen einzuhalten werden müssen, wurden gemäß 

den Forderungen nach § 8 Abs. 2 und 3 der Satzung festgelegt. Dabei wurde unterstellt, dass bei 

der Einleitung in die öffentlichen Abwasseranlagen die eingeleiteten Teilströme insgesamt parame-

terbezogen etwa 10 % des Gesamtkläranlagenzulaufes nicht überschreiten. Bei Überschreitungen 

ist im Einzelfall zu prüfen, ob die Forderungen erfüllt werden können; ggfs. sind weitergehende 

Maßnahmen erforderlich. 

Die nachfolgend genannten Grenzwerte für gefährliche Stoffe gelten nur für die Einleitungen, für 

die keine Anforderungen nach dem Stand der Technik bzw. an das Abwasser vor der Vermischung 

in den Anhängen zur Abwasserverordnung bzw. Rahmen-AbwasserVwV enthalten sind. In allen 

anderen Fällen gelten die Anforderungen nach dem Stand der Technik bzw. an das Abwasser vor 

der Vermischung in den o.g. Anhängen soweit sie von der zuständigen Behörde in Einleitungsge-

nehmigungen/Erlaubnissen umgesetzt sind. 

Ein Unterschreiten der genannten Grenzwerte kann die Gemeinde fordern, wenn dies mit Rück-

sicht auf die Zusammensetzung des Abwassers in der öffentlichen Abwasserbehandlungsanlagen 

oder im Hinblick auf die von ihr beim Einleiten des Abwassers in ein Gewässer einzuhaltenden 

wasserrechtlichen Anforderungen erforderlich ist. Ebenfalls kann eine Begrenzung der Schad-

stofffracht erforderliche werden, z. B. für Schwermetalle zur Sicherung der Klärschlammentsor-

gung. 

Die genannten Grenzwerte für gefährliche Stoffe beziehen sich auf das Abwasser der Einleitungs-

stelle in die öffentliche Abwasseranlagen (Übergabeschacht). Es ist unzulässig, Abwasser zu ver-

dünnen, um Einleitungsverbote zu umgehen oder die Einleitungswerte zu erreichen. 

Die Anforderungen dieser Anlage gelten für neu zu errichtende Anlagen mit Inkrafttreten der Sat-

zung. Bereits genehmigte Einleitungen sind innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten der Satzung 

an diese Anforderungen anzupassen. 

 

Parameter/Stoff/Stoffgruppe Bestimmungsverfahren u. 

DEV-Nr. 

Grenzwert 

1. Temperatur (Stichprobe) 

2. pH-Wert (Stichprobe) 

3. absetzbare Stoffe (soweit 

nicht bereits durch § 8 ausge-

schlossen): 

a) biologisch abbaubar 

b) biologisch nicht abbaubar, 

z. B. Hydroxide der unter Me-

talle und Metalloxiden ge-

nannten Metalle 

4. Bei Umgang mit asbesthal-

tigem Material: abfiltrierbare 

Stoffe: 

DIN 38404 - (C4) 

DIN 38404 - (C5) 

DIN 38409-9 (H9) 

Absetzzeit: 0,5 Stunden 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

bis 35° C 

6,5 - 10 

 

 

 

10,0 ml/I 

0,3 ml/I 

 

 

 

 

 

30 mg/l 
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5. CSB 

6. CSB/BSB5-Verhältnis 

7. verseifbare Fette und Öle 

(schwerflüchtige, lipophile 

Stoffe) 

8. Kohlenwasserstoffe: 

a) direkt abscheidbar 

b) soweit eine über die Ab-

scheidung gemäß 8.a) hin-

ausgehende Entfernung er-

forderlich ist: Kohlenwasser-

stoffe gesamt (KW ges.) 

9. halogenierte Kohlenwas-

serstoffe: 

a) Summe leichtflüchtige ha-

logenierte Kohlenwasserstof-

fe (LHKW) (*2), z.B. 1,1,1 - 

Trichlorethan, Tetrachlo-

rethen, Trichlormethan, Trich-

lorethen, Dichlormethan 

b) adsorbierbare organische 

Halogenverbindungen (AOX) 

10. Aromatische Kohlenwas-

serstoffe (BTXE) 

11. Polyzyklische aromati-

sche Kohlenwasserstoffe 

PAK 

12. anorganische Stoffe:  

Antimon (Sb) (*3) 

Arsen (As) 

Blei (Pb) 

Cadmium (Cd) (*4) 

Chrom VI (Cr VI) 

Chrom, gesamt (Cr) 

Cobalt (Co) 

Kupfer (Cu) 

Nickel (Ni) 

Quecksilber (Hg) 

Zink (Zn) 

Zinn (Sn) 

13. anorganische Stoffe (ge-

löst):  

Stickstoff aus Ammonium und 

Ammoniak (NH4-N + NH3-N) 

Stickstoff aus Nitrit (N02-N) 

Cyanid, leicht freisetzbar (CN) 

Fluorid (F) 

Phosphor, gesamt 

Sulfat (S04
2-) (*5) 

 

 

 

 

DIN 38409-56 (H56) 

 

 

 

DIN 1999 u. DIN EN 858 

DIN EN ISO 9377-2 (H53) 

 

 

 

 

 

 

 

DIN EN ISO 10301 (F4) 

 

 

 

 

 

 

 

DIN EN ISO 9562 (H14) 

 

DIN 38407-F9 

 

DIN EN ISO 17993 

 

 

 

DIN EN ISO 11885 (E22) 

DIN EN ISO 11885 (E22) 

DIN EN ISO 11885 (E22) 

DIN EN ISO 11885 (E22) 

DIN EN ISO 10304-3 (D22) 

DIN EN ISO 11885 (E22) 

DIN EN ISO 11885 (E22) 

DIN EN ISO 11885 (E22) 

DIN EN ISO 11885 (E22) 

DIN EN 1483 (E12) 

DIN EN ISO 11885 (E22)  

DIN EN ISO 11885 (E22) 

 

 

DIN EN ISO 11732 (E23) 

 

 

 

<= 2.000 mg/l 

< 3:1 

300 mg/I 

 

 

 

20 mg/l 

100 mg/l 

 

 

 

 

 

 

 

0,5 mg/I, Fracht: 4 g/h 

 

 

 

 

 

 

 

1,0 mg/I, Fracht: 10 g/h 

 

0,1 mg/l 

 

0,05 mg/l 

 

 

 

0,5 mg/l 

0,5 mg/I, Fracht: 1 g/h 

1,0 mg/I, Fracht: 8 g/h 

0,5 mg/I, Fracht: 0,4 g/h 

0,2 mg/I, Fracht: 8 g/h 

1,0 mg/I, Fracht: 8 g/h 

2,0 mg/I 

1,0 mg/I, Fracht: 12 g/h 

1,0 mg/I, Fracht: 6 g/h 

0,1 mg/I, Fracht: 0,1 g/h 

5,0 mg/I 

5,0 mg/I 

 

 

200 mg/I 
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Sulfid (S2-), leicht freisetzbar 

(*6) 

14. Phenolindex, 

wasserdampfflüchtig 

15. Farbstoffe 

 

 

 

 

 

 

 

16. Organische halogenfreie 

Lösemittel (z. B. Benzol und 

Derivate) 

 

DIN EN ISO 10304-1 (D20) 

DIN 38405-13 (D13-2) 

DIN 38405-5 (D4) 

DIN EN ISO 11885 (E22) 

DIN EN ISO 10304-1 (D20) 

DIN 38405-27 (D27) 

 

DIN 38409 (H16-2) (*1) 

 

Nur in einer so niedrigen 

Konzentration, dass der 

Vorfluter nach Einleitung 

des Ablaufes einer mecha-

nisch-biologischen Kläranla-

ge nicht mehr gefärbt er-

scheint. 

 

DIN EN 1484 (H3) 

10 mg/l 

1,0 mg/I 

50 mg/I 

50 mg/l 

600 mg/I 

2,0 mg/I 

 

100 mg/I 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

10 g/l als TOC 

 

 

 

(* 1) je nach Art der phenolischen Substanz kann dieser Wert erhöht werden; bei toxischen und 

biologisch abbaubaren Phenolen muss er jedoch wesentlich verringert werden. Der Wert gilt für 

halogenfreie phenolische Verbindungen. Ergeben substanzspezifische Analysen, dass halogenier-

te, insbesondere toxische und biologisch schwer abbaubare Phenole vorhanden sind, sind hierfür 

im Einzelfall gesonderte Grenzwerte festzulegen. 

(*2) In begründeten Fällen (siehe Anforderungen der Abwasserverordnung mit Anhängen) ist zu 

prüfen, ob im Abwasser weitere leichtflüchtige, chlorierte Kohlenwasserstoffe, wie z. B. Tetrach-

lormethan, 1,1-Dichlorethan, 1,2-Dichlorethan, 1,1,2-Trichlorethan, 1,1-Dichlorethen, cis- und 

trans-1,2-Dichlorethen, 1,2-Dichlorpropan, 1,3-Dichlorpropan, cis- und trans-1,3-Dichlorpropen, 

1,1,2,2-Tetrachloethan oder Hexachlorethan enthalten sind. Bei positivem Befund sind diese Stoffe 

in die Summenbildung einzubeziehen. 

(*3) Im Einzelfall sind auftretende Probleme des Indirekteinleiters mit der Einhaltung dieses Wertes 

im Einvernehmen mit der Gemeinde zu lösen. Eine denkbare Lösung besteht in einer Anpassung 

des Wertes auf der Grundlage einer gutachterlichen Bilanzierung im Sinne der 17. BImSchV, wenn 

der Klärschlamm der Verbrennung zugeführt wird. 

(*4) Bei diesem Wert können auch bei Abwasseranteilen von weniger als 10 % vom Gesamtkläran-

lagenzulauf der Grenzwert der Klärschlammverordnung und/oder der Schwellenwert des Abwas-

serabgabengesetzes überschritten werden. 

(*5) Unter Berücksichtigung der Vermischung im Kanalnetz sind höhere Konzentrationen zulässig 

(Einzelfallregelung im Rahmen einer Ausnahmeregelung oder eines öffentlich-rechtlichen Vertra-

ges, in welchem ggfs. eine Kostenübernahme für Sanierung und Kontrolle geregelt sind). 

 

(*6) Einleitungskonzentrationen bis 2 mg/l verursachen erfahrungsgemäß keine Probleme, sofern 

das Abwasser in den öffentlichen Abwasseranalgen ausreichend mit Sauerstoff versorgt, pH-

neutral bis alkalisch und nicht wärmer als 20°C ist. Sind diese Bedingungen nicht erfüllt, können 
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Arbeitssicherheits-, Geruchs-, und Korrosionsprobleme durch Schwefelwasserstoffemissionen auf-

treten. Diese werden aber häufig nicht durch sulfidhaltige Einleitungen, sondern durch Sulfatreduk-

tion und/oder Zersetzung schwefelhaltenger organischer Verbindungen im Kanal verursacht. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die vorstehende Satzung der Gemeinde Hohenwestedt über die Abwasserbeseitigung (Allgemeine 

Abwasserbeseitigungssatzung – AAS) wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Jeder kann Ein-

sicht in die Satzung und die Anlagen nehmen. Einsicht ist während der Dienstzeit möglich beim 

Amt Mittelholstein, Am Markt 15, 24594 Hohenwestedt, Zimmer 100, oder auf der Homepage des 

Amtes Mittelholstein unter www.amt-mittelholstein.de. 
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Amtliche Bekanntmachung 

 

Satzung der Gemeinde Hohenwestedt 

 über die Erhebung von Abgaben und  

Geltendmachung von Kostenerstattungen  

für die zentrale und dezentrale Abwasserbeseitigung  

(Beitrags- und Gebührensatzung Abwasserbeseitigung - BGS) 
 

Aufgrund von § 4 Abs. 1 Satz 1 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein (Gemeindeordnung - 

GO) in der Fassung vom 28.02.2003 (GVOBl. Schl.-H. S. 57), zuletzt geändert durch Gesetz vom 

04.03.2022 (GVOBl. Schl.-H. S. 153) sowie § 44 Abs. 3 S. 6 des Landeswassergesetzes (LWG) 

vom 13.11.2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 425), zuletzt geändert durch Gesetz vom 03.05.2022 

(GVOBl. Schl.-H. S. 562) und der §§ 1 Abs. 1, 2, 6 Abs. 1 und Abs. 4, 8 Abs. 1 S. 1 und Abs. 6, 9a 

Abs. 1 S. 1 und 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein 

(KAG) vom 10.01.2005 (GVOBl. Schl.-H. S. 27), zuletzt geändert durch Gesetz vom 04.05.2022 

(GVOBl. Schl.-H. S. 564) sowie der §§ 1 Abs. 1 sowie 2 Satz 1 des Gesetzes zur Ausführung des 

Abwasserabgabengesetzes (AG-AbwAG) vom 13.11.2019 (GVOBl. Schl.-H. S. 425) und § 22 der 

Satzung der Gemeinde Hohenwestedt über die Abwasserbeseitigung (Allgemeine Abwasserbesei-

tigungssatzung - AAS) wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung der Gemeinde 

Hohenwestedt vom 13.12.2022 diese Satzung erlassen. 

 

INHALTSVERZEICHNIS 

Präambel 

I. Abschnitt: Grundlagen der Abgabenerhebung - Kostenerstattungen 

§ 1 Öffentliche Einrichtungen 

§ 2 Abgabenerhebung 

§ 3 Kostenerstattungen 

II. Abschnitt: Beiträge für die Abwasserbeseitigung 

§ 4 Grundsätze der Beitragserhebung 

§ 5 Beitragsfähige Aufwendungen 

§ 6 Berechnung des Beitrags 

§ 7 Gegenstand der Beitragspflicht 

§ 8 Beitragsmaßstab für die Abwasserbeseitigung 

§ 9 Beitragspflichtige 

§ 10 Entstehung des Beitragsanspruchs 

§ 11 Vorauszahlungen 

§ 12 Veranlagung, Fälligkeit 

§ 13 Ablösung 

§ 14 Beitragssatz 

III. Abschnitt: Gebühren für die zentrale Schmutzwasserbeseitigung 

§ 15 Grundsätze der Gebührenerhebung 

§ 16 Grundgebührenmaßstab für die zentrale Schmutzwasserbeseitigung  

§ 17 Zusatzgebührenmaßstab für die zentrale Schmutzwasserbeseitigung 

§ 18 Erhebungszeitraum 

§ 19 Gebührenpflicht 
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§ 20 Entstehung, Änderung und Beendigung der Gebührenpflicht 

§ 21 Vorauszahlungen 

§ 22 Gebühren- und Vorauszahlungsschuldner 

§ 23 Fälligkeit 

§ 24 Gebührensätze 

IV. Abschnitt: Gebühren für die dezentrale Schmutzwasserbeseitigung 

§ 25 Grundsätze für die Gebührenerhebung 

§ 26 Gebührenmaßstab und Gebührensätze 

§ 27 Gebührenpflicht und entsprechend anwendbare Bestimmungen 

V. Abschnitt: Gebühren für die zentrale Niederschlagswasserbeseitigung 

§ 28 Grundsätze der Gebührenerhebung 

§ 29 Gebührenmaßstab für die Niederschlagswasserbeseitigung 

§ 30 Gebührenmaßstab für die Fremdwasserbeseitigung 

§ 31 Gebührensätze 

§ 32 Gebührenpflicht und entsprechend anwendbare Bestimmungen 

VI. Abschnitt: Schlussbestimmungen 

§ 33 Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht, Einstellung der Entsorgung 

§ 34 Datenschutz und Datenverarbeitung 

§ 35 Ordnungswidrigkeiten 

§ 36 Gesetze, Verordnungen, Satzungen, DIN-Normen, Merk- und Arbeitsblätter 

§ 37 Inkrafttreten 

 

Präambel 

 

Alle Personenbezeichnungen, die in dieser Satzung ausschließlich wegen der besseren Lesbarkeit 

in der männlichen Sprachform gefasst wurden, gelten auch in der entsprechenden weiblichen und 

diversen Sprachform. 

 

I. Abschnitt: Grundlagen der Abgabenerhebung - Kostenerstattungen 

 

§ 1 

Öffentliche Einrichtungen 

 

Die Gemeinde Hohenwestedt (nachfolgend „Gemeinde“ genannt) betreibt öffentliche Einrichtungen 

für die Abwasserbeseitigung nach Maßgabe der §§ 1 bis 4 der Satzung der Gemeinde über die 

Abwasserbeseitigung (Allgemeine Abwasserbeseitigungssatzung - AAS) in der jeweils geltenden 

Fassung. Die Begriffsbestimmungen und Verpflichtungen nach § 5 AAS gelten auch für diese Sat-

zung. 

 

§ 2 

Abgabenerhebung 

 

(1) Die Gemeinde erhebt im Entsorgungsgebiet Beiträge zur Deckung der Kosten für die erstmali-

ge Herstellung und Anschaffung der zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtungen 

einschließlich der Kosten für den ersten Grundstücksanschluss. Die Erschließung von Grundstü-

cken in neuen Baugebieten (räumliche Erweiterung der Abwasserbeseitigungsanlagen) gilt als 

Herstellung der zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtung. Die Bestimmungen dieser 
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Satzung gelten entsprechend, soweit von Grundstücken Wasser im Sinne des § 5 Nr. 10 der Sat-

zung der Gemeinde über die Abwasserbeseitigung (Allgemeine Abwasserbeseitigungssatzung - 

AAS) in der jeweils geltenden Fassung eingeleitet wird. 

(2) Die Erhebung von Beiträgen für den Ausbau, die Erneuerung sowie für den Umbau der öffentli-

chen Abwasserbeseitigungsanlagen wird von der Gemeinde - soweit erforderlich - in einer oder 

mehreren besonderen Satzungen geregelt. 

(3) Die Gemeinde erhebt für die Vorhaltung und die Benutzung (Inanspruchnahme) ihrer öffentli-

chen Einrichtungen zur Abwasserbeseitigung laufende Gebühren. Diese Gebühren können zu-

sammen mit anderen Abgaben, Kostenerstattungen oder Entgelten gefordert werden. 

(4) Beiträge und Gebühren ruhen als öffentliche Lasten auf dem jeweiligen Grundstück. 

 

§ 3 

Kostenerstattungen 

 

(1) Für die auch zusätzliche Herstellung, die komplette oder teilweise Änderung, Erweiterung, Er-

neuerung, Verbesserung, Abtrennung, Beseitigung, Verlegung und den kompletten oder teilweisen 

Um- und Ausbau von Grundstücksanschlüssen sowie die Kosten für die komplette oder teilweise 

Unterhaltung und Reparatur von Grundstücksanschlüssen, auch von zusätzlichen Grundstücksan-

schlüssen, und Ansprüchen nach § 14 Abs. 2 und 6 der Satzung der Gemeinde über die Abwas-

serbeseitigung (Allgemeine Abwasserbeseitigungssatzung - AAS), in der jeweils geltenden Fas-

sung, sowie der Beseitigung von Verunreinigungen und/oder Verstopfungen in privaten Grund-

stücksentwässerungsanlagen und/oder Schadstoffuntersuchungen einschließlich den Ein- und 

Ausbau von Wasser- bzw. Abwasserzählern und die Beschädigung oder Zerstörung der Messein-

richtungen fordert die Gemeinde die Erstattung der Kosten bzw. den Ersatz der Aufwendungen in 

tatsächlicher Höhe, auch wenn diese nur als vorläufige oder vorübergehende Anschlüsse herge-

stellt werden. Zu den Kosten gehören auch die Aufwendungen für die Wiederherstellung des alten 

Zustands auf den durch die Arbeiten beanspruchten Flächen. 

(2) Erstattungs- bzw. Ersatzansprüche entstehen mit der endgültigen oder vorläufigen oder vo-

rübergehenden Herstellung des Grundstücksanschlusses, im Übrigen mit der Beendigung der 

Maßnahme. 

(3) Grundstücksanschlüsse, die nachträglich durch Teilung oder zusätzliche Bebauung von Grund-

stücken erforderlich werden, unterliegen den Bestimmungen nach Absatz 1. 

(4) Erstattungs- und ersatzpflichtig für die auch zusätzliche Herstellung, die Änderung, die Beseiti-

gung und den Um- und Ausbau von Grundstücksanschlüssen ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntga-

be des Bescheides Eigentümer des Grundstücks oder zur Nutzung am Grundstück dinglich Be-

rechtigter ist. Mehrere Pflichtige sind Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die 

einzelnen Wohnungs- und Teileigentümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil erstattungs- 

und ersatzpflichtig.  

(5) Erstattungs- und ersatzpflichtig für die Kosten der Unterhaltung von Grundstücksanschlüssen 

und Ansprüchen nach § 14 Abs. 2 und 6 der Satzung der Gemeinde über die Abwasserbeseitigung 

(Allgemeine Abwasserbeseitigungssatzung - AAS), in der jeweils geltenden Fassung, sowie der 

Beseitigung von Verunreinigungen und/oder Verstopfungen in privaten Grundstücksentwässe-

rungsanlagen und/oder Schadstoffuntersuchungen ist, wer im Zeitpunkt der Entstehung des Kos-

tenerstattungsanspruchs Eigentümer des Grundstücks, bei Wohnungs- oder Teileigentum der 

Wohnungs- oder Teileigentümer ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, ist der 

Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers erstattungspflichtig. Die Wohnungs- und Teileigentü-
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mer einer Eigentümergemeinschaft sind insoweit Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches 

Grundstück entfallenden Kostenerstattung. Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund 

dinglich Berechtigte sind Gesamtschuldner. 

(6) Erstattungs- und Ersatzbeträge werden durch Bescheid festgesetzt und sind einen Monat nach 

der Bekanntgabe fällig. 

(7) Erstattungs- und Ersatzbeträge können zusammen mit anderen Abgaben oder Entgelten gefor-

dert werden. 

(8) Erhalten mehrere Grundstücke eine gemeinsame Grundstücksanschlussleitung, so ist für die 

Teile der Anschlussleitung, die ausschließlich einem der beteiligten Grundstücke dienen, allein der 

Eigentümer bzw. Erbbauberechtigte des betreffenden Grundstücks erstattungs- und ersatzpflichtig. 

Soweit Teile der Grundstücksanschlussleitung mehreren Grundstücken gemeinsam dienen, sind 

die Eigentümer bzw. Erbbauberechtigten der beteiligten Grundstücke als Gesamtschuldner erstat-

tungs- und ersatzpflichtig. 

(9) Auf die Erstattungs- und Ersatzbeträge können, nach Maßgabe der vorstehenden Absätze, bis 

zur Höhe des voraussichtlichen Betrages Vorauszahlungen gefordert werden, sobald mit der Aus-

führung der Maßnahme begonnen wird. 

(10) Die Erstattungs- und Ersatzbeträge können vor ihrem Entstehen abgelöst werden. Der Ablö-

sungsbetrag richtet sich nach der voraussichtlichen Höhe des Erstattungs- bzw. Ersatzanspruchs. 

Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. 

 

II. Abschnitt: Beiträge für die Abwasserbeseitigung 

 

§ 4 

Grundsätze der Beitragserhebung 

 

(1) Die Gemeinde erhebt getrennte einmalige Beiträge für die erstmalige Herstellung und Anschaf-

fung der zentralen öffentlichen Einrichtungen der Abwasserbeseitigung. 

(2) Beiträge werden erhoben zur Abgeltung der Vorteile, die durch die Möglichkeit der Inanspruch-

nahme der Abwassereinrichtungen entstehen. 

 

§ 5 

Beitragsfähige Aufwendungen 

 

(1) Beitragsfähig sind alle Investitionsaufwendungen für die eigenen Anlagen der Gemeinde für die 

zentrale öffentliche Abwasserbeseitigung nach der Satzung der Gemeinde über die Abwasserbe-

seitigung (Allgemeine Abwasserbeseitigungssatzung - AAS), in der jeweils geltenden Fassung. 

Aufwendungen für Anlagen Dritter (Baukostenzuschüsse) sind beitragsfähig, wenn die Gemeinde 

durch sie dauerhafte Nutzungsrechte an diesen Abwasseranlagen erworben hat. 

(2) Bei der Berechnung der Beitragssätze sind Zuschüsse sowie die durch spezielle Deckungsmit-

tel auf andere Weise gedeckten Aufwandsteile abzuziehen. 

(3) Der nicht durch Beiträge, Zuschüsse oder auf andere Weise unmittelbar gedeckte Teil der In-

vestitionsaufwendungen wird ausschließlich durch Abschreibungen und Zinsen im Rahmen der 

Abwassergebühren finanziert. 
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§ 6 

Berechnung des Beitrags 

 

Der jeweilige Beitrag errechnet sich durch die Vervielfältigung der nach den Bestimmungen über 

den Beitragsmaßstab (§ 8) berechneten und gewichteten Grundstücksfläche mit dem Beitragssatz 

(§ 14). 

 

§ 7 

Gegenstand der Beitragspflicht 

 

(1) Der Beitragspflicht unterliegen Grundstücke, die an die öffentlichen Abwasseranlagen ange-

schlossen werden können und für die  

1. eine bauliche, gewerbliche, industrielle oder vergleichbare Nutzung festgesetzt ist, sobald sie 

bebaut, gewerblich, industriell oder in vergleichbarer Weise genutzt werden dürfen oder 

2. eine bauliche, gewerbliche, industrielle oder vergleichbare Nutzung nicht festgesetzt ist, wenn 

sie nach der Verkehrsauffassung Bauland sind und nach der geordneten baulichen Entwicklung im 

Entsorgungsgebiet zur Bebauung oder gewerblichen, industriellen oder vergleichbaren Nutzung 

anstehen. Nach der Verkehrsauffassung handelt es sich insbesondere dann um Bauland, wenn ein 

Grundstück für Bebauungszwecke geteilt worden ist oder wenn entsprechende Beschlüsse seitens 

der Gemeinde gefasst worden sind. 

Als in vergleichbarer Weise genutzte Flächen gelten insbesondere Schulhöfe, genutzte Flächen 

von Kompostieranlagen, Abfallbeseitigungsanlagen, Stellplätze und Kiesgruben. 

(2) Wird ein Grundstück an die öffentlichen Abwasseranlagen tatsächlich angeschlossen, so unter-

liegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht erfüllt sind. 

(3) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist grundsätzlich das Grundstück im grundbuchrechtlichen 

Sinne. Dieses sind Grundstücke, die auf einem Grundbuchblatt – oder bei einem gemeinschaftli-

chen Grundbuchblatt unter einer besonderen Nummer – geführt werden (Grundbuchgrundstück). 

(4) Ist nicht die gesamte Grundstücksfläche von der Vorteilslage durch die öffentlichen Abwasser-

anlagen betroffen, unterliegt nur die Teilfläche der Beitragspflicht, für die die Vorteilslage gegeben 

ist. Wachsen weitere Teilflächen dieser Grundstücke in die Vorteilslage hinein (z. B. Zulässigkeit 

des Bauens in der zweiten Reihe, Verdichtung der Bebauung im Innenbereich aufgrund von Be-

bauungsplänen), unterliegen auch sie von diesem Zeitpunkt an der Beitragspflicht. 

(5) Als Grundstück im Sinne dieser Satzung gelten auch Flurstücke von Straßen, Wegen und Plät-

zen im Sinne des Bundesfernstraßengesetzes (FStrG) und des Straßen- und Wegegesetzes des 

Landes Schleswig-Holstein (StrWG), bei denen die Gemeinde nicht Straßenbaulastträgerin ist. 

Dies gilt auch für andere öffentliche Verkehrsanlagen. 

 

§ 8 

Beitragsmaßstab für die Abwasserbeseitigung 

 

(1) Der Abwasserbeitrag für die zentrale Schmutzwasserbeseitigung wird aufgrund der nach der 

Zahl der Vollgeschosse gewichteten Grundstücksfläche (Vollgeschossmaßstab) berechnet und 

erhoben. Ergeben sich bei der Ermittlung der Grundstücksfläche Bruchzahlen, werden diese ein-

schließlich 0,5 auf die nächstfolgende volle Zahl aufgerundet, sonst abgerundet. 

(2) Für die Ermittlung der Grundstücksfläche gilt:  
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1. Soweit Grundstücke im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes (§ 30 Baugesetzbuch - 

BauGB), einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB (Abrundungssatzung), einer Satzung nach §  35 

Abs. 6 BauGB (Außenbereichssatzung) oder in einem Gebiet liegen, für das ein Bebauungsplan-

entwurf die Voraussetzungen des § 33 BauGB erfüllt, wird die Grundstücksfläche, auf die der Be-

bauungsplan, die Abrundungssatzung, die Außenbereichssatzung bzw. der Bebauungsplanentwurf 

die bauliche, gewerbliche, industrielle oder vergleichbare Nutzungsfestsetzung bezieht, in vollem 

Umfang berücksichtigt (Vervielfältiger 1,0). Ist das Grundstück über die jeweiligen Grenzen eines 

Bebauungsplanes, eines Bebauungsplanentwurfes, einer Abrundungssatzung oder einer Außen-

bereichssatzung hinaus baulich, gewerblich, industriell oder vergleichbar genutzt, wird die Fläche 

bis zum Ende dieser Nutzung zugrunde gelegt. Für Teile der Grundstücksfläche, auf die der Be-

bauungsplan, der Bebauungsplanentwurf bzw. die Abrundungssatzung oder Außenbereichssat-

zung die bauliche, gewerbliche, industrielle oder vergleichbare Nutzungsfestsetzung sich nicht 

bezieht und die auch nicht so genutzt werden oder Grundstücke, die danach nicht baulich, gewerb-

lich, industriell oder in vergleichbarer Weise nutzbar sind und auch nicht entsprechend genutzt 

werden, gilt ein Vervielfältiger von 0,01. Als Bebauung im Sinne der vorstehenden Regelungen 

gelten nicht untergeordnete Baulichkeiten wie z. B. Gartenhäuser, Schuppen, Ställe für die Geflü-

gelhaltung für den Eigenverbrauch und dgl., anders aber bei Stellplätzen, Carports und Garagen. 

Für die vorstehenden Regelungen dient zur Abgrenzung der baulich, gewerblich, industriell oder 

vergleichbar genutzten Grundstücksfläche eine Linie im gleichmäßigen Abstand von der Straße, 

dem Weg oder dem Platz ohne Rücksicht darauf, ob darin eine Abwasseranlage verlegt ist. 

Der Abstand wird 

a) bei Grundstücken, die an die Straße, den Weg oder Platz angrenzen, von der Straßengrenze 

aus gemessen, 

b) bei Grundstücken, die mit der Straße, dem Weg oder dem Platz nur durch eine Zuwegung ver-

bunden sind, vom Ende der Zuwegung angemessen,  

c) bei Grundstücken, die so an einem Platz, einem Wendehammer oder in einer Lage zur Straße 

oder zum Weg liegen, dass eine Linie nach Buchst. a) oder b) nicht ermittelt werden kann, als 

Kreisbogen um den Mittelpunkt des Platzes, des Wendehammers, der Straße oder des Weges 

gebildet,  

d) bei Grundstücken, die nicht an die Straße, den Weg oder Platz angrenzen, von der nächsten 

zugewandten Grundstücksseite aus gemessen. 

2. Liegt ein Grundstück nicht im Geltungsbereich einer Satzung im Sinne von § 8 Abs. 2 Nr. 1, 

aber im unbeplanten Innenbereich (§ 34 BauGB), wird die Grundstücksfläche, die baulich, gewerb-

lich, industriell oder vergleichbar genutzt wird oder genutzt werden kann, in vollem Umfang be-

rücksichtigt (Vervielfältiger 1,0). Als Fläche in diesem Sinne gilt die Grundstücksfläche bis zu einer 

Tiefe von 50 m (Tiefenbegrenzungsregelung). Bei Grundstücken, auf denen eine Hinterbebauung 

(2. Baureihe) zulässig ist, wird die Fläche bis zu einer Tiefe von 100 m zugrunde gelegt. Ist das 

Grundstück über die Tiefenbegrenzungsregelungen hinaus baulich, gewerblich, industriell oder 

vergleichbar genutzt, wird die Fläche bis zum Ende dieser Nutzung zugrunde gelegt. Eine über-

greifende Nutzung wird nur berücksichtigt, wenn die bauliche Anlage oder die Nutzung nicht schon 

von einer anderen Tiefenbegrenzungsregelung erfasst ist oder es sich um einen einheitlichen Bau-

körper handelt. Bei mehrfach erschlossenen Grundstücken ist die Begrenzung auf alle Seiten, zu 

denen das Grundstück die Möglichkeit des Anschlusses an die Abwasseranlagen hat, zu bezie-

hen; nicht herangezogen wird in diesen Fällen die Fläche, die außerhalb aller Tiefenbegrenzungs-

linien liegt. Als Bebauung im Sinne der vorstehenden Regelungen gelten nicht untergeordnete 

Baulichkeiten wie z. B. Gartenhäuser, Schuppen, Ställe für die Geflügelhaltung für den Eigenver-

brauch und dgl., anders aber bei Stellplätzen, Carports und Garagen. Für die vorstehenden Rege-

lungen dient zur Abgrenzung der baulich, gewerblich, industriell oder vergleichbar genutzten 
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Grundstücksfläche eine Linie im gleichmäßigen Abstand von der Straße, dem Weg oder dem Platz 

ohne Rücksicht darauf, ob darin eine Abwasseranlage verlegt ist.  

Der Abstand wird 

a) bei Grundstücken, die an die Straße, den Weg oder Platz angrenzen, von der Straßengrenze 

aus gemessen, 

b) bei Grundstücken, die mit der Straße, dem Weg oder dem Platz nur durch eine Zuwegung ver-

bunden sind, vom Ende der Zuwegung angemessen,  

c) bei Grundstücken, die so an einem Platz, einem Wendehammer oder in einer Lage zur Straße 

oder zum Weg liegen, dass eine Linie nach Buchst. a) oder b) nicht ermittelt werden kann, als 

Kreisbogen um den Mittelpunkt des Platzes, des Wendehammers, der Straße oder des Weges 

gebildet,  

d) bei Grundstücken, die nicht an die Straße, den Weg oder Platz angrenzen, von der nächsten 

zugewandten Grundstücksseite aus gemessen. 

3. Für bebaute Grundstücke im Außenbereich (§ 35 BauGB) wird als Grundstücksfläche die mit 

baulichen Anlagen, die angeschlossen sind oder angeschlossen werden, überbaute Fläche verviel-

fältigt mit 5,0; diese Regelung gilt nur für die ersten 300 m² überbaute Fläche, die übrige überbaute 

Grundstücksfläche wird mit 3,0 multipliziert – dies gilt nicht, wenn nachweislich eine über die 

300 m² hinausgehende Wohnnutzung oder eine gewerbliche, industrielle oder vergleichbare Ge-

bäudenutzung erfolgt, für diese Fläche ist der Faktor 5,0 maßgeblich. Der angeschlossene, unbe-

baute und gewerbliche sowie industrielle oder in vergleichbarer Weise genutzte Teil von Grundstü-

cken im Außenbereich wird zusätzlich berücksichtigt. Höchstens wird die tatsächliche Grund-

stücksfläche berücksichtigt. Die nach Satz 1 ermittelte Fläche wird den baulichen Anlagen derart 

zugeordnet, dass ihre Grenzen jeweils im gleichen Abstand von den Außenwänden der baulichen 

Anlagen verlaufen (Umgriffsfläche); bei einer Überschreitung der Grundstücksgrenze durch diese 

Zuordnung, und soweit Flächen nach Satz 2 dabei überdeckt würden, erfolgt eine gleichmäßige 

Flächenergänzung auf den anderen Seiten. Sätze 1 bis 4 gelten für unbebaute Grundstücke im 

Außenbereich, die anschließbar sind, weil sie früher bebaut waren und nach § 35 BauGB wieder 

bebaubar sind, entsprechend. Als mit baulichen Anlagen überbaute Fläche gilt die Fläche, die frü-

her auf dem Grundstück überbaut war. 

4. Anstelle der in Ziff. 1 bis 3 geregelten Vervielfältiger wird die (bebaute und unbebaute) Grund-

stücksfläche bei nachfolgenden Funktionen in den Fällen der Ziff. 1 aufgrund der zulässigen, in 

den Fällen der Ziff. 2 und 3 aufgrund der zulässigen oder tatsächlichen Nutzungen mit nachste-

henden Vervielfältigern angesetzt: 

a) Friedhöfe 0,5; bei Bebauung, insbesondere mit einer Kirche (auch z. B. Moschee, Tempel und 

Synagoge) oder einer Friedhofskapelle, darf die beitragspflichtige Fläche nicht kleiner sein, als die 

Fläche nach Ziff. 3 

b) Sportplätze 0,5 

c) Kleingärten 0,5 

d) Flächen für den Naturschutz und die Landespflege 0,003 

e) Teichanlagen, die zur Fischzucht dienen 0,025 

f) Freibäder u. Schwimmbäder 0,75 

g) Campingplätze 1,0 

h) Gartenbaubetriebe und Baumschulen ohne Gewächshausflächen 0,4 

i) Gartenbaubetriebe und Baumschulen mit Gewächshausflächen 0,7 

j) Kiesgruben 1,0 

k) Festplätze 0,75 
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l) Abfallbeseitigungseinrichtungen 1,0 

m) Golfplätze 0,1 

5. Als in vergleichbarer Weise genutzte Flächen gelten insbesondere Schulhöfe, genutzte Flächen 

von Kompostieranlagen, Abfallbeseitigungsanlagen, Stellplätze und Kiesgruben. 

(3) Für die Ermittlung des unterschiedlichen Maßes der Nutzung wird die nach Absatz 2 ermittelte 

Grundstücksfläche  

1. vervielfacht mit:  

a) 1,00 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss,  

b) 1,25 bei einer Bebaubarkeit mit zwei Vollgeschossen,  

c) 1,50 bei einer Bebaubarkeit mit drei Vollgeschossen,  

d) 1,75 bei einer Bebaubarkeit mit vier Vollgeschossen, 

e) für jedes weitere Vollgeschoss erhöht sich diese Vervielfachungszahl um 0,25. 

Befindet sich ein Grundstück in seinem gesamten Umfang im Bereich eines gültigen Bebauungs-

planes nach § 30 BauGB oder ist auf ihm ein Vorhaben nach § 33 BauGB genehmigungsfähig, 

und kann es in seinem gesamten Umfang einem einzigen der nachfolgend aufgeführten Baugebie-

te zugeordnet werden, werden statt der vorstehenden Vervielfachungszahlen für das jeweilige 

Vollgeschoss folgende Vervielfachungszahlen in Ansatz gebracht. Dasselbe gilt, wenn ein Grund-

stück hinsichtlich der auf ihm zulässigen Art der Nutzung in seinem gesamten Umfang nach § 34 

Abs.2 BauGB zu beurteilen ist, wenn dieses Baugebiet in der nachfolgenden Aufstellung aufge-

führt ist und für die gesamte Grundstücksfläche eine einzige Baugebietszuordnung zutrifft.  

In Gewerbegebieten (GE) und Industriegebieten (GI): 

a) 1,0 bei einer Bebaubarkeit mit einem Vollgeschoss, 

b) für jedes weitere Vollgeschoss erhöht sich diese Vervielfachungszahl um 0,4. 

2. Für Grundstücke, die von einem Bebauungsplan oder einem Bebauungsplanentwurf, der die 

Voraussetzungen des § 33 BauGB erfüllt, erfasst sind, ergibt sich die Zahl der Vollgeschosse wie 

folgt:  

a) Ist die Zahl der Vollgeschosse festgesetzt, aus der höchstzulässigen Zahl der Vollgeschosse. 

b) Sind nur Baumassenzahlen festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die Baumassenzahl ge-

teilt durch 3,5, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen kaufmännisch auf- oder abgerundet werden. 

c) Ist nur die zulässige Gebäudehöhe festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die höchstzuläs-

sige Höhe geteilt durch 3,5 m bei gewerblich, industriell oder vergleichbar und 2,3 m bei allen in 

anderer Weise genutzten oder nutzbaren Grundstücken, wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen 

kaufmännisch auf- oder abgerundet werden. 

d) Bei Parkhäusern, Parkpaletten, Garagen und vergleichbaren baulichen Anlagen zählt jede Nut-

zungsebene als ein Vollgeschoss, auch wenn die landesrechtlichen Vorschriften über die Höhe 

eines Vollgeschosses nicht erfüllt werden. 

e) Bei einer gleichzeitigen Festsetzung der Zahl der Vollgeschosse und Baumassenzahlen 

und/oder der zulässigen Gebäudehöhe ist immer die Zahl der Vollgeschosse maßgeblich. 

f) Bei einer gleichzeitigen Festsetzung von Baumassenzahlen und der zulässigen Gebäudehöhe 

ist immer die zulässige Gebäudehöhe maßgeblich. 

Ist tatsächlich eine höhere als die festgesetzte Zahl der Vollgeschosse zugelassen oder vorhan-

den, ist diese zugrunde zu legen; das gilt entsprechend, wenn die zulässige Baumassenzahl oder 

die höchstzulässige Gebäudehöhe überschritten wird.  

3. Für Grundstücke oder Grundstücksteile, soweit sie von einem Bebauungsplan nicht erfasst sind 

oder für Grundstücke oder Grundstücksteile, für die ein Bebauungsplan die Zahl der Vollgeschos-
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se, die Baumassenzahl oder die Höhe der baulichen Anlagen nicht festsetzt, ergibt sich die Zahl 

der Vollgeschosse  

a) bei bebauten Grundstücken aus der Höchstzahl der tatsächlich vorhandenen Vollgeschosse; ist 

die Zahl der Vollgeschosse wegen der Besonderheit des Bauwerkes nicht feststellbar, gilt als Zahl 

der Vollgeschosse die Höhe des Bauwerkes geteilt durch 3,5 bei gewerblich, industriell oder ver-

gleichbar und 2,3 bei allen in anderer Weise genutzten oder nutzbaren Grundstücken, wobei 

Bruchzahlen auf volle Zahlen kaufmännisch auf- oder abgerundet werden; bei Parkhäusern, Park-

paletten und vergleichbaren baulichen Anlagen zählt jedes Geschoss, auch wenn die landesrecht-

lichen Vorschriften über die Höhe eines Vollgeschosses nicht erfüllt werden; 

b) bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken aus der Zahl der auf den Grundstücken zuläs-

sigen Vollgeschosse unter Berücksichtigung der auf Grundstücken in der näheren Umgebung (§ 

34 BauGB) überwiegend vorhandene Zahl der Vollgeschosse; 

c) bei Kirchengrundstücken (auch Grundstücke von z. B. Moscheen, Tempeln und Synagogen) 

sowie Grundstücken, auf denen keine Bebauung zulässig ist, die aber gewerblich, industriell oder 

in vergleichbarer Weise genutzt werden können, wird ein Vollgeschoss zugrunde gelegt; 

d) bei Grundstücken, auf denen Garagen, Carports, Stellplätze, Kioske, Tankstellen (einschl. Flug-

dächern), Pumpstationen und ähnliche bauliche Anlagen zulässig oder vorhanden sind, wird die 

tatsächlich vorhandene Zahl der Geschosse, mindestens ein Vollgeschoss, zugrunde gelegt.  

4. Vollgeschosse im Sinne dieser Satzung sind nur Vollgeschosse im Sinne der Landesbauord-

nung. Soweit in einem Gebäude, das dem dauernden Aufenthalt von Menschen dient, die vorhan-

denen Geschosse alle nicht die Voraussetzungen der Landesbauordnung erfüllen, wird ein Vollge-

schoss angesetzt. 

5. Als in vergleichbarer Weise genutzte Flächen gelten insbesondere Schulhöfe, genutzte Flächen 

von Kompostieranlagen, Abfallbeseitigungsanlagen, Stellplätze und Kiesgruben.  

6. Sind unterschiedliche Vollgeschosszahlen, Baumassenzahlen oder Gebäudehöhen auf einem 

Grundstück zulässig oder vorhanden, gilt die jeweils höchste auf dem Grundstück zulässige oder 

vorhandene Vollgeschosszahl, Baumassenzahl oder Gebäudehöhe. Bei Grundstücken auf denen 

teilweise eine höchstzulässige Zahl von Vollgeschossen und teilweise eine maximal zulässige Ge-

bäudehöhe oder Baumassenzahl vorhanden oder möglich sind, gilt die höchste nach Absatz 3 Nr. 

2 für das Grundstück ermittelte vorhandene oder mögliche Geschosszahl. 

(4) Überbaute Flächen von baulichen Anlagen oder selbstständigen Teilen von baulichen Anlagen 

auf angeschlossenen Grundstücken im Außenbereich (Abs. 2 Ziff. 3), die ihrerseits nicht ange-

schlossen sind und nach der Art ihrer Nutzung auch keinen Anschlussbedarf haben oder nicht an-

geschlossen werden dürfen, bleiben bei der Kalkulation des Beitragssatzes und der Festsetzung 

und Erhebung des Beitrages unberücksichtigt.  

 

II. Anschlussbeitrag für die zentrale Niederschlagswasserbeseitigung 

 

(5) Der Anschlussbeitrag für die Niederschlagswasserbeseitigungseinrichtung wird als nutzungs-

bezogener Flächenbeitrag berechnet und erhoben. 

(6) Bei der Ermittlung des nutzungsbezogenen Flächenbeitrages wird die Grundstücksfläche mit 

der Grundflächenzahl (GRZ) vervielfacht. 

(7) Für die Ermittlung der Grundstücksfläche gilt Absatz 2. 

(8) Als Grundflächenzahl nach Absatz 6 gilt, 
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1. soweit ein Bebauungsplan besteht oder die Grundstücksfläche in einem Gebiet liegt, für das ein 

Bebauungsplanentwurf die Voraussetzungen des § 33 BauGB erfüllt, die darin festgesetzte 

höchstzulässige Grundflächenzahl, 

2. soweit kein Bebauungsplan besteht oder in einem Bebauungsplan bzw. einem Bebauungsplan-

entwurf nach § 33 BauGB eine Grundflächenzahl nicht bestimmt ist, die in der näheren Umgebung 

rechtlich zulässige (§ 34 BauGB) Grundflächenzahl nach der jeweils gültigen Baunutzungsverord-

nung (BauNVO), 

3. die Grundflächenzahl der tatsächlich vorhandenen Bebauung, wenn die Grundflächenzahl, die 

sich nach den Ziffern 1 und 2 ergibt, überschritten wird, 

4. für selbstständige Garagen- und Einstellplatzgrundstücke 1,0, 

5. für Grundstücke im Außenbereich (§ 35 BauGB) sowie bei Friedhofsgrundstücken, Dauer-

Kleingartenanlagen, Schwimmbädern, Festplätze und Sportplätze 0,2. 

6. Die Gebietseinordnung gemäß Ziffer 2 richtet sich für Grundstücke, 

6.1 die im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes oder eines Bebauungsplanentwurfs nach § 33 

BauGB liegen, nach der Festsetzung im Bebauungsplan oder im Bebauungsplanentwurf nach § 33 

BauGB, 

6.2 die innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles liegen (§ 34 BauGB) nach der vor-

handenen Bebauung in der näheren Umgebung. 

(9) Bestimmt der Bebauungsplan oder der Bebauungsplanentwurf nach § 33 BauGB, dass die Ein-

leitung von Niederschlagswasser nur in eingeschränktem Umfang zulässig ist (Versickerungsge-

bot), reduziert sich die nach Absatz 6 und Absatz 8 Ziffer 1 – 5 ermittelte beitragspflichtige Fläche 

nach den Ziff. 9.1 und 9.2. Versickerungsgebot im Sinne dieser Satzung ist das Gebot, das auf 

einem Grundstück anfallende Niederschlagswasser ganz bzw. teilweise auf ihm zu versickern. 

Gleichzusetzen sind der Versickerung alle Vorgänge, die zu keinem Abfluss in die Niederschlags-

wasseranlagen führen. 

9.1 Ist im Bebauungsplan oder im Bebauungsplanentwurf nach § 33 BauGB festgesetzt, dass für 

ein Grundstück ein teilweises Versickerungsgebot besteht, ist die nach Absatz 6 ermittelte bei-

tragspflichtige Fläche durch den Quotienten zwischen der Zahl 100 und dem Prozentsatz der ein-

leitbaren Niederschlagswassermenge zu teilen. 

9.2 Ist im Bebauungsplan oder Bebauungsplanentwurf nach § 33 BauGB festgesetzt, dass für die 

gesamte befestigte Fläche eines Grundstücks ein Versickerungsgebot besteht und, ist aufgrund 

eingeschränkter Versickerungsfähigkeit des Untergrundes ein Drosselabfluss mit Anschluss an die 

öffentliche Niederschlagswasseranlage zugelassen, ist die nach Absatz 6 ermittelte beitragspflich-

tige Fläche mit dem Faktor 0,5 zu multiplizieren.  

(10) Entfallen die Einleitungsbeschränkungen nach Absatz 9 nachträglich für ein Grundstück ganz 

oder teilweise, entsteht die Beitragspflicht für die bisher beitragsreduzierten Flächen mit dem Zeit-

punkt des Wegfalls der Einleitungsbeschränkungen entsprechend ihrem dann geltenden bzw. vor-

handenen Umfang. 

 

§ 9 

Beitragspflichtige 

 

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Bescheides Eigentümer des Grund-

stücks oder zur Nutzung am Grundstück dinglich Berechtigter ist. Mehrere Beitragspflichtige sind 

Gesamtschuldner; bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigen-

tümer nur entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig. 
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(2) Der Beitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück oder dem dinglichen Recht (Erbbau-

recht) und im Falle des Abs. (1) Satz 2 auf dem Wohnungs- und Teileigentum. 

 

§ 10 

Entstehung des Beitragsanspruchs 

 

(1) Der Beitragsanspruch für die Abwasserbeseitigung entsteht mit der betriebsfertigen Herstellung 

und Anschaffung der öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen vor dem Grundstück einschließ-

lich des ersten Grundstücksanschlusses bei Anliegergrundstücken bis zum zu entwässernden 

Grundstück, bei Hinterliegergrundstücken bis zur Grenze des trennenden oder vermittelnden 

Grundstücks mit der Straße, dem Weg oder Platz in der die Abwasseranlagen verlegt sind. Soweit 

ein Beitragsanspruch nach dem Satz 1 noch nicht entstanden ist, entsteht er spätestens mit dem 

tatsächlichen Anschluss. Mittelbare Anschlüsse (z. B. über bestehende Grundstücksanschlüsse) 

stehen dem unmittelbaren Anschluss an die öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen gleich. 

(2) Im Falle des § 7 Abs. 2 entsteht der Beitragsanspruch mit dem Anschluss, frühestens jedoch 

mit der Genehmigung des Anschlusses durch die Gemeinde. 

(3) In den Fällen des § 8 Abs. 4 entstehen die Beitragsansprüche für die bei der Festsetzung und 

Erhebung nicht berücksichtigten Flächen mit dem tatsächlichen Anschluss. 

 

§ 11 

Vorauszahlungen 

 

Auf Beiträge können bis zur Höhe des voraussichtlichen Beitrages Vorauszahlungen gefordert 

werden, sobald mit der Ausführung einer Maßnahme begonnen wird. § 9 gilt für die Vorauszah-

lungspflichtigen entsprechend. Eine geleistete Vorauszahlung wird bei der Erhebung des endgülti-

gen Beitrages gegenüber dem Schuldner des endgültigen Beitrages verrechnet. 

 

§ 12 

Veranlagung, Fälligkeit 

 

Der Abwasserbeitrag und die Vorauszahlung werden durch Bescheid festgesetzt und einen Monat 

nach der Bekanntgabe des Bescheides fällig. Bei der Festsetzung und Erhebung von Vorauszah-

lungen können längere Fristen bestimmt werden. 

 

§ 13 

Ablösung 

 

Vor Entstehung der Beitragspflicht kann der Beitragsanspruch im Ganzen durch Vertrag zwischen 

dem künftigen Beitragspflichtigen und der Gemeinde in Höhe des voraussichtlich entstehenden 

Anspruches abgelöst werden. Für die Berechnung des Ablösebetrages gelten die Bestimmungen 

dieser Satzung. Ein Rechtsanspruch auf Ablösung besteht nicht. Durch die Zahlung des Ablö-

sungsbetrages ist die Beitragspflicht abgegolten. 

 

 



1136 
 

§ 14 

Beitragssatz 

 

(1) Der Beitragssatz für die Herstellung und Anschaffung der zentralen öffentlichen Schmutzwas-

serbeseitigungseinrichtung beträgt 0,00 Euro/m² anrechenbarer Grundstücksfläche. 

(2) Der Beitragssatz für die Herstellung und Anschaffung der zentralen öffentlichen Nieder-

schlagswasserbeseitigungseinrichtung beträgt 0,00 Euro/m2 beitragspflichtiger Fläche. 

 

III. Abschnitt: Gebühren für die zentrale Schmutzwasserbeseitigung 

 

§ 15 

Grundsätze der Gebührenerhebung 

 

(1) Für die Vorhaltung und die Inanspruchnahme (Benutzung) der öffentlichen zentralen Schmutz-

wasserbeseitigungsanlagen und für die nach dem Abwasserabgabengesetz in der jeweils gültigen 

Fassung zu entrichtende Abwasserabgabe werden Schmutzwassergebühren nach Maßgabe der 

folgenden Vorschriften erhoben. 

(2) Schmutzwassergebühren werden als Grundgebühren für das Vorhalten der jederzeitigen Leis-

tungsbereitschaft für die Grundstücke, die an die öffentlichen zentralen Schmutzwasserbeseiti-

gungsanlagen angeschlossen sind, und als Zusatzgebühren für die Grundstücke, die in die öffent-

lichen Schmutzwasserbeseitigungsanlagen einleiten oder in diese entwässern, erhoben.  

(3) In die Gebührenkalkulation gehen neben den Kosten für die eigenen Anlagen der Gemeinde 

auch laufende Kosten für die Nutzung von Anlagen Dritter, deren die Gemeinde sich zur Abwas-

serbeseitigung bedient, die Abschreibungen aus Baukostenzuschüssen für Anlagen Dritter (§ 5 

Abs. 1 Satz 2) und Abschreibungen für die der Gemeinde unentgeltlich übertragenen Abwasserbe-

seitigungsanlagen, insbesondere aufgrund von Städtebaulichen Verträgen, ein. Der Wert von un-

entgeltlich übergebenen Abwasseranlagen gilt für die Zinsberechnung als aus beitragsähnlichen 

Entgelten finanziert. 

§ 16 

Grundgebührenmaßstab für die zentrale Schmutzwasserbeseitigung 

 

(1) Die Grundgebühr für die Schmutzwasserbeseitigung wird nach einem die Vorhaltung berück-

sichtigenden Maßstab erhoben. 

(2) Der Berechnung der Grundgebühr wird der Dauerdurchfluss (Q3 = nach MID: Measuring In-

struments Directive - Europäische Messgeräte-Richtlinie 2004/22/EG) bzw. der Nenndurchfluss 

(Qn = Nenngröße des Wasserzählers: alte EWG Messgeräte - Richtlinie 75/33/EWG) des/der für 

die Wasserversorgung des Grundstücks erforderlichen Wasserzähler/s zugrunde gelegt. Dies gilt 

sowohl bei Wasserbezug aus einem öffentlichen Versorgungsnetz als auch bei ausschließlichem 

oder teilweisem Wasserbezug aus privaten Wasserversorgungsanlagen.  

(3) Wasserentnahmestellen, die keinen Anschluss an die öffentlichen Wasserversorgungsanlagen 

haben (wie z. B. Feuerlöschanlagen oder Gartenzapfstellen), bleiben auf Antrag bei der Festset-

zung des Durchflusses unberücksichtigt.  

(4) Eine rückwirkende Herabsetzung des Durchflusses ist ausgeschlossen, es sei denn, der erst-

malige Einbau des/der entsprechenden Wasserzähler/s erfolgte innerhalb von sechs Monaten vor 

der Mitteilung.  
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(5) Befinden sich auf einem Grundstück mehrere Wasserzähler, so wird die Grundgebühr nach der 

Summe der Leistungen der einzelnen Wasserzähler bemessen.  

(6) Bei Grundstücken, die ihre Wassermengen aus öffentlichen oder ganz oder teilweise privaten 

Wasserversorgungsanlagen entnehmen, ohne einen Wasserzähler zu verwenden, wird von der 

Gemeinde die Leistung des/der Wasserzähler/s festgesetzt, der nach den geltenden Vorschriften 

oder den nachgewiesenen Leistungen erforderlich sein würde, um die dem Grundstück zugeführ-

ten Wassermengen zu messen.  

(7) Ergibt sich bei der Festsetzung des Durchflusses, ein Zwischenwert, so ist die Höhe der 

Grundgebühr unter Berücksichtigung der kaufmännischen Auf- und Abrundungsregelungen ent-

sprechend zu errechnen. 

 

§ 17 

Zusatzgebührenmaßstab für die zentrale Schmutzwasserbeseitigung 

 

(1) Die Zusatzgebühr für die Schmutzwasserbeseitigung wird nach einem die tatsächliche Inan-

spruchnahme berücksichtigenden Maßstab erhoben. 

(2) Maßstab für die Zusatzgebühr ist die Abwassermenge, die in die öffentlichen Abwasserbeseiti-

gungsanlagen gelangt. Berechnungseinheit für die Gebühr ist 1 m3 Abwasser. Zwischenwerte bei 

den Messwerten werden unter Berücksichtigung der kaufmännischen Auf- und Abrundungsrege-

lungen errechnet. 

(3) Als in die öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen gelangt gelten 

1. die dem Grundstück aus öffentlichen oder privaten Wasserversorgungsanlagen zugeführte und 

durch Wasserzähler ermittelte Wassermenge, 

2. die auf dem Grundstück gewonnene und/oder dem Grundstück sonst zugeführte Wassermenge, 

3. die tatsächlich eingeleitete Abwassermenge, insbesondere soweit eine Abwassermesseinrich-

tung besteht. 

(4) Hat ein Wasserzähler oder eine Abwassermessanlage nicht richtig oder überhaupt nicht ange-

zeigt, so wird die Wasser- bzw. Abwassermenge von der Gemeinde unter Zugrundelegung des 

Verbrauchs bzw. der Einleitungsmenge des Vorjahres und unter Berücksichtigung der begründe-

ten Angaben des Gebührenpflichtigen geschätzt. Die gemessene Wassermenge gilt auch dann als 

Gebührenbemessungsgrundlage, wenn sie ungenutzt (etwa durch schadhafte Rohre, offenstehen-

de Zapfstellen oder Rohrbrüche hinter dem Wasserzähler) verloren gegangen ist. Ergibt sich bei 

einer Zählerprüfung, dass der/die Wasserzähler über die nach der Verordnung über das Inver-

kehrbringen und die Bereitstellung von Messgeräten auf dem Markt sowie über ihre Verwendung 

und Eichung (Mess- und Eichverordnung - MessEV) vom 11.12.2014 (BGBl. 2014 I S. 2010, 

2011), zuletzt geändert durch Gesetz vom 12.05.2021 (BGBl. I S. 1087), in der jeweils geltenden 

Fassung, zulässigen Verkehrsfehlergrenzen hinaus falsch anzeigt oder anzeigen, oder ist/sind 

der/die Zähler stehen geblieben, so schätzt die Gemeinde den Wasserverbrauch gemäß § 162 

Abgabenordnung (AO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 01.10.2002 (BGBl. I S. 3866; 

2003 I S. 61), in der jeweils gültigen Fassung. 

(5) Die Wassermenge nach Abs. 3 Nr. 1, die aus privaten Wasserversorgungsanlagen entnommen 

wurde, und die Wassermenge nach Abs. 3 Nr. 2 hat der Gebührenpflichtige der Gemeinde für den 

Bemessungszeitraum (Kalenderjahr) bis zum 10. Januar des folgenden Jahres anzuzeigen. Sie ist 

durch Wasserzähler nachzuweisen, die der Gebührenpflichtige auf seine Kosten einbauen, über-

wachen und verplomben lassen muss. Die Wasserzähler müssen den mess- und eichrechtlichen 

Bestimmungen entsprechen. Wenn die Gemeinde auf solche Messeinrichtungen verzichtet, kann 
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sie als Nachweis über die Wassermengen prüfbare Unterlagen verlangen. Soweit im Fall von Abs. 

3 Nr. 2 und 3 Wasser; das wegen Verunreinigungen über Abscheider den Abwasseranlagen zuge-

führt werden muss oder tatsächlich zugeführt wird, nicht gemessen wird, wird die eingeleitete 

Menge berechnet aus der bebauten und befestigten Fläche vervielfältigt mit dem durchschnittlich 

im Entsorgungsgebiet im Jahr anfallenden Niederschlag. Die Gemeinde ist in den Fällen des Abs. 

3 berechtigt, die Wassermengen zu schätzen, wenn diese auf andere Weise nicht ermittelt werden 

können.  

(6) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentlichen Abwasseranlagen gelangt sind, wer-

den auf schriftlichen Antrag abgesetzt. Der Antrag ist bei der Gemeinde jeweils nach Ablauf des 

Kalenderjahres bis zum 10. Januar des folgenden Jahres unter Angabe und Nachweis der zur Be-

rechnung erforderlichen Daten (Ablesedatum, Zählerstand, Zählernummer und Angaben zum Ob-

jekt) zu stellen. Diese Wassermengen sind durch geeichte, frostsichere und fest eingebaute Was-

serzähler („Abzugszähler“), die innerhalb eines Gebäude einzubauen sind und nicht unter eine 

Zapfstelle geschraubt wurden, nachzuweisen, die der Gebührenpflichtige durch einen Fachbetrieb 

auf seine Kosten einbauen (installieren) sowie verplomben lassen muss und auf seine Kosten zu 

betreiben und zu unterhalten hat. Dabei sind die Regeln der Technik, insbesondere der DIN 1988 

(Technische Regeln für Trinkwasserinstallation) in der jeweils gültigen Fassung, einzuhalten. Die-

ses ist auf dem Formular der Gemeinde durch den Antragsteller sowie dem Fachbetrieb zu bestä-

tigen. Die Messeinrichtungen müssen so eingebaut werden, dass sie jederzeit zu Kontrollzwecken 

eingesehen werden können. 

Der Gebührenpflichtige ist verpflichtet, der Gemeinde unter Angabe der Zählernummer, des Eich-

datums, der Angaben zum Objekt, des Einbautages und des Zählerstandes den Einbau schriftlich 

anzuzeigen. Dies gilt auch für den Fall eines Zählerwechsels oder Zähleraustausches, die eben-

falls nur durch einen Fachbetrieb vorgenommen werden dürfen. Dabei ist das Formular der Ge-

meinde zu verwenden. 

Die Gemeinde hat das Recht der jederzeitigen Kontrolle der Installation sowie des Zählerbetriebes 

und der Verplombung und/oder Manipulationssicherungen und kann das Anbringen von Verplom-

bungen und/oder Manipulationssicherungen verlangen oder selbst vornehmen bzw. vornehmen 

lassen. Eine Verplombung und/oder Manipulationssicherung muss immer vor der Inbetriebnahme 

des Abzugszählers erfolgen.  

Die Wasserzähler müssen ständig den mess- und eichrechtlichen Bestimmungen auf Kosten des 

Gebührenpflichtigen entsprechen. Die Kosten auch einer eventuellen Nacheichung trägt der Ge-

bührenpflichtige. Dies gilt auch dann, wenn die Gemeinde die Wasserzähler zur Verfügung stellt 

oder gestellt hat bzw. ein Rechtsvorgänger der Gemeinde dies getan hat. 

Wenn die Gemeinde ausnahmsweise und schriftlich auf solche Messeinrichtungen (Abzugszähler) 

verzichtet oder verzichtet hat, dann kann sie jederzeit als Nachweis über die Wassermengen prüf-

bare Unterlagen verlangen. 

Die geeichten und frostsicheren Wasserzähler zur Messung nicht eingeleiteter Wassermengen 

sind an einer Stelle fest einzubauen oder anzubringen, an der die Wahrscheinlichkeit besteht, dass 

dahinter kein Wasser entnommen werden kann, das in die öffentlichen Abwasserbeseitigungsan-

lagen eingeleitet wird. Die Gemeinde kann nach Anhörung des Gebührenpflichtigen auf dessen 

Kosten entsprechende Gutachten anfordern.  

Von dem Abzug sind ausgeschlossen: 

a) das hauswirtschaftlich genutzte Wasser, 

b) das zur Speisung von Heizungsanlagen verbrauchte Wasser, 

c) das für Schwimmbecken und Außenpools (Planschbecken usw.) verwendete Wasser, 

d) das für Vieh-, Pferde- und Tiertränken verwendete Wasser. 
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Der Nachweis der in Autowaschanlagen, Bäckereien, Schlachtereien usw. verbrauchten oder zu-

rückgehaltenen Wassermengen sowie für aus Schwimmbecken verdunstete Wassermengen ist für 

die jeweilige Anlage durch ein Einzelgutachten auf Kosten des Antragstellers von einem öffentlich 

bestellten und vereidigten Sachverständigen zu führen. Nach Überprüfung des Gutachtens durch 

die Gemeinde erfolgt die Festsetzung der prozentualen Verlustmenge unter Zugrundelegung der 

Jahresfrischwassermenge für die Anlage. Neu-, Aus- oder Umbau der Anlage sowie Umstellungen 

des Wasserverbrauches oder der Grundstücksentwässerungsanlagen sind der Gemeinde inner-

halb eines Monats mitzuteilen und erfordern die Vorlage eines neuen Gutachtens. 

Zuviel erhobene Gebühren sind zu verrechnen oder zu erstatten. Ein Abzug der Wassermengen 

erfolgt nicht, wenn  

- kein schriftlicher Antrag über den ordnungsgemäßen Einbau des Zählers vorliegt, 

- die Zählerdaten nicht rechtzeitig schriftlich der Gemeinde mitgeteilt werden, 

- die Eichfrist des Zählers abgelaufen ist, 

- die Verplombung und/oder Manipulationssicherung nicht oder nicht ständig vorhanden ist oder 

- die sonstigen in Absatz 6 aufgeführten Bestimmungen nicht eingehalten oder nachgewiesen wor-

den sind. 

(7) Ist die Gebührenabrechnung infolge eines nachgewiesenen und vom Gebührenpflichtigen un-

verschuldeten Wasserrohrbruches erhöht, ist auf Antrag eine teilweise Erstattung der Zusatzge-

bühren möglich. Der Antrag ist spätestens einen Monat nach dem Ereignis und der Möglichkeit der 

Kenntnisnahme zu stellen ist. Bei der Monatsfrist handelt es sich um eine Ausschlussfrist, das 

heißt, Anträge, die nach der Monatsfrist bei der Gemeinde eingehen, werden nicht berücksichtigt. 

Der Nachweis des Wasserrohrbruches und der Versickerung des Wassers hat durch überprüfbare 

Rechnungen über die Reparatur und Anerkenntnis einer Versicherung zu erfolgen. Dieser Nach-

weis kann auch nach Ablauf der Antragsfrist bis zum Ende des jeweiligen Erhebungszeitraumes 

erbracht werden. Die Zusatzgebühren werden anhand der durchschnittlichen Verbrauchsmenge 

des Vorjahres bzw. der Vorjahre, mindestens jedoch mit 50 m³ pro Person und Jahr bei Wohn-

grundstücken errechnet; der Differenzbetrag wird erstattet. Bei sonstigen Grundstücken ist der 

Nachweis über Einzelgutachten auf Kosten des Gebührenpflichtigen zu führen. 

(8) Ist der Einbau von Wasserzählern wegen der baulichen Gegebenheiten oder aus sonstigen 

Gründen nicht zumutbar, wird bei landwirtschaftlichen Betrieben mit Viehhaltung die Wassermenge 

auf Antrag bis zum 10. Januar des folgenden Jahres um 8 cbm pro Jahr für jede Großvieheinheit 

bezogen auf den statistischen Umrechnungsschlüssel abgesetzt; der Gebührenberechnung wird 

mindestens eine Abwassermenge von 50 cbm/Jahr je Person zugrunde gelegt. Maßgebend für die 

Berechnung ist die in dem Jahr durchschnittlich gehaltene Viehzahl und die durchschnittlich mit 

Wasser zu versorgende Personenzahl. 

 

§ 18 

Erhebungszeitraum 

 

(1) Erhebungszeitraum für die Schmutzwassergebühren und Leistungszeitraum für die Abnahme 

des Abwassers ist das Kalenderjahr. 

(2) Soweit die Gebühr nach den durch Wasserzähler ermittelten Wassermengen erhoben wird 

(§ 17 Abs. 3, 4 und 5) und die Ableseperiode nicht mit dem Erhebungszeitraum (Kalenderjahr) 

übereinstimmt, ist der Wasserverbrauch dem Erhebungszeitraum entsprechend dem anteiligen 

Verbrauch je Tag aus den verschiedenen Ableseperioden zuzuordnen. 
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(3) Die Messeinrichtungen werden von den Bediensteten oder Beauftragten der Gemeinde oder 

auf Verlangen der Gemeinde vom Gebührenschuldner selbst gegen Ende des Erhebungszeit-

raums abgelesen. Aufgrund der hierbei festgestellten Zählerstände wird die während des gesam-

ten Erhebungszeitraums (Kalenderjahr) verbrauchte Trinkwassermenge (Frischwassermenge) von 

der Gemeinde durch Hochrechnung Tag genau zum 31. Dezember des Kalenderjahres ermittelt, 

indem die abgelesene Trinkwasserverbrauchsmenge (Frischwasserverbrauchsmenge) durch die 

Anzahl der Tage des Ablesezeitraumes (01.01. eines jeden Jahres bis einschließlich Ablesetag) 

dividiert und mit der Zahl der Tage des Erhebungszeitraums multipliziert wird. Der derart durch 

Hochrechnung ermittelte Zählerstand (Endwert) ist zugleich Anfangswert für die Abrechnung des 

folgenden Erhebungszeitraums. Eine vom Gebührenschuldner zum 31. Dezember nochmals vor-

genommene tatsächliche Ablesung findet bei der Abrechnung keine Berücksichtigung. Der Grund-

stückseigentümer hat dafür Sorge zu tragen, dass die Messanlagen leicht zugänglich sind. 

(4) Solange die Bediensteten oder Beauftragten der Gemeinde die Räume des Grundstückseigen-

tümers nicht zum Zwecke der Ablesung betreten können oder die Ablesung des Gerätes durch 

Verschmutzung o. Ä. nicht möglich ist, darf die Gemeinde den Verbrauch auf der Grundlage der 

letzten Ablesung schätzen; die tatsächlichen Verhältnisse sind dabei angemessen zu berücksichti-

gen. 

 

§ 19 

Gebührenpflicht 

 

(1) Die Gebührenpflicht für die Grundgebühr besteht, sobald und solange das Grundstück an die 

zentrale öffentliche Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung angeschlossen ist. 

(2) Die Gebührenpflicht für Zusatzgebühren besteht, sobald und solange das Grundstück an die 

zentrale öffentliche Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung angeschlossen ist und der zentralen 

öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungseinrichtung von dem Grundstück Abwasser zugeführt 

wird. 

 

§ 20 

Entstehung, Änderung und Beendigung der Gebührenpflicht 

 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit der Inanspruchnahme, für Grundgebühren am 01. Januar je-

den Jahres; für Zusatzgebühren durch die Einleitung von Abwasser. Die Abrechnung entstandener 

Ansprüche erfolgt jährlich (§ 18); durch die Gemeinde werden Vorauszahlungen erhoben (§ 21). 

(2) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue Grundstückseigentümer vom Beginn des Mo-

nats an gebührenpflichtig, der dem Monat der Rechtsänderung folgt. Der bisherige Eigentümer ist 

gesamtschuldnerisch für die Zahlung der Gebühren verantwortlich, die bis zum Zeitpunkt entstan-

den sind, zu dem die Gemeinde Kenntnis von dem Eigentumswechsel erhält. Für sonstige Gebüh-

renpflichtige gilt dies entsprechend. 

(3) Ändern sich die Grundlagen für die Berechnung der Gebühr, so mindert oder erhöht sich die 

Gebühr vom Ersten des Monats an, der auf die Änderung folgt. Werden der Gemeinde die Verän-

derung nicht rechtzeitig schriftlich mitgeteilt, so wird eine Minderung erst ab dem Monatsersten 

berücksichtigt, der auf den Monat des Mitteilungseinganges folgt. 

(4) Die Gebührenpflicht endet, sobald der Grundstücksanschluss beseitigt wird oder die Zuführung 

von Abwasser endet bzw. die Grundstücksabwasseranlage außer Betrieb genommen und dieses 

der Gemeinde schriftlich mitgeteilt wird. Endet die Gebührenpflicht im Laufe eines Monats, so wer-
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den die Benutzungsgebühren bis zum Ablauf des Monats erhoben, in dem die Veränderung er-

folgt. 

 

§ 21 

Vorauszahlungen 

 

(1) Ab Beginn des Erhebungszeitraumes werden von der Gemeinde Vorauszahlungen auf die Ge-

bühren erhoben. Die Höhe richtet sich nach der voraussichtlichen Gebühr für das laufende Jahr. 

(2) Vorauszahlungen nach Absatz 1 Satz 2 sind monatlich jeweils am 1. eines Monats des laufen-

den Kalenderjahres, beginnend am 01.02. und endend am 01.12., fällig und zu leisten. Wenn die 

Gebühren zusammen mit anderen Abgaben und/oder Geldleistungen angefordert werden, kann 

ein abweichender Fälligkeitszeitpunkt bestimmt werden. 

(3) Die Höhe der Vorauszahlungen wird durch Bescheid nach den Berechnungsdaten des Vorjah-

res festgesetzt. Die durch bisherigen Bescheid festgesetzten Teilbeträge sind zu den angegebe-

nen Zeitpunkten so lange zu zahlen, bis ein neuer Bescheid erteilt wird. Wird im Laufe des Kalen-

derjahres festgestellt, dass sich Veranlagungsdaten gegenüber dem Vorjahr wesentlich verändert 

haben oder kann der Eintritt solcher Veränderungen vom Gebührenpflichtigen glaubhaft gemacht 

werden, so werden die Vorauszahlungen auf Antrag, der spätestens zwei Wochen vor Fälligkeit 

bei der Gemeinde eingegangen sein muss, angeglichen. 

(4) Entsteht die Gebührenpflicht erstmalig im Laufe eines Kalenderjahres, so wird für Vorauszah-

lungen von den Grundstücksverhältnissen bei Entstehen der Gebührenpflicht ausgegangen bzw. 

wird von der Gemeinde eine Schätzung der Abwassermengen vorgenommen. 

(5) Ergibt sich bei der Berechnung der Vorauszahlungen ein Zwischenwert, so ist die Höhe der 

Vorauszahlungen unter Berücksichtigung der kaufmännischen Auf- und Abrundungsregelungen 

entsprechend zu errechnen. 

 

§ 22 

Gebühren- und Vorauszahlungsschuldner 

 

(1) Gebühren- und Vorauszahlungspflichtig ist der Eigentümer des angeschlossenen Grundstücks, 

bei Wohnungs- oder Teileigentum der Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück mit 

einem Erbbaurecht belastet, ist der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers gebühren- und 

vorauszahlungspflichtig. Die Wohnungs- und Teileigentümer einer Eigentümergemeinschaft sind 

Gesamtschuldner der auf ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Gebühren und Voraus-

zahlungen. Miteigentümer oder mehrere aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte sind Ge-

samtschuldner. Daneben ist auch derjenige Gebühren- und Vorauszahlungsschuldner, der tat-

sächlich Abwasser oder sonstiges Wasser in die öffentlichen Abwasseranlagen einleitet. Mehrere 

Gebühren- und Vorauszahlungspflichtige sind Gesamtschuldner. - Bei Straßen, Wegen und Plät-

zen ist der jeweilige Straßenbaulastträger bzw. Träger der sonstigen Verkehrsanlagen gebühren- 

und vorauszahlungspflichtig. 

(2) Beim Wechsel des Gebühren- und Vorauszahlungspflichtigen geht die Gebühren- und Voraus-

zahlungspflicht mit Beginn des auf den Übergang folgenden Monats auf den neuen Pflichtigen 

über. Wenn der bisherige Gebühren- und Vorauszahlungspflichtige die Mitteilung über den Wech-

sel versäumt, so schuldet er die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung 

bei der Gemeinde entfallen, neben dem neuen Pflichtigen. 
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(3) Die Gebühr ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück. 

 

§ 23 

Fälligkeit 

 

(1) Die Gebühren werden durch schriftlichen Bescheid festgesetzt und einen Monat nach der Be-

kanntgabe des Bescheides fällig. Sofern sich aufgrund der Vorauszahlungen eine Überzahlung 

gegenüber den festgesetzten und angeforderten Gebühren ergibt, erfolgt eine Verrechnung bzw. 

Erstattung. Die Gebühren können zusammen mit anderen Abgaben und/oder Geldleistungen an-

gefordert werden. Wenn die Gebühren zusammen mit anderen Abgaben und/oder Geldleistungen 

angefordert werden, kann ein abweichender Fälligkeitszeitpunkt bestimmt werden. 

(2) Erlischt die Gebühren- und Vorauszahlungspflicht im Laufe eines Kalenderjahres, so endet 

damit der Erhebungszeitraum im Sinne des § 18 dieser Satzung. Die Gemeinde wird danach die 

Festsetzung der Benutzungsgebühren nach Maßgabe des vorstehenden Absatzes vornehmen. 

(3) Die Gemeindewerke Hohenwestedt GmbH sind als sog. Dritter berechtigt, im Namen der Ge-

meinde die Ermittlung der Berechnungsgrundlagen, die Gebühren- und Vorauszahlungsberech-

nung, die Ausfertigung und Versendung der Gebühren- und Vorauszahlungsbescheide durchzu-

führen sowie die zu entrichtenden Gebühren und Vorauszahlungen entgegenzunehmen, soweit die 

Gemeinde diese Aufgaben nicht selbst wahrnimmt. 

(4) Soweit sich die Gemeinde bei der Erhebung und Einziehung der Gebühren und/oder Voraus-

zahlungen eines anderen oder weiteren Dritten bedient, kann sie sich die zur Gebühren- und Vo-

rauszahlungsfestsetzung und/oder Gebühren- und Vorauszahlungserhebung erforderlichen Be-

rechnungsgrundlage (z. B. Name, Anschrift, Verbrauchsdaten) von dem Dritten mitteilen bzw. auf 

Datenträgern übermitteln lassen. Das Gleiche gilt für die Weitergabe der genannten Daten an den 

beauftragten Dritten. Der Dritte unterliegt den gleichen datenschutzrechtlichen Bestimmungen und 

Anforderungen wie die Gemeinde. 

(5) Gebühren- und Vorauszahlungsfestsetzungen und/oder die entsprechenden Leistungsforde-

rungen (Veranlagungen) können mit sonstigen Abrechnungen und Leistungsanforderungen der 

Gemeinde durch Sammelbescheid verbunden werden. 

 

§ 24 

Gebührensätze 

 

(1) Die Grundgebühr für die Schmutzwasserbeseitigung nach § 16 wird für die nachfolgend aufge-

führten Zählergrößen (vgl. § 16 Abs. 2 dieser Satzung) wie folgt festgesetzt: 

Qn m³/h Q3 m³/h EUR / Monat 

bis Qn 5 m3/h 4,50 EUR / Monat 

bis Qn 6 m3/h 6,50 EUR / Monat 

bis Qn 10 m3/h 14,50 EUR / Monat 

bis Qn 15 m3/h 26,50 EUR / Monat 

bis Qn 20 m3/h 41,50 EUR / Monat 

bis Qn 40 m3/h 51,50 EUR / Monat 

(2) Die Zusatzgebühr für die Schmutzwasserbeseitigung nach § 17 beträgt 3,05 €/m³. 
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IV. Abschnitt: Gebühren für die dezentrale Schmutzwasserbeseitigung 

 

§ 25 

Grundsätze für die Gebührenerhebung 

 

Für das Vorhalten und die Inanspruchnahme der dezentralen öffentlichen Abwassereinrichtung 

werden Gebühren nach § 26 erhoben; § 15 Abs. 3 gilt entsprechend. 

 

§ 26 

Gebührenmaßstab und Gebührensätze 

 

Die Gebühr beträgt 

1. bei Kleinkläranlagen 65,41 Euro je m³ abgefahrenen Schlamm für den ersten m³ und          Euro 

je weitern m³ abgefahrenen Schlamm einschließlich der von der Gemeinde anstelle der Kleineinlei-

ter gezahlten Abwasserabgabe und 

2. bei abflusslosen Sammelgruben 65,41 Euro je m³ abgefahrenen Abwassers. 

Die Gebühr für die Anfahrt des Grundstücks durch das Entsorgungsfahrzeug bei erfolgloser Ab-

fuhr, die der Grundstückseigentümer zu vertreten hat, beträgt pro Anfahrt 35,00 Euro. 

 

§ 27 

Gebührenpflicht und entsprechend anwendbare Bestimmungen 

 

(1) Die Gebührenpflicht entsteht, sobald die Kleinkläranlage oder die abflusslose Sammelgrube in 

Betrieb genommen wird. 

(2) §§ 18, 20, 21, 22 und 23 gelten entsprechend. 

 

V. Abschnitt: Gebühren für die zentrale Niederschlagswasserbeseitigung 

 

§ 28 

Grundsätze für die Gebührenerhebung 

 

Für die Inanspruchnahme der öffentlichen zentralen Niederschlagswasseranlagen und für eine 

dafür nach dem Abwasserabgabengesetz zu entrichtende Abwasserabgabe werden Gebühren 

erhoben als Niederschlagswassergebühr für die Grundstücke und Straßen- sowie anderen öffentli-

chen Verkehrsentwässerungsanlagen, die an die öffentlichen zentralen Niederschlagsanlagen an-

geschlossen sind und/oder in diese entwässern und/oder als Fremdwassergebühr für die Grund-

stücke, die sonstiges Wasser in Sinne von § 5 Nr. 10 der Satzung der Gemeinde über die Abwas-

serbeseitigung (Allgemeine Abwasserbeseitigungssatzung - AAS) in der jeweils geltenden Fas-

sung in die Abwasseranlagen einleiten. 
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§ 29 

Gebührenmaßstab für die Niederschlagswasserbeseitigung 

 

(1) Die Niederschlagswassergebühr wird nach der Niederschlagswassermenge bemessen, die auf 

der an die öffentlichen Niederschlagswasseranlagen angeschlossene Grundstücksfläche anfällt 

und/oder eingeleitet wird. 

(2) Maßstab für die Niederschlagswassergebühr ist die bebaute und/oder befestigte (z. B. Beton-

decke, bituminöse oder wassergebundene Decke, Pflasterung und Plattenbelag) Grundstücksflä-

che („einleitende Fläche“) in Quadratmetern, von der aus Niederschlagswasser direkt (unmittelbar 

über den Grundstücksanschluss) oder indirekt (z. B. mittelbar über Straßen, Wege, Einfahrten, 

Gräben, Mulden) aufgrund des Gefälles in die öffentliche Niederschlagswasserbeseitigungsanlage 

gelangt. Unter einer befestigten Fläche ist jede Veränderung der natürlichen Bodenoberfläche zu 

verstehen, die zu einer Verdichtung führt. Je m² so ermittelte Fläche ist eine Berechnungseinheit 

(Maßstabseinheit). Flächen werden jeweils auf volle m² aufgerundet. 

(3) Die überbaute und befestigte Grundstücksfläche (Bruttofläche) wird mit einem Abflussbeiwert 

(Minderungsfaktor) gemäß der Oberflächenversiegelung multipliziert, woraus sich die gebühren-

pflichtige Grundstücksfläche (Nettofläche) ergibt. Je m² so ermittelte Fläche ist eine Berechnungs-

einheit (Maßstabseinheit). Flächen werden jeweils auf volle m² aufgerundet. 

Für die überbauten und befestigten Flächen gelten folgende Abflussbeiwerte:  

- Geneigte Dächer (Grundfläche unter dem Dach)                                  0,90  

- Flachdächer (bis 5 Grad Neigung)                                                         0,80  

- begrünte Dächer                                                                                    0,20  

- Asphalt, Beton, verfugte Platten, verfugtes Pflaster, o.ä.                      0,70  

- Betonverbundsteine, unverfugte Platten, unverfugtes Pflaster, o.ä.     0,60  

- Rasengittersteine, Schotter, Kies, Asche, Öko-Pflaster o.ä.                 0,20  

- unbefestigte angeschlossene drainierte Flächen                                  0,20  

(4) Der Gebührenpflichtige hat der Gemeinde auf deren Aufforderung binnen eines Monats den 

Umfang der bebauten und/oder befestigten Fläche („Berechnungsgrundlagen“) schriftlich mitzutei-

len. Änderungen des Umfangs der bebauten und/oder befestigten Grundstücksfläche hat der Ge-

bührenpflichtige der Gemeinde auch ohne Aufforderung innerhalb eines Monats nach Eintritt der 

Änderung schriftlich mitzuteilen. Die Auskunfts- und Mitwirkungspflichten beziehen sich auf die 

Größen, die Befestigungsarten, die Nutzungsarten aller Teilflächen der Grundstücke sowie auf die 

Art der Ableitung und Verwendung des Niederschlagswassers von diesen Teilflächen. Die Erklä-

rung zu den Berechnungsgrundlagen ist eine Abgabenerklärung i. S. der Abgabenordnung. 

(5) Kommt der Gebührenpflichtige seiner Mitteilungspflicht nach Abs. 4 nicht oder nicht fristgemäß 

nach oder liegen keine geeigneten Angaben oder Unterlagen vor, so kann die Gemeinde die für 

die Gebührenbemessung erforderlichen Angaben schätzen. 

(6) Für Flächen, deren Niederschlagswasserabfluss entsprechend den wasserrechtlichen Vor-

schriften dauerhaft in ein natürliches oder naturnahes oberirdisches Gewässer eingeleitet wird o-

der nachweislich entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik dauerhaft auf dem 

Grundstück versickert, verregnet oder verrieselt, entfällt die Niederschlagswassergebühr. Als aner-

kannte Regel der Technik gelten insbesondere die Regelwerke der Deutschen Vereinigung für 

Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e. V. (DWA). Bei Versickerungsanlagen mit Überlauf an die 

öffentliche Niederschlagswasseranlage wird die volle Niederschlagswassergebühr berechnet, 

wenn tatsächlich eingeleitet wird. 
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(7) Ist auf einem an die Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen angeschlossenen Grundstück 

eine Einrichtung (Niederschlagswassernutzungsanlage bzw. fest installierter Auffangbehälter - 

Zisterne -) vorhanden, die ein Mindestfassungsvolumen von 2 m3 hat und Niederschlagswasser 

auffängt und einer der Größe der Anlage entsprechenden häuslichen (z.B. WC, Waschmaschine) 

oder gärtnerischen Nutzung zuführt, reduziert sich auf Antrag des Grundstückseigentümers der 

Umfang der überbauten und befestigten Fläche, von der das Niederschlagswasser in diese Ein-

richtung abgeleitet wird, im Verhältnis um 20 m2 je m3 Fassungsvermögen des Auffangbehälters. 

Daraus resultierende negative Berechnungsgrundlagen finden keine Berücksichtigung. 

(8) Wird eine Versickerungsanlage für Niederschlagswasser mit einem Notüberlauf zur Nieder-

schlagswasserbeseitigungsanlage betrieben, reduziert sich auf Antrag des Grundstückseigentü-

mers der Umfang der überbauten und befestigten Fläche, von der das Niederschlagswasser in 

diese Einrichtung abgeleitet wird, im Verhältnis um 20 m2 je m3 Fassungsvermögen der Versicke-

rungsanlage. Daraus resultierende negative Berechnungsgrundlagen finden keine Berücksichti-

gung. 

(9) Für Niederschlagswasser, welches der häuslichen Nutzung (z.B. WC) zugeführt wird und das in 

die öffentlichen Schmutzwasserbeseitigungsanlagen gelangt, werden Schmutzwassergebühren 

gem. § 24 erhoben. In den Fällen, in denen Wasserzähler vorhanden sind, erfolgt die Berechnung 

nach dem ermittelten Verbrauch, anderenfalls aufgrund einer Schätzung. § 16 Absatz 6 und 7 gel-

ten entsprechend. 

(10) Wird durch das Aufstellen von Niederschlagswassertonnen bzw. Niederschlagsauffangbehäl-

tern ganz oder teilweise verhindert, dass Niederschlagswasser von einem Grundstück aus in die 

öffentlichen Niederschlagswasseranlagen gelangt und ist eine Befreiung vom Anschluss- und Be-

nutzungszwang nicht erteilt worden, so entsteht hieraus kein Anspruch auf völlige oder teilweise 

Freistellung von der Niederschlagswassergebühr. 

(11) Die vorstehenden Absätze gelten entsprechend auch für öffentlich Straßen, Weg und Plätze 

der Straßenbaulastträger sowie andere öffentliche Verkehrsanlagen. 

 

§ 30 

Gebührenmaßstab für die Fremdwasserbeseitigung 

 

(1) Die Fremdwassergebühr wird nach der Wassermenge in Kubikmetern bemessen, die auf dem 

an die öffentlichen Abwasseranlagen angeschlossenen Grundstück anfällt und eingeleitet wird 

oder zufällig bzw. bewusst, z. B. über eine schadhafte Grundstücksentwässerungsanlage, in die 

öffentlichen Abwasseranlagen hineingelangt.  

(2) Bei von der Gemeinde genehmigter Einleitung oder Hineingelangen von Wasser aus Haus-

drainagen als Flächendrainagen werden die nach den § 29 ermittelten Flächen, von denen Nieder-

schlagswasser in die öffentlichen Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen gelangt, um 50 v. H. 

erhöht. Je m² so ermittelte Fläche ist eine Berechnungseinheit (Maßstabseinheit). Bei Einleitung 

oder Hineingelangen von Wasser aus Hausdrainagen als Ringdrainagen um bebaute und/oder 

befestigte Flächen werden die nach den § 29 ermittelten Flächen, von denen Wasser in die öffent-

lichen Niederschlagswasserbeseitigungsanlagen gelangt, nicht erhöht. Bei Einleitung oder Hinein-

gelangen von Wasser aus landwirtschaftlichen Drainagen sind die gesamten drainierten Flächen 

maßgeblich. Diese Flächen werden mit 100 v. H. berücksichtigt.  

(3) Bei Einleitung oder Hineingelangen von sonstigen Wassers (Drainwasser, Grund- und Quell-

wasser, Kühlwasser, Lagerstättenwasser, Haltungswasser von Baustellen, gereinigtes Ablaufwas-

ser aus Kleinkläranlagen, unbelastetes Wasser aus Schwimmbecken) in die öffentlichen Abwas-

seranlagen sind die Wassermengen pro Kubikmeter (Berechnungseinheit/Maßstabseinheit) ent-
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sprechend § 17 Abs. 2 bis 7 zu ermitteln oder die Mengen sind maßgeblich, die aufgrund der von 

der Gemeinde in der Einleitungszustimmungserklärung angeordneten geeichten Messvorrichtun-

gen ermittelt werden oder die von der Gemeinde nach den Regeln der Technik errechneten wer-

den, wobei Bruchzahlen ab 0,5 auf volle Zahlen aufgerundet werden und Bruchzahlen unter 0,5 

keine Berücksichtigung finden. 

(4) Ist bei Einleitung oder Hineingelangen sonstigen Wassers der Einbau von geeichten Messvor-

richtungen nicht möglich und auch eine Berechnung nach den Regeln der Technik nicht möglich, 

so bestimmt sich die Gebühr nach der Größe der zu entwässernden Flächen in Quadratmetern, 

die um 20 v. H. erhöht wird. Je m² so ermittelte Fläche ist eine Berechnungseinheit (Maßstabsein-

heit). Flächen werden jeweils auf volle m² aufgerundet. 

 

§ 31 

Gebührensätze 

 

Bei der Niederschlagswasserbeseitigung einschließlich der Einleitung oder einem Hineingelangen 

von Drainagewasser und sonstigen Wassers beträgt die Niederschlagswassergebühr 0,56 € je 

Berechnungseinheit pro Jahr. Dies gilt auch für die Niederschlagswasserbeseitigung von Straßen, 

Wegen und Plätzen sowie anderen öffentlichen Verkehrsanlagen. 

 

§ 32 

Gebührenpflicht und entsprechend anwendbare Bestimmungen 

 

(1) Die Gebührenpflicht besteht, sobald das Grundstück an die zentrale öffentliche Abwasserbesei-

tigungseinrichtung angeschlossen ist und der zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrich-

tung von dem Grundstück Niederschlagswasser und/oder Fremdwasser zugeführt wird oder in die 

Abwasseranlagen hineingelangt. 

(2) Gebührenpflichtig für die Zuführung des Niederschlagswassers von den öffentlichen Straßen, 

Wegen und Plätzen in die Abwasseranlagen der Gemeinde ist derjenige, der zum Zeitpunkt des 

Entstehens der Gebührenschuld Träger der Straßenbaulast oder Träger der anderen öffentlichen 

Verkehrsanlagen ist. Straßenbaulastträger im Ortsbereich ist grundsätzlich (mit Ausnahme weniger 

privater Straßen) die Gemeinde. Andere Straßenbaulastträger sind der Bund, das Land Schleswig-

Holstein und der Kreis Rendsburg-Eckernförde. 

a) Die Gemeinde ist als Straßenbaulastträger im Sinne des § 13 Straßen- und Wegegesetz des 

Landes Schleswig-Holstein (StrWG) für öffentliche Gemeindestraßen, Wege und Plätze die 

Schuldnerin der Niederschlagswassergebühr für die an die Niederschlagswasseranlagen der Ge-

meinde angeschlossenen Straßenflächen und behandelt sich im Falle der Ortsdurchfahrten der 

Landes- und Kreisstraßen kalkulatorisch wie eine Gebührenpflichtige. 

b) Gemäß § 11 Abs. 1 Buchst. a) StrWG sind Träger der Straßenbaulast für die Landesstraßen 

das Land; gemäß § 11 Abs. 1 Buchst. b) StrWG für die Kreisstraßen die Kreise und die kreisfreien 

Städte. Sie sind jeweils Schuldner der Niederschlagswassergebühr für die in ihrer Unterhaltungs-

pflicht befindlichen Flächen mit Einleitung in die Niederschlagswasseranlagen der Gemeinde mit 

Ausnahme der Straßenflächen der Ortsdurchfahrten gem. Buchst. a).  

c) Gemäß § 5 Abs. 1 Bundesfernstaßengesetz (FStrG) ist der Bund Träger der Straßenbaulast für 

die Bundesfernstraßen und somit Schuldner der Niederschlagswassergebühr für die in das Nie-

derschlagswassernetz der Gemeinde einleitenden Flächen. 

(3) §§ 18, 20, 21, 22 und 23 gelten entsprechend. 
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VI. Abschnitt: Schlussbestimmungen 

 

§ 33 

Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht, Einstellung der Entsorgung 

 

(1) Die Grundstückseigentümer, die Abgabenpflichtigen und/oder Kostenerstattungspflichtigen 

haben der Gemeinde kostenfrei jede Auskunft zu erteilen, die für die Festsetzung und Erhebung 

der Abgaben und Kostenerstattungen nach dieser Satzung erforderlich ist und die für die Veranla-

gung notwendigen Unterlagen vorzulegen. Jeder Wechsel der Rechtsverhältnisse am Grundstück 

ist der Gemeinde sowohl vom Veräußerer als auch vom Erwerber innerhalb eines Monats schrift-

lich anzuzeigen. Sind auf dem Grundstück Anlagen vorhanden, die die Berechnung der Abgaben 

beeinflussen (z. B. grundstückseigene Brunnen, Wasserzuführungen, Wasser- oder Abwasser-

messvorrichtungen, Drainagen), so hat der Abgaben- und/oder Kostenerstattungspflichtige dies 

unverzüglich der Gemeinde schriftlich anzuzeigen; dieselbe Verpflichtung besteht für ihn, wenn 

solche Anlagen neu geschaffen, geändert oder beseitigt werden. Bedienstete und/oder Beauftragte 

der Gemeinde dürfen nach Maßgabe der Abgabenordnung (AO) in der jeweils gültigen Fassung 

Grundstücke betreten, um Bemessungsgrundlagen für die Abgabenerhebung und Kostenerstat-

tung festzustellen oder zu überprüfen; die Abgaben- und/oder Kostenerstattungspflichtigen haben 

dies kostenlos zu ermöglichen und dabei Hilfe zu leisten. 

(2) Die Gemeinde ist berechtigt, bei Nichterfüllung einer Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung, die 

Entsorgung zwei Wochen nach Androhung einzustellen. Dies gilt nicht, wenn die Grundstücksei-

gentümer, die Abgabenpflichtigen und/oder Kostenerstattungspflichtigen darlegen, dass die Folgen 

der Einstellung außer Verhältnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen und hinreichende Aus-

sicht besteht, dass sie ihren Verpflichtungen nachkommen. Die Gemeinde kann mit der Mahnung 

zugleich die Einstellung der Entsorgung androhen. 

Die Gemeinde hat die Entsorgung unverzüglich wieder aufzunehmen, sobald die Gründe für die 

Einstellung entfallen sind und die Grundstückseigentümer, die Abgabenpflichtigen und/oder Kos-

tenerstattungspflichtigen die Kosten der Einstellung und Wiederaufnahme der Entsorgung ersetzt 

haben. 

 

§ 34 

Datenschutz und Datenverarbeitung 

 

(1) Zur Ermittlung der Abgaben- und/oder Kostenerstattungspflichten und zur Berechnung, Fest-

setzung und Erhebung der Abgaben und Geltendmachung von Kostenerstattungen im Rahmen 

der Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbezogenen 

und grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vorkaufsrechts be-

kannt geworden sind, sowie aus dem Grundbuch, den Unterlagen der unteren Bauaufsichtsbehör-

de und des Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Die Gemeinde darf sich diese Daten 

auch von anderen Städten, Gemeinden, Ämtern sowie den genannten Ämtern und Behörden 

übermitteln lassen und zum Zwecke der Abgabenerhebung und Geltendmachung von Kostener-

stattungsbeträgen nach dieser Satzung weiterverarbeiten.  

(2) Soweit und solange die Gemeinde die öffentliche Wasserversorgung selbst betreibt, ist sie be-

rechtigt, die im Zusammenhang mit der Wasserversorgung angefallenen und anfallenden perso-

nenbezogenen und grundstücksbezogenen Daten und Wasserverbrauchsdaten für Zwecke der 

Abgabenerhebung und Geltendmachung von Kostenerstattungsbeträgen nach dieser Satzung zu 

verwenden und weiter zu verarbeiten.  
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(3) Soweit die Gemeinde sich bei der öffentlichen Wasserversorgung eines Dritten bedient oder im 

Entsorgungsgebiet die öffentliche Wasserversorgung durch einen Dritten erfolgt, ist die Gemeinde 

berechtigt, sich die zur Feststellung der Abgaben- und Kostenerstattungspflichtigen und zur Fest-

setzung der Abgaben und Kostenerstattungen nach dieser Satzung erforderlichen personenbezo-

genen und grundstücksbezogenen Daten und Wasserverbrauchsdaten von diesen Dritten mitteilen 

zu lassen und diese Daten zum Zwecke der Abgabenerhebung und Geltendmachung von Kosten-

erstattungsbeträge nach dieser Satzung weiterzuverarbeiten.  

(4) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Abgaben- und Kostenerstat-

tungspflichtigen und von nach den Absätzen 1 bis 3 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Abga-

ben- und Kostenerstattungspflichtigen mit den für die Abgaben- und Kostenerstattungserhebung 

nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu führen und diese Daten zum Zwecke der Abgabener-

hebung und Geltendmachung der Kostenerstattung nach dieser Satzung zu verwenden und wei-

terzuverarbeiten. 

(5) Die Nutzung und Verarbeitung der Daten erfolgt unter Beachtung des Schleswig-Holsteinisches 

Gesetzes zum Schutz personenbezogener Daten (Landesdatenschutzgesetz - LDSG) vom 

02.05.2018 (GVOBl. S. 162) und der Datenschutz-Grundverordnung (Verordnung Nr. 2016/679 

des Europäischen Parlaments und Rates vom 27.4.2016: Amtsblatt L 119 vom 4.5.2016, S. 1, ber. 

Amtsblatt L 314 vom 22.11.2016, S. 72, Amtsblatt L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in der jeweils gülti-

gen Fassung. 

 

§ 35 

Ordnungswidrigkeiten 

 

Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 KAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig entgegen  

1. § 22 Abs. 2, 29 Abs. 3 und § 33 dieser Satzung eine Auskunft, die für die Festsetzung und Er-

hebung der Abgaben und Geltendmachung der Kostenerstattungen erforderlich ist, nicht richtig, 

nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt oder die für die Veranlagung notwendigen Unterlagen 

nicht vorlegt; 

2. § 33 dieser Satzung die Ermittlungen der Gemeinde an Ort und Stelle nicht ermöglicht oder die 

erforderliche Hilfe nicht leistet. 

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 500,00 € geahndet werden. 

 

§ 36 

Gesetze, Verordnungen, Satzungen, DIN-Normen und Arbeitsblätter 

 

Die in dieser Satzung aufgeführten Gesetze, Verordnungen, Satzungen, DIN-Normen, Merkblätter, 

Arbeitsblätter und sonstige außerrechtliche Regelungen sind bei der Gemeinde auf Dauer archiv-

mäßig hinterlegt und können bei Bedarf bei der Gemeinde nach Voranmeldung eingesehen wer-

den. 

 

§ 37 

Inkrafttreten 

 

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2023 in Kraft. Gleichzeitig treten die Abwasserentsorgungsbedin-

gungen der Gemeindewerke Hohenwestedt vom 07.12.2000, in der Fassung der Änderungen vom 
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18.12.2013, und das Preisblatt Abwasser der Gemeindewerke Hohenwestedt Kommunalservice 

vom 10.12.2019 außer Kraft. 

(2) Soweit Beitrags- und/oder Gebührenansprüche bzw. Kostenerstattungsansprüche sowie sons-

tige Abgaben- und Entgeltansprüche nach den bisher geltenden Satzungsregelungen bzw. vertrag-

lichen und gesetzlichen Regelungen entstanden sind, dürfen Abgaben- und Kostenerstattungs-

pflichtige bzw. Entgeltpflichtige nicht ungünstiger gestellt werden als nach den bisher geltenden 

Satzungsregelungen bzw. vertraglichen und gesetzlichen Regelungen. 

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. In der Bekanntmachung der Sat-

zung ist darauf hinzuweisen, wo die Satzung eingesehen werden kann.  

 

 

Hohenwestedt, den 15.12.2022      

 

 

gez.    (L.S.) 

 

Jan Butenschön 

(Bürgermeister) 

 

 

 

 

Die vorstehende Satzung der Gemeinde Hohenwestedt über die Erhebung von Abgaben und Gel-

tendmachung von Kostenerstattungen für die zentrale und dezentrale Abwasserbeseitigung (Bei-

trags- und Gebührensatzung Abwasserbeseitigung - BGS) wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Jeder kann Einsicht in die Satzung und die Anlagen nehmen. Einsicht ist während der Dienstzeit 

möglich beim Amt Mittelholstein, Am Markt 15, 24594 Hohenwestedt, Zimmer 100, oder auf der 

Homepage des Amtes Mittelholstein unter www.amt-mittelholstein.de. 
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Bekanntmachung 
 

Jahresabschluss der Gemeindewerke Hohenwestedt Kommunalservice  
für das Wirtschaftsjahr 2021 

 
 
 
Der Jahresabschluss 2021 der Gemeindewerke Hohenwestedt Kommunalservice ist von Dennis 
Max Förster (EEP GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft aus Neumünster) geprüft worden.  
 
Es wurde der beigefügte Bestätigungsvermerk vom 29.11.2022 erteilt. 
 

   
Die Gemeindevertretung hat in ihrer Sitzung am 13.12.2022 gemäß § 5 Abs. 1 Ziffer 9 der Eigen-
betriebsverordnung den Jahresabschluss 2021 der Gemeindewerke Hohenwestedt Kommunalser-
vice festgestellt. 
 
 
Der Jahresabschluss 2021 der Gemeindewerke Hohenwestedt Kommunalservice abschließend 
mit einer 
 
Bilanzsumme in Höhe von  40.283.210,06€  
Erträgen in Höhe von 2.774.374,63€  
Aufwendungen in Höhe von 2.746.153,84€  
 
und einem Jahresgewinn in Höhe von 28.220,79€  
wird in der von EHLER, ERMER & PARTNER geprüften Form festgestellt. 
 
Der Jahresverlust des Freibades  77.315,76€                   
wird auf neue Rechnung vorgetragen. 
  
Der Jahresgewinn des Bauhofes, 16.437,57€  
der Jahresgewinn aus der Abwassersparte 9.336,98€  
und der Jahresgewinn aus der Beteiligungssparte   79.762,00€ 
werden auf neue Rechnung vorgetragen.   
 
 
 
Der Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2021, bestehend aus der Bilanz, der Gewinn- und 
Verlustrechnung, dem Lagebericht und dem Anhang, liegt öffentlich aus. Er kann vom 09.01.2023 
bis zum 20.01.2023 während der Sprechzeiten der Gemeindewerke Hohenwestedt, Am Gaswerk 
8, 24594 Hohenwestedt eingesehen werden. 
Um telefonische Anmeldung wird gebeten. 
 
 
Hohenwestedt, 15.12.2022 
 
 
Kay Fischer 
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Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 
  

 

An die Gemeindewerke Hohenwestedt Kommunalservice, Hohenwestedt und den Landrat des Kreises Rendsburg-Eckernförde, 

vertreten durch das Gemeindeprüfungsamt: 

 

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS 

 

Prüfungsurteile 

 

Wir haben den Jahresabschluss der Gemeindewerke Hohenwestedt Kommunalservice, Hohenwestedt, - bestehend aus Bilanz 

zum 31. Dezember 2021 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr vom 01. Januar 2021 bis zum 

31. Dezember 2021 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. 

Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Gemeindewerke Hohenwestedt Kommunalservice für das Wirtschaftsjahr vom 01. 

Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 geprüft. Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnen Erkenntnisse 

 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des 

Bundeslandes Schleswig-Holstein und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 

ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Eigenbetriebs zum 

31. Dezember 2021 sowie seiner Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 01. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 und 

 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs. In allen wesentlichen 

Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften der Eigenbetriebsver-

ordnung des Bundeslandes Schleswig-Holstein und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 

dar.  

 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des 

Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

 

 

 

 

 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB i.V.m. § 13 Abs. 1 

Kommunalprüfungsgesetz Schleswig-Holstein unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-

schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 

Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ 

unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung mit 

den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 

Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise aus-

reichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und Lagebericht zu dienen. 
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Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Werkausschusses für den Jahresabschluss und den Lagebericht 

 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den landesrechtlichen Vorschriften 

der Eigenbetriebsverordnung Schleswig-Holstein in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss 

unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 

Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 

für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als not-

wendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten 

oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.  

 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit des Eigenbetriebs zur 

Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammen-

hang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwort-

lich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem 

nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild 

von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den 

Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung Schleswig-Holstein entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-

lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), 

die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deut-

schen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht er-

bringen zu können. 

 

Der Werkausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des Eigenbetriebs zur Aufstellung 

des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen - beabsich-

tigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 

Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonne-

nen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden landesrechtlichen Vorschrif-

ten der Eigenbetriebsverordnung Schleswig-Holstein entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-

fend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebe-

richt beinhaltet.  

 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB 

unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-

prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen 

oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass 

sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Ent-

scheidungen von Adressaten beeinflussen. 
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus 

 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im 

Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie er-

langen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das 

Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da 

Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen 

bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und den 

für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter 

den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme 

des Eigenbetriebs abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie 

die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden 

Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-

gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, 

ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel 

an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss 

kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 

Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, un-

ser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum 

unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu 

führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob 

der Jahresabschluss die zugrundeliegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Be-

achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 

der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermit-

telte Bild von der Lage des Unternehmens. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im La-

gebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zu-

kunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurtei-

len die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil 

zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrundeliegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebli-

ches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prü-

fung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während un-

serer Prüfung feststellen. 

 

 

ERWEITERUNG DER JAHRESABSCHLUSSPRÜFUNG GEMÄß § 13 Abs.1 Nr. 3 KPG S-H 
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Aussage zu den wirtschaftlichen Verhältnissen 

 

Wir haben uns mit den wirtschaftlichen Verhältnissen des Eigenbetriebs i.S.v. § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG im Wirtschaftsjahr vom 

01. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 befasst. Gemäß § 14 Abs. 3 Kommunalprüfungsgesetz Schleswig-Holstein haben wir 

in dem Bestätigungsvermerk auf unsere Tätigkeit einzugehen. 

 

Auf Basis unserer durchgeführten Tätigkeiten sind wir zu der Auffassung gelangt, dass uns keine Sachverhalte bekannt geworden 

sind, die zu wesentlichen Beanstandungen der wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebs Anlass geben. 

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 

 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebs sowie für die Vorkehrungen 

und Maßnahmen (Systeme), die sie dafür als notwendig erachtet haben. 

Verantwortung des Abschlussprüfers 

 

Unsere Tätigkeit haben wir entsprechend dem IDW Prüfungsstandard: Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprü-

fung nach § 53 HGrG (IDW PS 720), Fragenkreise 11 bis 16, durchgeführt. 

 

Unsere Verantwortung nach diesen Grundsätzen ist es, anhand der Beantwortung der Fragen der Fragenkreise 11 bis 16 zu wür-

digen, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse zu wesentlichen Beanstandungen Anlass geben. Dabei ist es nicht Aufgabe des Ab-

schlussprüfers, die sachliche Zweckmäßigkeit der Entscheidungen der gesetzlichen Vertreter und die Geschäftspolitik zu beurtei-

len. 

 

Neumünster, den 29. November 2022 

        EEP GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 

 

 

gez. Nebelung   gez. Förster 

                                                                                 Wirtschaftsprüfer                             Wirtschaftsprüfer  
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Amtliche Bekanntmachung 
 

Jahresabschluss der Gemeindewerke Aukrug für das Wirtschaftsjahr 2021 
 
 
 

Der Jahresabschluss 2021 der Gemeindewerke Aukrug ist von Dennis Max Förster (EEP GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft aus Neumünster) geprüft worden.  
 
Es wurde der beigefügte Bestätigungsvermerk vom 23.11.2022 erteilt. 
 

   
Die Gemeindevertretung hat in ihrer Sitzung am 08.12.2022 gemäß § 5 Abs. 1 Ziffer 9 der  
Eigenbetriebsverordnung den Jahresabschluss 2021 der Gemeindewerke Aukrug festgestellt. 
 
 
Der Jahresabschluss 2021 der Gemeindewerke Aukrug abschließend mit einer 
 
Bilanzsumme in Höhe von  8.649.497,48€  
Erträgen in Höhe von 1.070.242,51€  
Aufwendungen in Höhe von 1.068.643,26€  
 
und einem Jahresgewinn in Höhe von 1.599,25€  
wird in der von EHLER, ERMER & PARTNER geprüften Form festgestellt. 
 
Der Jahresverlust der Abwassersparte  43.265,67€                   
wird auf neue Rechnung vorgetragen. 
  
Der Jahresgewinn der Wärmeversorgung 29.536,47€  
der Jahresgewinn aus Vermögensverwaltung 894,81€  
und der Jahresgewinn aus der Beteiligungssparte     7.641,12€ 
werden auf neue Rechnung vorgetragen.   
 
Der Jahresgewinn der Wasserversorgung 6.792,52€                   
wird mit 322,62€ in die allgemeine Rücklage 
und mit 6.469,90€ in die Rücklage aus kalkulatorischen Einnahmen eingestellt. 
 

 
Der Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2021, bestehend aus der Bilanz, der Gewinn- und 
Verlustrechnung, dem Lagebericht und dem Anhang, liegt öffentlich aus. Er kann vom 09.01.2023 
bis zum 20.01.2023 während der Sprechzeiten der Gemeindewerke Hohenwestedt, Am Gaswerk 
8, 24594 Hohenwestedt eingesehen werden. 
Um telefonische Anmeldung wird gebeten. 

 
 
 

Hohenwestedt, 15.12.2022 
 
 
 

gez. Kay Fischer, Werkleiter 
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Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 
  

 

An die Gemeindewerke Aukrug, Aukrug, und an den Landrat des Kreises Rendsburg-Eckernförde, vertreten durch das Gemeinde-

prüfungsamt 

 

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS 

 

Prüfungsurteile 

 

Wir haben den Jahresabschluss der Gemeindewerke Aukrug, Aukrug - bestehend aus Bilanz zum 31. Dezember 2021 und der Ge-

winn- und Verlustrechnung für das Wirtschaftsjahr 01. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 sowie dem Anhang, einschließlich 

der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Gemein-

dewerke Aukrug für das Wirtschaftsjahr vom 01. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 geprüft. Nach unserer Beurteilung auf-

grund der bei der Prüfung gewonnen Erkenntnisse 

 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung des 

Bundeslandes Schleswig-Holstein und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 

ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Eigenbetriebs zum 

31. Dezember 2021 sowie seiner Ertragslage für das Wirtschaftsjahr vom 01. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 und 

 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigenbetriebs. In allen wesentlichen 

Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den Vorschriften der Eigenbetriebsver-

ordnung des Bundeslandes Schleswig-Holstein und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend 

dar.  

 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des 

Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB i.V.m. § 13 Abs. 1 

Kommunalprüfungsgesetz Schleswig-Holstein unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deut-

schen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 

Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ 

unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung mit 

den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 

Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise aus-

reichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und Lagebericht zu dienen. 

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Werkausschusses für den Jahresabschluss und den Lagebericht 

 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den landesrechtlichen Vorschriften 

der Eigenbetriebsverordnung Schleswig-Holstein in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss 

unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes 
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Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich 

für die internen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als not-

wendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen – beabsichtigten 

oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist.  

 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit des Eigenbetriebs zur 

Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammen-

hang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwort-

lich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem 

nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild 

von der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den 

Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung Schleswig-Holstein entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwick-

lung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), 

die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deut-

schen gesetzlichen Vorschriften zu ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht er-

bringen zu können. 

 

Der Werkausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses des Eigenbetriebs zur Aufstellung 

des Jahresabschlusses und des Lageberichts. 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen - beabsich-

tigten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des 

Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonne-

nen Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden landesrechtlichen Vorschrif-

ten der Eigenbetriebsverordnung Schleswig-Holstein entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutref-

fend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebe-

richt beinhaltet.  

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB 

unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-

prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen 

oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass 

sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Ent-

scheidungen von Adressaten beeinflussen. 

 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus 

 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellungen im 

Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie er-

langen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das 

Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrichtigkeiten, da 

Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen 

bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 
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• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und den 

für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter 

den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme 

des Eigenbetriebs abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie 

die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden 

Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-

gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, 

ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel 

an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss 

kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen 

Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, un-

ser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum 

unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu 

führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie ob 

der Jahresabschluss die zugrundeliegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Be-

achtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild 

der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm vermit-

telte Bild von der Lage des Unternehmens. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im La-

gebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zu-

kunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beurtei-

len die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsurteil 

zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrundeliegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebli-

ches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prü-

fung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während un-

serer Prüfung feststellen. 

 

 

ERWEITERUNG DER JAHRESABSCHLUSSPRÜFUNG GEMÄß § 13 Abs.1 Nr. 3 KPG S-H 

 

Aussage zu den wirtschaftlichen Verhältnissen 

 

Wir haben uns mit den wirtschaftlichen Verhältnissen des Eigenbetriebs i.S.v. § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG im Wirtschafts-jahr vom 

01. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 befasst. Gemäß § 14 Abs. 3 Kommunalprüfungsgesetz Schleswig-Holstein haben wir 

in dem Bestätigungsvermerk auf unsere Tätigkeit einzugehen. 

 

Auf Basis unserer durchgeführten Tätigkeiten sind wir zu der Auffassung gelangt, dass uns keine Sachverhalte bekannt geworden 

sind, die zu wesentlichen Beanstandungen der wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebs Anlass geben. 

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 
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Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die wirtschaftlichen Verhältnisse des Eigenbetriebs sowie für die Vorkehrungen 

und Maßnahmen (Systeme), die sie dafür als notwendig erachtet haben.  

Verantwortung des Abschlussprüfers 

 

Unsere Tätigkeit haben wir entsprechend dem IDW Prüfungsstandard: Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprü-

fung nach § 53 HGrG (IDW PS 720), Fragenkreise 11 bis 16, durchgeführt. 

 

Unsere Verantwortung nach diesen Grundsätzen ist es, anhand der Beantwortung der Fragen der Fragenkreise 11 bis 16 zu wür-

digen, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse zu wesentlichen Beanstandungen Anlass geben. Dabei ist es nicht Aufgabe des Ab-

schlussprüfers, die sachliche Zweckmäßigkeit der Entscheidungen der gesetzlichen Vertreter und die Geschäftspolitik zu beurtei-

len. 

 

Neumünster, den 23. November 2022 

        EEP GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 

 

 

gez. Nebelung   gez. Förster 

                                                                                 Wirtschaftsprüfer                           Wirtschaftsprüfer 
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Amtliche Bekanntmachung 

 

Gemeindewerke Hohenwestedt Kommunalservice 

Zusammenstellung: 

1. Es betragen 

  1.1 im Erfolgsplan  

   die Erträge 4.290.550,00 €  

   die Aufwendungen 4.169.050,00 €  

   der Jahresergebnis 121.500,00 €  

 

  1.2 im Vermögensplan   

   die Einnahmen 2.611.150,00 €  

   die Ausgaben 2.611.150,00 €  

 

 

2. Es werden festgesetzt 

  2.1 Der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen 

   und Investitionsförderungsmaßnahmen auf 

     0,00 €  

    

  2.2 Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen auf 
 
                                                                        0,00 € 

                                       

    

  2.3 Der Höchstbetrag der Kassenkredite auf 

                                                            3.000.000,00 € 

     

    

        Gemeinde Hohenwestedt 

 

Hohenwestedt, 13.12.2022     gez. Jan Butenschön 

Bürgermeister 
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Amtliche Bekanntmachung 

 

Jahresabschluss der Gemeindewerke Hohenwestedt GmbH 
für das Wirtschaftsjahr 2021 

 
 
 
Der Jahresabschluss 2021 der Gemeindewerke Hohenwestedt GmbH ist von Dennis Max Förster 
(EEP GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft aus Neumünster) geprüft worden.  
 
Es wurde der beigefügte Bestätigungsvermerk vom 04.10.2022 erteilt. 
 
Der Gemeindevertretung Hohenwestedt wurde der Jahresabschluss 2021 am 04.10.2022 im 
Rahmen der Jahresabschlussbesprechung vorgestellt. Beanstandungen gab es nicht und abwei-
chende Anträge zur Gewinnverwendung wurden nicht gestellt. 
 
Der Jahresüberschuss in Höhe von 644.235,73€ soll folgendermaßen verwendet werden: 
 
Der Jahresgewinn in Höhe von 564.235,73€ wird in die Gewinnrücklage der Gemeindewerke Ho-
henwestedt GmbH eingestellt. 
Der Jahresgewinn in Höhe von 80.000,00€ wird an die Gemeindewerke Hohenwestedt Kommu-
nalservice ausgeschüttet. 
 
 
Der Jahresabschluss für das Wirtschaftsjahr 2021, bestehend aus der Bilanz, der Gewinn- und 
Verlustrechnung, dem Lagebericht und dem Anhang, liegt öffentlich aus. Er kann vom 09.01.2023 
bis zum 20.01.2023 während der Sprechzeiten der Gemeindewerke Hohenwestedt, Am Gaswerk 
8, 24594 Hohenwestedt eingesehen werden. 
Um telefonische Anmeldung wird gebeten. 
 
 
Hohenwestedt, 15.12.2022 
 
 
Kay Fischer 
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Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 
  

 

An die Gemeindewerke Hohenwestedt GmbH, Hohenwestedt, und den Landrat des Kreises Rendsburg-Eckernförde, vertreten 

durch das Gemeindeprüfungsamt: 

 

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS 

 

An die Gemeindewerke Hohenwestedt GmbH, Hohenwestedt, und den Landrat des Kreises Rendsburg-Eckernförde, vertreten 

durch das Gemeindeprüfungsamt: 

 

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS 

 

Prüfungsurteile 

 

Wir haben den Jahresabschluss der Gemeindewerke Hohenwestedt GmbH - bestehend aus Bilanz zum 31. Dezember 2021 und der 

Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 01. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 sowie dem Anhang, einschließlich 

der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus haben wir den Lagebericht der Gemeinde-

werke Hohenwestedt GmbH für das Geschäftsjahr vom 01. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 geprüft. Nach unserer Beurtei-

lung aufgrund der bei der Prüfung gewonnen Erkenntnisse 

 

• entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für Kapitalgesellschaften gel-

tenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger 

Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft 

zum 31. Dezember 2021 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 01. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 

und 

 

• vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der Gesellschaft. In allen wesentlichen 

Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschrif-

ten und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  

 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des 

Jahresabschlusses und des Lageberichts geführt hat. 

 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Übereinstimmung mit § 317 HGB i.V.m.  

§ 13 Abs. 1 Kommunalprüfungsgesetz Schleswig-Holstein unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestell-

ten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 

Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts“ 

unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit 

den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in 

Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise aus-

reichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und Lagebericht zu dienen. 
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Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrates für den Jahresabschluss und den Lagebericht 

 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den deutschen, für Kapitalgesellschaf-

ten geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter 

Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die inter-

nen Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig be-

stimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeab-

sichtigten - falschen Darstellungen ist.  

 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der Gesellschaft zur 

Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang 

mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf 

der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht 

tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild 

von der Lage der Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den deut-

schen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner 

sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet 

haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu 

ermöglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

 

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft zur Aufstellung des Jah-

resabschlusses und des Lageberichts. 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 

 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtig-

ten oder unbeabsichtigten - falschen Darstellungen ist und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage der 

Gesellschaft vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen 

Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zukünftigen 

Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 

zum Lagebericht beinhaltet.  

 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB 

unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-

prüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen 

oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie 

einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidun-

gen von Adressaten beeinflussen. 

 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung. Darüber hinaus 

 

• identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsichtigter – falscher Darstellungen 

im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch so-
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wie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu die-

nen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Unrich-

tigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende 

Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können. 

• gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und 

den für die Prüfung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die 

unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser 

Systeme der Gesellschaft abzugeben. 

• beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie 

die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden 

Angaben. 

• ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern angewandten Rechnungsle-

gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachwei-

se, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame 

Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem 

Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazu-

gehörigen Angaben im Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unange-

messen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage 

der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenhei-

ten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

• beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der Angaben sowie 

ob der Jahresabschluss die zugrundeliegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss un-

ter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entspre-

chendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 

• beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von ihm 

vermittelte Bild von der Lage des Unternehmens. 

• führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im 

Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zu-

kunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beur-

teilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungs-

urteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrundeliegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht 

ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abwei-

chen. 

 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prü-

fung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unse-

rer Prüfung feststellen. 

 

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DER EINHALTUNG DER RECHNUNGSLEGUNGSPFLICHTEN 

NACH § 6b Abs. 3 EnWG 

 

Prüfungsurteile 

 

Wir haben die Einhaltung der Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG, wonach für die Tätigkeiten nach § 6b Abs. 3 

EnWG getrennte Konten zu führen sind, für das Geschäftsjahr vom 01. Januar 2021 bis zum  
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31. Dezember 2021 geprüft. Darüber hinaus haben wir den Tätigkeitsabschluss für die Tätigkeit Gasnetz - bestehend aus der Bilanz 

zum 31. Dezember 2021 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 01. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 

2021 einschließlich der Angaben zu den Regeln, nach denen die Gegenstände des Aktiv- und Passivvermögens sowie die Aufwen-

dungen und Erträge den gemäß § 6b Abs. 3 Satz 1 bis 4 EnWG geführten Konten zugeordnet worden sind - geprüft. 

 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnen Erkenntnisse 

 

• wurden die Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG, wonach für die Tätigkeiten nach § 6b  

Abs. 3 EnWG getrennte Konten zu führen sind, für das Geschäftsjahr vom 01. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 in 

allen wesentlichen Belangen erfüllt und 

• entspricht der beigefügte Tätigkeitsabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften des § 6b Abs. 3 EnWG. 

 

 

 

 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

 

Wir haben unsere Prüfung nach § 6b Abs. 5 EnWG unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 

Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur Rechnungsle-

gung nach § 6b Abs. 3 EnWG“ sowie im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses und 

des Lageberichts“ weitergehend beschrieben. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend 

und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile hierzu zu dienen. 

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für die Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG 

 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Einhaltung der Pflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG sowie für die Vorkehrungen 

und Maßnahmen (Systeme), die sie zur Einhaltung dieser Pflichten als notwendig erachtet haben. 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur Rechnungslegung  

nach § 6b Abs. 3 EnWG 

 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob die Pflichten zur Rechnungslegung nach  

§ 6b Abs. 3 EnWG in allen wesentlichen Belangen erfüllt wurden sowie einen Vermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zur 

Einhaltung der Pflichten zur Rechnungslegung nach § 6b Abs. 3 EnWG beinhaltet. Die Prüfung umfasst die Beurteilung, ob die 

Wertansätze und die Zuordnung der Konten nach § 6b Abs. 3 EnWG sachgerecht und nachvollziehbar erfolgt sind und der Grund-

satz der Stetigkeit beachtet wurde. 

 

ERWEITERUNG DER JAHRESABSCHLUSSPRÜFUNG GEMÄß § 13 Abs.1 Nr. 3 KPG SH 

 

Aussage zu den wirtschaftlichen Verhältnissen 

 

Wir haben uns mit den wirtschaftlichen Verhältnissen der Gesellschaft i.S.v. § 53 Abs. 1 Nr. 2 HGrG im Geschäftsjahr vom 

01. Januar 2021 bis zum 31. Dezember 2021 befasst. Gemäß § 14 Abs. 3 Kommunalprüfungsgesetz Schleswig-Holstein haben wir in 

dem Bestätigungsvermerk auf unsere Tätigkeit einzugehen. 
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Auf Basis unserer durchgeführten Tätigkeiten sind wir zu der Auffassung gelangt, dass uns keine Sachverhalte bekannt geworden 

sind, die zu wesentlichen Beanstandungen der wirtschaftlichen Verhältnisse der Gesellschaft Anlass geben. 

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 

 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die wirtschaftlichen Verhältnisse der Gesellschaft sowie für die Vorkehrungen 

und Maßnahmen (Systeme), die sie dafür als notwendig erachtet haben.  

 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers 

 

Unsere Tätigkeit haben wir entsprechend dem IDW Prüfungsstandard: Berichterstattung über die Erweiterung der Abschlussprü-

fung nach § 53 HGrG (IDW PS 720), Fragenkreise 11 bis 16, durchgeführt. 

 

Unsere Verantwortung nach diesen Grundsätzen ist es, anhand der Beantwortung der Fragen der Fragenkreise 11 bis 16 zu würdi-

gen, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse zu wesentlichen Beanstandungen Anlass geben. Dabei ist es nicht Aufgabe des Abschluss-

prüfers, die sachliche Zweckmäßigkeit der Entscheidungen der gesetzlichen Vertreter und die Geschäftspolitik zu beurteilen. 

 

Neumünster, den 04. Oktober 2022 

 

 

 

        EEP GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

 

 

 

 

  Nebelung              Förster 

                                                                                    Wirtschaftsprüfer                    Wirtschaftsprüfer 
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Amtliche Bekanntmachung 

 

Amt Mittelholstein  
- Der Amtsdirektor - 
für die Gemeinde Hohenwestedt 
 

Bekanntmachung der Aufstellung der 9. Änderung des Flächennutzungsplanes  
„Westlich Glüsing“ der Gemeinde Hohenwestedt für das Gebiet südlich der Straße „Glü-
sing“ und der Bebauung „Glüsing“ Nr. 26 und 28 sowie „Glüsinger Ring“ 6 bis 18 (ungerade 
Hausnummern), westlich der Bebauung „Glüsinger Ring“ 24 - 28 (gerade Hausnummern) 
und „Itzehoer Straße“ 87, nördlich der Fischereiteiche und der B 430 und östlich der Be-
bauung „Glüsing“ 32 und des Flurstücks Gemarkung Glüsing Flur 4, Flurstück 90 (siehe 
Planskizze) 

 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Hohenwestedt hat auf ihrer Sitzung am 13.12.2022 die 
Aufstellung der 9. Änderung des Flächennutzungsplanes „Westlich Glüsing“ für das Gebiet südlich 
der Straße „Glüsing“ und der Bebauung „Glüsing“ Nr. 26 und 28 sowie „Glüsinger Ring“ 6 bis 18 
(ungerade Hausnummern), westlich der Bebauung „Glüsinger Ring“ 24 - 28 (gerade Hausnum-
mern) und „Itzehoer Straße“ 87, nördlich der Fischereiteiche und der B 430 und östlich der Bebau-
ung „Glüsing“ 32 und des Flurstücks Gemarkung Glüsing Flur 4, Flurstück 90“ (siehe Planskizze) 
beschlossen. 

 

Planskizze (unmaßstäblich) 
des Gebietes der 9. Änderung des Flächennutzungsplanes  

„Westlich Glüsing“  
(schwarz-gestrichelt-umrandet) 
der Gemeinde Hohenwestedt 

 

 
 
Dieser Beschluss wird hiermit bekannt gemacht. 
 

Hohenwestedt den 16.12.2022 
 
Amt Mittelholstein  
- Der Amtsdirektor - 
Im Auftrag 
gez. Janine Heitmann-Rohweder 
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Amtliche Bekanntmachung 

 

Amt Mittelholstein  
- Der Amtsdirektor - 
für die Gemeinde Hohenwestedt 
 

Bekanntmachung der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 61 „Westlich Glüsing“ der Ge-
meinde Hohenwestedt für das Gebiet südlich der Straße „Glüsing“ und der Bebauung „Glü-
sing“ Nr. 26 und 28 sowie „Glüsinger Ring“ 6 bis 18 (ungerade Hausnummern), westlich der 
Bebauung „Glüsinger Ring“ 24 - 28 (gerade Hausnummern) und „Itzehoer Straße“ 87, nörd-
lich der Fischereiteiche und der B 430 und östlich der Bebauung „Glüsing“ 32 und des 
Flurstücks Gemarkung Glüsing Flur 4, Flurstück 90 (siehe Planskizze) 

 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Hohenwestedt hat auf ihrer Sitzung am 13.12.2022 die 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 61 „Westlich Glüsing“ für das Gebiet südlich der Straße 
„Glüsing“ und der Bebauung „Glüsing“ Nr. 26 und 28 sowie „Glüsinger Ring“ 6 bis 18 (ungerade 
Hausnummern), westlich der Bebauung „Glüsinger Ring“ 24 - 28 (gerade Hausnummern) und 
„Itzehoer Straße“ 87, nördlich der Fischereiteiche und der B 430 und östlich der Bebauung „Glü-
sing“ 32 und des Flurstücks Gemarkung Glüsing Flur 4, Flurstück 90“ (siehe Planskizze) beschlos-
sen. 

 

Planskizze (unmaßstäblich) 
des Geltungsbereiches des B-Planes Nr. 61  

„Westlich Glüsing“  
(rot-gestrichelt-umrandet) 

der Gemeinde Hohenwestedt 
 

 
 
Dieser Beschluss wird hiermit bekannt gemacht. 
 

Hohenwestedt den 16.12.2022 
 
Amt Mittelholstein  
- Der Amtsdirektor - 
Im Auftrag 
gez. Janine Heitmann-Rohweder 
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Amtliche Bekanntmachung 

 

Amt Mittelholstein  
- Der Amtsdirektor - 
für die Gemeinde Hohenwestedt 
 
 
 

Bekanntmachung der Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 64 „Wapelfelder Weg“ für das 
Gebiet der Parzellen Gemarkung Hohenwestedt Flur 8, Flurstücke 13/6, 17/1, 12/12 und 
12/30 (siehe Planskizze) im Verfahren gemäß § 13 a BauGB 
 

 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Hohenwestedt hat auf ihrer Sitzung am 13.12.2022 die 
Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 64 „Wapelfelder Weg“ für das Gebiet der Parzellen Gemar-
kung Hohenwestedt Flur 8, Flurstücke 13/6, 17/1, 12/12 und 12/30 (siehe Planskizze) unter An-
wendung des § 13 a BauGB beschlossen.  
Von der frühzeitigen Unterrichtung und der Erörterung wird gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 1 BauGB abge-
sehen. 

 
 

Planskizze (unmaßstäblich) 
des Geltungsbereiches des B-Planes Nr. 64  

„Wapelfelder Weg“  
(gelb-umrandet) 

der Gemeinde Hohenwestedt 
 

 
 
 
Dieser Beschluss wird hiermit bekannt gemacht. 
 
 

Hohenwestedt den 16.12.2022 
 
Amt Mittelholstein  
- Der Amtsdirektor - 
Im Auftrag 
gez. Janine Heitmann-Rohweder 
 

 


